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JÜDISCHE    RUNDSCHAU

Von Jaklin Chatschadorian

Michail Gorbatschow und Barack Ob-
ama haben ihn, Jassir Arafat auch. An-
gela Merkel, Frederica Mogherini und 
Mohammed J. Zarif sind letztes Jahr 
nominiert gewesen: für den Friedens-
nobelpreis. 

Zu den diesjährigen Favoriten zählen 
nach Angaben des Friedensforschungs-
instituts Prio der kongolesische Arzt 
Denis Mukwege und die Jesidin Nadia 
Murad. Beide positionieren sich gegen 
sexuelle Gewalt. Weiterhin seien Papst 
Franziskus, die – Islamisten naheste-
henden – syrischen Weißhelme, der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschen-
rechte, das UN-Flüchtlingshilfswerk 
UNHCR und die regierungskritische 
russische Zeitung „Nowaja Gaseta“ im 
Rennen um die Auszeichnung.

Obama, Arafat, Merkel
Bei einigen Namen fragt man sich ernst-
haft nach dem eigentlichen Grund der 
Nominierung bzw. der sodann erfolg-
ten Verleihung. Drei Beispiele: Barack 
Obama erhielt den Friedensnobelpreis 
2009, nach nur neun Monaten im Amt. 
Die Überraschung war so groß, dass 
nicht nur seine Kritiker spotteten, man 
bekäme den Friedensnobelpreis in-
zwischen nur für Versprechen. Auch 
der Neugewählte selbst ließ, zunächst 
nur ein einziges Wort, „wow“, an die 
Medien übermitteln. Jassir Arafat er-
hielt den Nobelpreis für noch weniger. 
Er mimte Friedensverhandlungen per 
Handschlag für die Presse. Für einen 
Terroristen ein durchaus bemerkens-
werter Erfolg. Angela Merkel wurde 
2016 als Favoritin gehandelt. Nicht, 
weil sie im Herbst 2015 Menschenmas-
sen ohne Ansehen ihrer Person ins Land 
ließ, nicht wegen der vielen Selfies mit 

Flüchtlingen, sondern weil sie zu dieser 
Entscheidung stand, sie zum politischen 
Programm machte und scheinbar „op-
ferbereit“ gegen Angriffe verteidigte. 
Heute wissen wir, sie wurde – de facto 
– ihrer Entscheidungsschwäche wegen 
nominiert. Sie sorgte sich um mögliche 
Gewaltszenen, die Grenze blieb offen. 
Es fand sich keiner, der die Verantwor-
tung für die Schließung übernehmen 
wollte. Um dieses Dilemma zu verde-
cken, blieb sie stur und relativiert bis 
heute die Situation und ihre verheeren-
den Folgen.

Allein wegen dieser drei Protagonis-
ten könnte man eigentlich auf die Idee 
kommen, den Friedensnobelpreis – 
ähnlich dem Echo – wegen Imagever-
lustes abzuschaffen oder ihn zumindest 
mit dem Oscar aus Hollywood zu ver-
schmelzen.

Was kann der Friedensnobelpreis, der 
wichtigste internationale Friedenspreis, 
noch wert sein? Nach seiner Zielsetzung 
durch Alfred Nobel soll er eigentlich an 
denjenigen vergeben werden, der am in-
tensivsten auf die Verbrüderung der Völ-
ker hinwirkt und damit der Menschheit 
den jährlich größten Nutzen erbringt.

Wo aber sehen wir echten Friedens-
beitrag in Zeiten blühenden Waffenhan-
dels? Sie denken an den Parlamentsab-
geordneten Sigmar Gabriel und seine 
Türkeipolitik? Damit wären wir eigent-
lich beim Prix Pantheon.

Nein, lassen sie uns zwei große Frie-
densverhandlungen, die zwar noch 
nicht zum Erfolg geführt haben, aber 
auch noch nicht abgeschlossen sind, 
miteinander vergleichen.

Auf der einen Seite stehen der Iran 
und die EU, zusammen mit anderen 
Verhandlungspartnern, darunter auch 
die USA unter der Administration Ba-
rack Obama.

Iran-Abkommen
2015 unterzeichnete man einen Ver-
trag, zuweilen als historisches Abkom-
men bezeichnet, mit welchem der Iran 
auf die Entwicklung von Kernwaffen 
verzichtet. Im Gegenzug hat man die 
Aufhebung von Wirtschaftssanktionen 
vereinbart. Aufschwung gegen Frieden, 
erreicht durch Dialog!

Die Realität sieht knapp drei Jahre 
später anders aus. Die Wirtschaftskrise 
im Iran hält an. Es fehlt der Bevölke-
rung an Arbeit und Geld. Vom Unmut 
und Frust profitieren vor allem die 
radikalen, religiösen Kräfte im Land. 
Sie sehen den Verrat an den Funda-
menten der islamischen Revolution 
bestätigt, beklagen die Anbiederung 
an den Westen und wollen den Vertrag 
aufkündigen. Gleichzeitig versucht der 
Iran nach Angaben des Bundesverfas-
sungsschutzes weiterhin an deutsche 
Kernwaffentechnik heranzukommen. 
Die EU, als Architekt dieser Vereinba-
rung, hält gleichwohl an dem Deal fest. 
Sie versucht die Balance zwischen dem 
Iran und den USA zu halten, um eine 
einseitige Aufkündigung und einer die-
ser Aufkündigung zwangsläufig zu fol-
gende, härtere Gangart zu vermeiden. 
Einerseits beknien europäische Dele-
gationen die amerikanische Seite, ande-
rerseits spricht sich das EU-Parlament 
sogar für militärische Kooperationen 
zwischen EU-Ländern und dem Iran 
aus.

Im Besonderen zeigt sich die Bundes-
republik Deutschland gegenüber dem 
Iran nachgiebig. Sie stört sich nicht an 
den Hasstiraden gen Israel oder den 
Warnungen eigener Behörden und un-
terbindet jede Idee um Sanktionen im 
Keim. Man plädiert für Dialog und Zeit, 
die notwendig sei, um das gegenseitige 
Misstrauen abzubauen.

JÜDISCHE RUNDSCHAU schlägt vor:
Friedensnobelpreis für Donald Trump!

Liebe Leserinnen und liebe Leser,

der April hielt für das jüdische Volk eine gan-
ze Reihe von Festtagen bereit. Tage der Trau-
er und Tage des Feierns. Dem Gedenken an 
die Ermordeten der Schoah, an die Helden 
des Warschauer Ghettos, an die Opfer des 
Terrors gegen Juden und an die gefallenen 
Soldaten des jüdischen Staates folgten der 
Stolz und die Freude über 70 Jahre Israel, des 
kleinen, aber wundervollen jüdischen Staa-
tes, der einzigen Demokratie im gesamten 
Nahen Osten, erfolgreich, lebensfroh, stand-
haft und verteidigungsbereit in einem Meer 
erbitterter arabischer Judenfeindschaft  und 
missglückter menschenverachtender islami-
scher Blutherrschaften und Unrechtsregime. 

„State of Israel is born“, so titelte freudig 
die „Palestine Post“ (heute „Jerusalem Post“) 
im Mai 1948, als der dem Königreich Judäa 
vor über 2.000 Jahren von den römischen 
Besatzern aufgezwungene Name Palästina 
noch kein Etikettenschwindel für eine frei 
erfundene Identität arabischer Usurpatoren 
war, sondern das bezeichnete, was es wirk-
lich ist und für immer sein wird – die histori-
sche Heimat des jüdischen Volkes.

Der zweifelsfrei belegte und vielfach aus-
gewiesene historisch legitimierte Anspruch 
auf sein jahrtausendealtes Staatsgebiet und 
seine ungeteilte Hauptstadt Jerusalem konn-
ten nicht verhindern, dass – durch unsere 
Anstand und vor allem Vernunft entbehren-
de Politik – Islamanbiederung und Delegi-
timierung des jüdischen Staates sowie eine 
in trauter Verbundenheit mit islamischen 
Schurkenstaaten praktizierte Leugnung des 
geschichtlichen Anrechts des jüdischen Vol-
kes auf sein Stammland in Judäa, Samaria 
und Galiläa und ganz besonders auf seine 
ungeteilte Hauptstadt Jerusalem heute wie-
der die deutsche und westeuropäische Poli-
tik bestimmen.
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Die US-Botschaft 
zieht endlich nach
Jerusalem
Die Entscheidung  
Donald Trumps war
überfällig 
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Während Präsident Trump offen seine 
Freude über das runde Jubiläum Israels 
ausdrückte, quälte sich unsere Regierungs-
chefin aus gewohnter Rücksichtnahme auf 
die von ihr gern hofierten islamischen Un-
rechtssysteme und die zwischenzeitlich in 
großer Zahl in ihrer und in der ebenfalls ab-
gewählten Partei ihres Koalitionspartners 
befindlichen muslimischen Parteigenos-
sen kaum ein, selbst auch nur dem gerings-
ten diplomatischen Anspruch genügendes 
minimales Grußwort-Surrogat ab.

Dabei hätte es Frau Merkel und damit 
gerade Deutschland nicht schlecht zu Ge-
sicht gestanden – statt der aus Rücksicht 
auf islamische Befindlichkeiten abge-
spulten halbherzigen, inhaltsleeren und 
folgenlosen Floskeln, wenn schon nicht 
früher geschehen den 70. Jahrestag des 
jüdischen Staates zu nutzen, um den rich-
tigen und überfälligen Schritt des US-Prä-
sidenten Donald Trump mitzugehen und 
die deutsche Botschaft in Israel ebenfalls 
nach Jerusalem, in die legitime, ungeteilte 
und ewige Hauptstadt des jüdischen Vol-
kes zu verlegen.

In jedem Falle hätte sie sich damit die 
naheliegende Frage erspart, welchen Ort 
gerade sie als deutsche Kanzlerin denn 
als Hauptstadt Israels sehen möchte. Von 
Interesse dürfte ganz sicher auch sein, 
ob die israelische Regierung etwa bei der 
nach Annexion der Ostzone durch die 
BRD erfolgten Verlegung der deutschen 
Hauptstadt von Bonn nach Berlin mitreden 
durfte, mitgeredet hat oder überhaupt 
mitreden wollte, wie es etwa die deutsche 
Politik samt ihres sich zu Ehren des arabi-
schen Terroristen Arafat verbeugenden 
Trump- und Israel-Feindes im Amt des 
Bundespräsidenten im Falle Jerusalems 
ungefragt und unentwegt tut.

Wenn überhaupt jemand, dann hätte 
– anders als Deutschland im Falle Jerusa-
lems – gerade der jüdische Staat Israel his-
torischen Grund genug gehabt, sich zu der 
Hauptstadtfrage Deutschlands zu äußern. 
Hat doch Berlin, das in seiner ungeteilten 
Form zuletzt als Regierungssitz Hitlers, 
Tagungsort der Wannsee-Konferenz, Sitz 
der GeStaPo-Kommandantur, Hauptstadt 
des Dritten Reichs und Befehlszentrale für 
den Mord an 6 Millionen europäischen 
Juden fungierte, besonders für jüdische 
Menschen mehr als nur eine leidvolle ge-
schichtliche, negative Symbol-Bedeutung 
und eine Belastung, die Bonn in dieser 
Form nicht zu bewältigen hatte. 

Aber unter einer seit bereits mehr als 
zwölf Jahren die Bundesrepublik Deutsch-

land überfordernden Kanzlerschaft Merkel, 
in der Islam-Anbiederung, Distanzierung 
von den USA, Israel-Diffamierung und seit 
Jahren und nur etwa sieben Jahrzehnte 
nach dem Untergang des Nazi-Regimes, 
mit Willkommensgruß unserer Kanzlerin 
importierter gewalttätiger islamischer 
Judenhass, Preisverleihungen an antise-
mitische Muslim-Rapper am Tage des Ge-
denkens für die von den Nazis ermordeten 
Juden Europas, und ungesühnt bleibende 
islamische Prügelattacken auf Juden und 
ihre Kinder an Schulen und nahezu allen 

öffentlichen Orten mittlerweile den All-
tag bestimmen, gehört eine derartige 
und überfällige Geste der historischen 
Redlichkeit nicht zum politischen Wirken 
unserer verfehlten, suizidalen und werte-
vergessenen Politik.

Die einzig geschichtlich berechtigte Ges-
te des Anstandes gegenüber dem kleinen 
demokratischen und westlichen jüdischen 
Staat bleibt dem von der hiesigen Politik 
und den westlichen EU-Führern über jede 
Ratio hinaus angefeindeten US-Präsiden-
ten Donald Trump vorbehalten, dessen 
Politik insgesamt und weltweit erheblich 
vernunftgetragener und erfolgreicher ist, 
als es ihm seine hiesigen Feinde trotz deut-

licher Evidenz zugestehen wollen. 
Der Umzug der Botschaft und die An-

erkennung Jerusalems als historisch legi-
time ungeteilte Hauptstadt des jüdischen 
Staates, der eindeutige Verzicht auf die 
geschichtsklitternde Falschbezeichnung 
„besetzte Gebiete“ für das durch Israel aus 
jordanischer Okkupation befreite Judäa 
und Samaria sind ein großer historischer 
Verdienst dieses US-Präsidenten, und ha-
ben ebenso wie die weitgehende Besei-
tigung des IS, die Hoffnungsbotschaften 
aus Nordkorea und das Infragestellen des 

gefährlichen Atombeschaffungs-Deals 
Obamas und Steinmeiers für das irani-
sche Mord-Regime die Welt dem Frieden 
ein Stück näher gebracht und sind sehr 
zum Missfallen unserer hiesigen Politik 
einzig und allein das große Verdienst 
von Donald Trump. Ihm und keinesfalls 
dem islamaffinen Israelfeind B. Hussein 
Obama steht der Friedensnobelpreis zu, 
der Obama ohne jede Eigenleistung von 
unserer hiesigen und der weltweiten 
Bessermensch-Entourage als Vorschuss-
Lorbeer zugespielt worden ist. 

Dass Präsident Trump diese mehr als 
verdiente Ehrung wohl nie erhalten wird, 
ist nicht etwa einem von seinen Feinden 

erhofften Misserfolg geschuldet, sondern 
eben und vor allem dem Erfolg seiner von 
Vernunft und gesundem Menschenver-
stand getragenen Politik nach innen und 
außen, die immer mehr auch bei seinen 
ehemaligen amerikanischen Nichtwählern 
Wirkung zeigt und für wachsende Zustim-
mungswerte sorgt.

Dies gilt natürlich nicht für unsere hiesi-
ge politische Merkel-Entourage und ihre 
noch weiter links stehenden Unterstützer 
aus dem Lager der grünen und roten Wäh-
lerbevormunder. 

Sie hassen Trump, sie hassen Israel, weil 
sie gesunden Menschenverstand und Er-
folg hassen, die ihnen nur allzu deutlich 
ihre eigene Unzulänglichkeit, ihre Bedeu-
tungslosigkeit und ihre schädliche Nutz-
losigkeit aufzeigen. Lieber richten sie ihr 
eigenes Land und die Welt zugrunde als 
das einzugestehen. 

Nie werden sie einräumen, dass die fort-
schreitende Zerstörung unserer Rechts-
ordnung und der wachsende Antisemi-
tismus zum überwiegenden Teil das von 
ihnen verschuldete Ergebnis linker Islam-
Einlasspolitik sind. Nie werden sie einräu-
men, dass sie sich auch im Falle Trump 
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Frieden durch deutsche  
Unterwürfigkeit?
Auf diese, sehr neu-deutsche Polit-Menta-
lität, auf das Konzept eines Friedens durch 
bedingungslosen Dialog, treffen wir auch, 
wenn wir auf den Umgang Deutschlands 
und der EU auf die Türkei schauen. Und 
wir sehen ihn, wenn wir die Innenpolitik 
unseres Landes betrachten. Jeder Angriff – 
jedenfalls durch bestimmte Akteure – auf 
freiheitliche Werte und jeder Versuch von 
Vertragsbruch im weitesten Sinn, etwa im 
Bereich Integration, wird hingenommen. 
Wieder und wieder wird besonnen die 
Hand ausgestreckt. Doch es führt regel-
mäßig zu nichts. Das unartige Gegenüber 
trotzt gleich einem Kind und überschrei-
tet die nächste Grenze. Um den Frieden 
äußerlich zu wahren, relativieren unsere 
Politiker die Probleme, feiern Selbstver-

ständlichkeiten als Erfolge und wir landen 
früher oder später bei der oben beschriebe-
nen Fehlnominierung von Angela Merkel.

Lassen Sie es uns diesmal anders versu-
chen. Verlassen wir den Pfad eines maßlos 
überforderten, anti-autoritären Erziehers. 
Versuchen wir, Frieden durch Stärke zu 
stiften, ganz klassisch, ganz altmodisch.

Der amtierende US-amerikanische Prä-
sident, in Deutschland der immer-noch-
68er von minderer Beliebtheit, hat es mit 
dem Korea-Konflikt vorgemacht. Ein 
verbaler Schlagabtausch darüber, wer den 
größeren Knopf habe, gepaart mit kluger 
Verhandlungstaktik: Wer nicht hört, muss 
spüren. Nein er hat weder auf besagten 
Atomknopf gedrückt, noch hat er mit der 
Aufhebung von Wirtschaftssanktionen 
Probleme „dialogisierend“ nach hinten 
verschoben. Der vermeintlich verrückte 

Präsident hat mit der Einbeziehung Chi-
nas den wirtschaftlichen Druck von allen 
Seiten erhöht und sich dabei von jeder 
möglichen Folge äußerst unbeeindruckt 
gezeigt.

Trumps entschlossenes Handeln gegen 
den nordkoreanischen Diktator

Nordkorea handelt vor allem in den 
Bereichen Kohle, Autos und Benzin mit 
China. Nichts anderes gilt für den Im-
port von Lebensmitteln aus der bevölke-
rungsreichen Volksrepublik. Gleichzeitig 
hat China ein eigenes Interesse an der 
Stabilität Nordkoreas und ist – immer 
noch – abhängig vom Export in die USA. 
Schließlich könnte ein Zerfall oder ein 
Bürgerkrieg beim Nachbarn zu einer 
nicht unerheblichen Flüchtlingswelle 
Richtung China führen. Ergebnis: Nord- 
und Südkorea streben seit wenigen Tagen 

die atomare Abrüstung und einen Frie-
densvertrag an. Nach einer sportlichen 
Annäherung über Olympia soll nun der 
Kriegszustand alsbald beendet werden 
und Familienzusammenführungen sol-
len noch in diesem Jahr starten. Im Ver-
gleich zum versprochenen wirtschaftli-
chen Aufschwung in einem im System 
erkrankten Iran sind diese Arbeitsver-
sprechen durchaus erfüllbar.

Lassen Sie uns heute Donald Trump für 
den Friedensnobelpreis 2018 nominieren. 
Er hat vielleicht das geschafft, was Micha-
el Gorbatschow und Helmut Kohl mit der 
deutschen Wiedervereinigung geschafft 
haben: eine der gesamten Menschheit 
gewinnbringende Verbrüderung. Dann 
würde auch Angela Merkel „wow“ sagen 
und vielleicht ihre Israelpolitik (Stichwort: 
Hauptstadt Jerusalem) überdenken.

Der entschlossene Politik des US-Präsidenten löst die Probleme, die sein Vorgänger und die EU hinterlassen haben

 Fortsetzung von Seite 1

Bundeskanzlerin Merkel machte keine gute Figur in Washington.

JÜDISCHE RUNDSCHAU schlägt vor:  
Friedensnobelpreis für Donald Trump!



№ 5 (45)     Mai 2018    JÜDISCHE RUNDSCHAU 3WELT

nachhaltig geirrt haben, nie werden sie 
einräumen aufs falsche Pferd gesetzt zu 
haben und dass die dümmliche einsei-
tige Parteinahme der deutschen Politik 
für die Wahlverliererin H. Clinton und die 
über jedes erträgliche Maß hinausgehen-
de Beschimpfung des Wahlsiegers Trump 
für eine fremde Regierung nicht nur di-
plomatisch unzulässig ist, sondern auch 
jede politische Professionalität von Mer-
kel, Steinmeier und Co vermissen lässt. 
Eine derartige Klimavergiftung mit dem 
großen langjährigen Bruder aus Amerika 
lässt sich auch nicht einem – wie gerade 
geschehen – tapsig-ungeschickten Gang 
ins Washingtoner Canossa unserer in je-
der Hinsicht verbrannten Kanzlerin repa-
rieren.

Inzwischen hat diese Politik weitere 
unselige Früchte bereitet und verändert 
– weiterhin repressiv und mit gesell-
schaftlicher Ächtung der Kritiker von den 
Verantwortlichen geleugnet – unser aller 
Leben in Richtung resignativen Abfindens 
mit der uns täglich zunehmend begeg-
nenden islamischen Gewalt. Während 
die Preisverleihung des Echo-Preises an 
antisemitische Müllverse produzierende, 
bildungsnegierende, islamische Juden-
feinde bei nur sehr wenigen ehemaligen 
Preisträgern zu einer Rückgabe des ent-
würdigten Preises geführt hat, und sich 
trotz künftiger Einstellung des sinnent-
leerten Events die sonstige Entrüstung 
darüber, dass unsere Medien öffentlich 
allseits bekannte islamische Antisemi-
ten mit Ehrungen überhäufen, in engen 
Grenzen halten, erschütterte und verunsi-
cherte in den letzten Tagen eine neue is-
lamische Prügelattacke auf offener Straße 
in Berlin die hier lebenden Mitglieder der 
jüdischen Bevölkerungsminderheit.

Sie, unsere Leser, wissen, dass die JÜDI-
SCHE RUNDSCHAU und der Herausgeber 
seit vielen Jahren – nicht erst seit gestern 
– angefeindet von der linken Politik und 

den sich bei ihr anbiedernden jüdischen 
Funktionären vor dieser Entwicklung 
gewarnt haben, und gegen die Talfahrt 
unserer westlichen Lebenswerte sowie 
die galoppierende Verunmöglichung jü-
dischen Lebens in Deutschland anschrei-
ben und dagegen ankämpfen.

Jetzt, wo sich die Attacken auf Juden 
häufen und die widerwärtigen Lügen un-
serer politischen Vertretung und der ihrer 
Ja-Sager-Entourage sowie das verlogene 
Überrascht-Tun, wenn die Früchte des po-
litischen Vorsatzes und Versagens dieser 
Politik in antisemitischen Gewaltvorfällen 
nahezu täglich mehr und mehr sichtbar 
werden, und kaum noch das Alibi oder 
den Umweg über eine vorgeschobene Is-
rael-Kritik benötigen, erfolgen die ersten 
unzulänglichen Reaktionen der Gesell-
schaft und der jüdischen Funktionsträger, 
die aber über verbale Beschwichtigung 
statt einer echten Abhilfe nicht hinausge-
hen.

Nun ist dennoch alles besser als zu 
schweigen. Ganz in diesem Sinne ist auch 
die durchaus ehrenwerte „Berlin trägt 
Kippa“-Initiative und der Aufruf des Berli-
ner Vorsitzenden der Jüdischen Gemein-
de Gideon Joffe zu sehen. Außerdem, da 
trotz der üblichen Relativierungen durch 
die hiesige Politik die gegenwärtigen 
Hauptschuldigen für die Gewalt gegen 
Juden unzweifelhaft lokalisiert sind und 
feststehen, könnte das Resultat über die 
halbherzigen Ziele unserer politischen 
Islam-Anbiederer hinausgehen und einen 
größeren Widerstand gegen die islam-ge-
nerierte Zersetzung unserer Gesellschaft 
auslösen als von unserer links-ideologi-
sierten islam-affinen Regierung beabsich-
tigt.

Auch der gegenwärtig gerade ange-
sichts sich häufender gewaltsamen An-
feindungen gegen Juden laut schweigen-
de und hier bereits beinahe für vermisst 
gehaltene Zentralratsvorsitzende hat sich 

augenscheinlich von den vielen freudigen 
Lobhymnen an die ein weiteres überflüs-
siges Mal wieder etablierte Kanzlerin er-
holt und nutzte jetzt die Gelegenheit sich 
doch noch – wenn auch verspätet – als 
Kämpfer für die jüdische Sache darzustel-
len. 

Das hat den Zentralratsvorsitzenden  
aber nicht daran gehindert, gleich wieder 
vor der eigenen Courage zurückzuschre-
cken und statt im jüdischen Interesse 
auf konsequenter Umsetzung der politi-
schen Lippenbekenntnisse zur Gewähr-
leistung uneingeschränkter jüdischer Be-
wegungsfreiheit zu beharren, den Juden 
hierzulande gleich wieder zu empfehlen, 
weiterhin unwürdiges selbstverleug-
nendes Identitäts-Mimikry zu betreiben 
und auf das Tragen von Kopfbedeckung 
und anderen jüdischen Attributen in der 
Öffentlichkeit zu verzichten. Dies ist im 
übrigen eine Aufforderung, die noch vor 
zwei Jahrzehnten nicht über die Lippen 
eines jüdischen Funktionsträgers in die-
sem Lande gekommen wäre, und alle 
Behauptungen unserer linken Politik und 
ihrer nachgeschalteten Medien, es gäbe 
keine negative Entwicklung anti-jüdischer 
Gewalt durch die hier freudig zugelassene 
Islamisierung als die Lügen enttarnt, die 
sie wirklich sind.   

Wie beschämend  die gegenwärti-
ge Innen- und Außenpolitik gerade für 
Deutschland ist, vergegenwärtigt uns der 
bevorstehende 73. Jahrestag der beson-
ders mit unzähligen russischen Opfern 
erkämpften Kapitulation des deutschen 
Nazi-Reichs.

Nur 73 Jahre nachdem Deutschland 
unverdient ein zweites Mal gewährten 
Glück, einen verlorenen verbrecheri-
schen Krieg, dieses Mal erfolgreich zu 
einem neuen demokratischen Neube-
ginn zu wandeln, der erst einem Teil und 
ab 1989 dem ganzen Land wundervolle 
Jahrzehnte eines Lebens in Frieden, Frei-

heit, Würde, Rechtssicherheit und Wohl-
stand beschert hat, ist nunmehr eine au-
genscheinlich gewissenlose, sich hinter 
einer hypokritischen Gutmensch-Maske 
tarnende, fahrlässig ins Amt gewählte, 
links-ideologische Bevormundungs-
Polit-Elite dabei, unsere freiheitlich-de-
mokratische Lebenswelt und unsere auf-
klärungs-geläuterten abendländischen 
Lebenswerte in zunehmend schneller 
werdenden Schritten nachhaltig zu ver-
nichten und ohne wirkliche Gegenwehr 
ihres wohlstands-paralysierten Staats-
volkes der atavistischen, gewalttätig-ex-
pansiven Welteroberungs-Ideologie der 
sich hinter einem schlechten Religions-
plagiat verbergenden Unkultur des Islam 
zu opfern.

Appeasement gegenüber islamischen 
Verbrechen im Inneren und gegenüber 
islamischen Landnahmen und der Be-
drohung Israels im Äußeren  sind die 
Folge und werden jüdische Präsenz in 
West-Europa ganz im Sinne Hitlers durch 
Abwanderung dezimieren oder gar ganz 
beseitigen.

Trotz alledem und aller islamischen An-
feindung wird Israel daran nicht Schaden 
nehmen. Es begeht im Mai den Feiertag 
der 1967 erfolgten Wiedervereinigung 
seiner uralten historischen Hauptstadt 
Jerusalem und erfreut sich wachsender 
Anerkennung wegen der großen wirt-
schaftlichen, wissenschaftlichen und hu-
manitären Erfolge seiner Menschen.

Für das Wohlergehen des jüdischen 
Staates und  das im Mai anstehende jüdi-
sche Wochenfest Schawuot wünschen die 
Redaktion und ich alles erdenklich Gute. 

Die allerbesten Wünsche auch für alle 
unsere Leser und unsere Freunde.

Am Israel Chai!

Ihr
Dr. Rafael Korenzecher

Von Daniel Krygier  
(World Israel News)

Das US-Ministerium hat zum ersten Mal 
seit 1979 das Wort „besetzt“ in Bezug auf 
Judäa und Samaria vermieden. An sich 
scheint diese isolierte Entscheidung unbe-
deutend, aber sie könnte ein Hinweis auf 
eine neue Politik für den Nahen Osten sein, 
die letzten Endes eine Lösung im arabisch-
israelischen Konflikt bringen könnte.

Seitdem es den arabischen Ländern nicht 
gelungen war, Israel im Sechstagekrieg 
1967 auszulöschen, ging die internationale 
Gemeinschaft unverzüglich dazu über, das 
Problem als „israelische Besatzung Palästi-
nas“ zu beschreiben. Der Begriff „besetzte 
palästinensische Territorien“ ist aber ein 
politischer Begriff und hat keine Wurzeln 
in Gesetzes- und Geschichtstexten. „Pa-
lästina“ ist der römische Name für das be-
setzte Judäa und kein „palästinensischer“ 
arabischer Staat hat im Land Israel jemals 
existiert.

In seinem epochalen Werk „Die gesetzli-
chen Grundsteine der Grenzen Israels im in-
ternationalen Recht“ argumentiert der späte 
Howard Grief, dass der Rechtsanspruch des 
jüdischen Volkes auf das Land Israel durch 
die internationale Gemeinschaft im Jahre 
1920 durch die San Remo-Friedenskonfe-
renz wiederhergestellt wurde.

Judäa ist nicht das französische 
Algerien
Diese Anerkennung bedeutet für die jü-
dischen Gemeinschaften in Judäa und 
Samaria auch ihre Legalisierung im inter-

nationalen Recht – stattdessen werden 
sie regelmäßig durch die politisieren-
den Vereinten Nationen und die Eu-
ropäische Union verurteilt. Ungleich 
dem französisch besetzten Algerien, 
stellen Judäa und Samaria das alte 
Heimatland Israels dar. Israel gewann 
diese Territorien in einem defensiven 
Krieg nachdem es von den arabischen 
Mächten angegriffen wurde. Weil 
„Palästina“ eine Einbildung ist, soll-
ten Judäa und Samaria rechtmäßig als 
„umstrittenes“ und nicht „besetztes“ 
Territorium gelten. Dies bedeutet, 
dass Israel gesetzliche Rechte in Judäa 
und Samaria hat, die die französische 
Kolonialmacht in Algerien oder Viet-
nam nie hatten.

Dies bedeutet nicht die Annektie-
rung dieser Länder durch Israel in 
der nahen Zukunft. Es liegt nicht im 
Interesse des jüdischen Staaten zwei 
Millionen Araber seiner Bevölkerung 
einzuverleiben. Aber jüdisch besie-
delte Gebiete in Judäa und Samaria 
könnten unter Umständen durch Is-
rael annektiert werden, sollte es zu-

künftig einen arabisch-israelischen Frie-
densvertrag geben. Dies wäre im Sinne 
der UN-Schlüsselresolution 242, die 
vorsieht, dass Israel einige der umstritte-
nen Territorien behalten wird.

Herz des arabisch-israelischen 
Konflikts
Dies bringt uns zurück zur Auslas-
sung des Begriffs „besetzt“ durch das 
US-Außenministerium, wenn es um 
Judäa und Samaria geht. Bedeutend 
vor allem deswegen, weil das Herz 
des arabisch-israelischen Konf liktes 
niemals die „Besatzung“ war, sondern 
eine zutiefst verwurzelte Abneigung 
der muslimischen Araber gegen jeg-
lichen jüdischen Staat – mit welchen 
Grenzen auch immer. Es sind die Ara-
ber, nicht die Juden, die systematisch 
eine Zweistaatenlösung abgelehnt 
haben, seitdem sie von der britischen 
Peel-Kommission 1937 vorgeschlagen 
wurde.

Israel ist kein „Besatzer“. Auch wur-
de es nicht als „Zuf lucht für Flücht-
linge des Holocausts“ gegründet, wie 
kürzlich von der Hollywood-Schau-
spielerin Natalie Portman erklärt. Is-
raels endgültige Grenzen sind noch 
nicht definiert worden. Dennoch gilt 
ohne Zweifel, dass das moderne Israel 
eine historische und gesetzliche Ver-
wirklichung der Rückkehr des jüdi-
schen Volkes in sein altes Heimatland 
ist. Der Pfad zum wahren Frieden ist 
bedingt durch eine Anerkennung die-
ser grundlegenden Wahrheit.

Die USA verwerfen die falsche Bezeichnung „Besetzte Gebiete“ 
für den 1967 befreiten Teil Israels

Das US-Außenministerium verbannt von nun an das Wort „besetzt“, wenn es um die aus jordanischer 
Herrschaft befreiten Gebiete Judäa und Samaria geht 

 Fortsetzung von Seite 2
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Von Thomas Eppinger

„Das Palästinensische Volk wird sein 
Land befreien, mit Blut, mit Märtyrern, 
mit Frauen und mit Kindern! Wir werden 
niemals unser Land aufgeben, das Land 
unserer Väter und Vorfahren. Wir werden 
kommen und diesen Grenzzaun niederrei-
ßen mit den Fingernägeln unserer Kinder, 
nach Allahs Willen!“, verkündete ein Wür-
denträger des Al-Sawarka-Clans aus Gaza 
im Al-Aqsa-TV-Sender der Hamas am 29. 
März, einen Tag vor den blutigen Aufstän-
den.

Schon im Vorfeld der von ihr organisier-
ten Proteste griff die Hamas Israel immer 
wieder an, mit Raketen von oben, über 
Tunnel von unten. Zwanzig Kilometer 
drangen drei Terroristen über Terrortun-
nel ins israelische Staatsgebiet ein, bewaff-
net mit Handgranaten und Messern, bevor 
sie von den Israelischen Verteidigungskräf-
ten (IDF) gestoppt werden konnten. Zu le-
sen war darüber hierzulande kaum etwas.

Bevor sich am Freitag, den 30. März, 
30.000 zum Auftakt des „March of Re-
turn“ an der Grenze zu Israel sammelten, 
hatten israelische Beamte die „Palästi-
nenser“ wiederholt davor gewarnt, wäh-
rend der Proteste den Sicherheitszaun zu 
durchbrechen. Die Aufrufe wurden über 
die Sozialen Medien verbreitet, aus Flug-
zeugen wurden Flugblätter abgeworfen. 
Allen Warnungen zum Trotz verbrannten 
Kämpfer der Hamas an der Grenze Rei-
fen, brachten Sprengfallen an, attackier-
ten die israelischen Grenztruppen mit 
Brandsätzen und Steinen und versuchten, 
die Sicherheitsanlage zu überrennen. Die 
israelische Armee antwortete mit Bedacht 
und Augenmaß. Sonst hätte eine solche 
Provokation, ein solcher Ausbruch an Ge-
walt, sehr viel mehr Tote gefordert als die 
17 Terroristen, die von den Israelis getötet 
wurden.

Der „Marsch der Rückkehr“ zum 70. 
Jahrestag der „Nakba“, der Flucht und Ver-
treibung von ungefähr 600.000 Arabern 
aus dem Gebiet des heutigen Israel, ist Teil 
der Strategie der Hamas. Sie weiß, dass sie 
ihren Kampf militärisch nicht gewinnen 
kann und versucht jetzt mehr denn je, den 
Propagandakrieg für sich zu entscheiden 
und Israel international zu isolieren.

Das zynische Kalkül: je mehr Bilder von 
Toten und Verwundeten, desto größer 
der politische Schaden für den Gegner. 
Und weil Bilder von getöteten Frauen und 
Kindern am wirkungsmächtigsten sind, 
schickt sie diese an die vorderste Front. 
Ein IDF-Soldat griff ein 7-jähriges Mäd-
chen auf, beim Versuch den Grenzzaun zu 
durchbrechen, und schickte es zurück zu 
seinen Eltern. Wie noch in jedem Krieg mit 
Israel verstecken sich die „Helden des pa-
lästinensischen Freiheitskampfes“ hinter 
ihren Familien. Doch diesmal nicht, um 
sich selbst zu schützen, wie bei den Rake-
tenangriffen von Schulen und Spitälern 
aus, sondern um möglichst viele eigene 
Tote und Verletzte für den Propaganda-
feldzug zu provozieren.

In der eigenen Bevölkerung dürfte diese 
Strategie nur auf verhältnismäßig geringe 
Gegenliebe stoßen. Schon zum Auftakt der 
Proteste, die bis Mitte Mai andauern sol-
len, erschien nur ungefähr ein Drittel der 
von den Organisatoren erhofften 100.000, 
und nur ein relativ kleiner Teil davon betei-
ligte sich an den Ausschreitungen. Schon 
einen Tag nach den tödlichen Zusammen-
stößen am Freitag verirrten sich nur mehr 
ein paar hundert „Palästinenser“ in die 

Zeltlager entlang der Grenze. Trotzdem 
ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass die 
Situation eskaliert. Während der für 45 
Tage geplanten Aktion soll es mindestens 
einmal wöchentlich zu Massenmärschen 
auf die Grenze kommen.

Heimkehr oder  
Dritter Weltkrieg
Issam Hammad, einer der Gründer der 
Bewegung und stellvertretender Vorsit-
zender des Internationalen Ausschusses 
des Komitees für den „großen Marsch 
der Rückkehr“, hält mit den Absichten der 
Aufmärsche nicht hinter dem Berg: „Am 
15. Mai sollen Millionen Palästinenser 
aus Israels Nachbarländern in Richtung 
der Grenze zum Gazastreifen marschie-
ren, um sie zu überqueren. Im Gespräch 
mit WELT sagt Hammad: ‚Ich brauche 
nur drei Brötchen und eine Flasche Was-
ser, um heimzukehren. Entweder wir le-
ben dort, oder wir sterben unterwegs.‘ … 
Es sei ihm ‚vollkommen gleichgültig‘, ob 
ein Vertrag ausgehandelt werden kann. 
Denn der würde nur die Gebiete betreffen, 
‚die von Israel 1967 erobert wurden, aber 
keinen der Flüchtlinge aus dem histori-
schen Palästina. Wir haben unser Elend 
satt und wollen endlich heimkehren.‘ … 
Hammad rechnet damit, dass spätestens 
im Mai Millionen am Marsch teilnehmen 
werden: ‚Wir werden den Befehl geben, 
und alle werden gleichzeitig losgehen. 70 
Jahre lang hat Israel uns in einem Dampf-
druckkessel festgehalten. Jetzt ist das Spiel 
endgültig vorbei. Entweder lässt Israel uns 
heimkehren, oder der Dritte Weltkrieg be-
ginnt.‘“

Unverblümter kann man nicht zur Zer-
störung Israels aufrufen. Millionen feind-
lich gesinnter Araber in sein Staatsgebiet 
aufzunehmen, käme einem nationalen 
Selbstmord des jüdischen Staates gleich. 
Die „Times of Israel“ fasst die Ausgangs-
position zusammen: „Die Palästinen-
ser fordern dieses Recht [auf Rückkehr] 

nicht nur für diejenigen der hunderttau-
senden Flüchtlinge, die noch am Leben 
sind – eine Zahl, die auf die Zehntausen-
de geschätzt wird, sondern auch für de-
ren Nachkommen, die Millionen zählen. 
Keine israelische Regierung würde diese 
Forderung jemals annehmen, da dies das 
Ende Israels als jüdischer Mehrheitsstaat 
bedeuten würde. Israels Position ist, dass 
palästinensische Flüchtlinge und deren 
Nachkommen auf dem Höhepunkt des 
Friedensprozesses Bürger eines palästi-
nensischen Staates werden, genauso wie 
jene Juden, die aus den Ländern des Na-
hen Ostens vertrieben wurden oder vor 
feindlichen Regierungen geflohen sind, 
Bürger Israels wurden.“

Israel wird also weder zulassen, dass sei-
ne Grenzen gestürmt werden, noch, dass 
die Hamas täglich neue Zwischenfälle 
provoziert, sondern wird, wenn nötig, in-
nerhalb von Gaza eingreifen und gegen 
jene Personen vorgehen, die hinter den 
Angriffen stecken.

Die Achse Syrien-Iran-Russland-
Türkei hat sich bewährt
Dabei könnte das politische Kalkül der 
Hamas durchaus aufgehen. Denn obwohl 
ihre korrupte Führung innerhalb der ei-
genen Bevölkerung an Zustimmung ver-
liert, und die sunnitischen Bruderstaaten 
aller verbalen Kraftmeierei zum Trotz 
hinter den Kulissen Druck auf sie ma-
chen, eine politische Lösung zu finden, 
hat die Hamas international mächtige 
Verbündete.

Nach dem Krieg in Syrien steht der 
schiitische Iran de facto an Israels Gren-
ze, über alle Glaubensdifferenzen hinweg 
unterstützt er auch die sunnitische Ha-
mas. Die Achse Syrien-Iran-Russland-
Türkei hat sich in Syrien bewährt, sie ist 
als Sieger aus diesem Konflikt hervor-

gegangen. Die sunnitischen Staaten der 
Halbinsel fürchten die Hegemoniebestre-
bungen des Iran, der in absehbarer Zeit 
zur Atommacht aufsteigen wird, wenn 
ihn niemand davon abhält, weshalb sich 
Länder wie Saudi-Arabien sichtlich be-
mühen, ihre Beziehungen zu den USA zu 
intensivieren und jene zu Israel weiter zu 
verbessern. Die verworrene Interessens-
lage könnte zu einer Auseinandersetzung 
eskalieren, bei der sich nicht nur Israel 
und seine unmittelbaren Feinde, sondern 
am Ende auch die USA und Russland ge-
genüberstehen. Mit der Mitgliedschaft 
der Türkei in der NATO wäre eine sol-
che Auseinandersetzung angesichts der 
Konstellation in Syrien wohl nur schwer 
vereinbar, zumal Erdogan jetzt klar Posi-
tion bezog und Israel als „Besatzer“ und 
zum wiederholten Male als „Terrorstaat“ 
bezeichnete. Ausgerechnet Erdogan, der 
die Opposition im eigenen Land ins Ge-
fängnis wirft und auf dessen Konto unge-
zählte kurdische Opfer gehen.

In Europa stößt die Hamas bei der De-
legitimierung Israels auf offene Ohren. 
Die „Hohe Vertreterin der EU für Außen- 
und Sicherheitspolitik“, Federica Mog-
herini, ließ nach dem Angriff auf Israels 
Grenzen eine Stellungnahme verbreiten, 
die wenig Zweifel daran lässt, auf wel-
cher Seite sie steht. Darin heißt es unter 
anderem: „Mindestens 16 Palästinenser 
wurden gestern von israelischen Sicher-
heitskräften mit scharfer Munition bei 
Zusammenstößen und Demonstrationen 
in Gaza nahe der Grenze zu Israel getötet. 
Zusätzlich wurden Hunderte verletzt, als 
Zehntausende in Gaza nahe dem Grenz-
zaun demonstrierten. Die EU trauert um 
den Verlust ihres Lebens. Unsere Gedan-
ken sind bei den Familien der Opfer. Der 
Einsatz von scharfer Munition sollte ins-
besondere Teil einer unabhängigen und 
transparenten Untersuchung sein. Wäh-
rend Israel das Recht hat, seine Gren-
zen zu schützen, muss der Einsatz von 
Gewalt jederzeit angemessen sein. Die 
Freiheit der Meinungsäußerung und die 
Versammlungsfreiheit sind grundlegen-
de Rechte, die respektiert werden müs-
sen. … Die EU bekräftigt ihre Forderung 
nach einem Ende der Abriegelung von 
Gaza und einer vollständigen Öffnung 
der Grenzübergänge, wobei die legitimen 
Sicherheitsbedenken Israels angespro-
chen werden müssen.“

Keine Trauer
Nein, Frau Mogherini, ich trauere keine 
Sekunde um das Leben von Terroristen. 
Und „den Grenzzaun niederreißen mit 
den Fingernägeln unserer Kinder“, um 
die Juden zurück ins Meer zu treiben, hat 
nichts, aber schon gar nichts, mit Freiheit 
der Meinungsäußerung oder Versamm-
lungsfreiheit zu tun. Ihre Forderung nach 
einer vollständigen Öffnung der Grenz-
übergänge richten Sie bitte an Ägypten, 
dessen legitime Sicherheitsinteressen Sie 
dabei gerne ansprechen können. Nicht 
einmal vier Flugstunden von Ihnen ent-
fernt, kämpft ein kleines Land gegen 
Terroristen um die Erhaltung seiner De-
mokratie. Es gibt keine Äquidistanz in 
diesem Kampf. Wenn Sie das nicht sehen, 
haben Sie nichts von dem Geist verstan-
den, auf dem die Europäische Union ge-
gründet worden ist.

EU-Außensprecherin Mogherini trauert um die toten
Hamas-Terroristen vom Gaza-Grenzzaun

In der EU fällt das zynische Opfer-Marketing der sogenannten „Palästinenser“ auf fruchtbaren Boden

Federica Mogherini

            ��Schon zum Auftakt der Proteste erschien  
nur ungefähr ein Drittel der von den  
Organisatoren erhofften 100.000, und nur  
ein relativ kleiner Teil davon beteiligte  
sich an den Ausschreitungen.
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Von Alexander Gruber

Einmal mehr durfte die ORF-Journa-
listin Claudia Teissig am vergangenen 
Montag das ORF-Magazin „Kultur-
montag“ dazu nutzen, antiisraelische 
Propaganda zu verbreiten: So war ihr 
Beitrag „Jerusalem – 70 Jahre und kein 
Frieden“ von Einseitigkeiten, Verzer-
rungen und Unwahrheiten geprägt, die 
ihresgleichen suchen.

Der Bericht, der den „Kulturmontag“-
Schwerpunkt zum Jahrestag der 
Staatsgründung Israels einleitete, war 
– schon die einführenden Worte von 
Clarissa Stadler legten es nahe – von 
der Kritik an Donald Trumps Entschei-
dung geprägt, Jerusalem als Haupt-
stadt Israels anzuerkennen. Dement-
sprechend behauptete Teissig, die von 
der Hamas getragenen, gewalttätigen 
Proteste im Gazastreifen seien durch 
die „Ankündigung von US-Präsident 
Donald Trump“ ausgelöst worden, „die 
amerikanische Botschaft von Tel Aviv 
nach Jerusalem zu verlegen.“ Teissig 
kann diese Behauptung nur aufstellen, 
weil sie alles ignoriert, was von „paläs-
tinensischer“ Seite zu den Protesten 
verlautbart wird. Zeigt doch allein die 
„palästinensische“ Ankündigung, die 
freitäglichen Ausschreitungen bis zum 
israelischen Unabhängigkeitstag am 
15. Mai fortsetzen zu wollen, dass es 
ihren Organisatoren nicht um einzelne 
Entscheidungen von amerikanischen 
Politkern geht, sondern ganz grund-
sätzlich um Israels Existenz.

Obwohl Teissig sogar Bilder der Teil-
nahme des Hamas-Führers Yahya Sin-
war an den „Massenprotesten“ präsen-
tierte, hielt sie es nicht für notwendig, 
ihr Publikum über den Charakter der 
Hamas oder gar über Sinwars Ausfüh-
rungen zu informieren, mit denen er 
die Demonstrationen charakterisierte: 
Diese seien eine „neue Phase im nati-
onalen Kampf der Palästinenser auf 
dem Weg zur Befreiung ganz Palästi-
nas, vom Fluss bis zum Meer“, so Sin-
war gemeinsam mit Ismail Haniyeh zu 
Beginn der Proteste. Und am 6. April 
führte er aus, dass Israel und die Welt 
sich auf eine „Überraschung“ sowie auf 
„einen großen Vorstoß“ gefasst machen 
sollen: „Wir werden die Grenze nieder-

reißen und [den Israelis] die Herzen 
herausreißen.“

Der Hass der Hamas hat nichts 
mit Trumps Botschaftsumzug 
zu tun
Es wäre interessant zu erfahren, in 
welchem Paralleluniversum man sich 
befinden muss, um in solchen Worten 
Protest gegen die Verlegung einer Bot-
schaft erkennen zu können. Es scheint 
jedoch die alternative Welt zu sein, in 
der Claudia Teissig sich bewegt. In 
dieser können dann auch fünf Milli-
onen „Palästinenser“ ihr „Recht auf 
Rückkehr in jene Gebiete“ fordern, 
„die heute Teil des israelischen Terri-
toriums sind“ – und das obwohl, ver-
schiedenen Schätzungen zufolge, im 
Zuge des Unabhängigkeitskrieges nur 

520.00 bis 810.000 „Palästinenser“ den 
neu gegründeten jüdischen Staat ver-
ließen. Weder stellt Teissig die Frage, 
wie sich die Zahl der Flüchtlinge seit 
1948 verzehnfacht haben soll, noch ist 
es für sie von irgendeinem Belang, wie 
diese Zahl zu einem allgemein akzep-
tierten Faktum werden konnte. Sonst 
hätte sie ja auch auf die „palästinensi-
sche“ Seite des Konflikts zu sprechen 
kommen müssen, die – unter tätiger 
Mithilfe der Vereinten Nationen – alles 
unternimmt, um den Flüchtlingsstatus 
der 1948 Geflohenen und Vertriebe-
nen aufrechtzuerhalten und auf deren 
Nachkommen auszudehnen: ein Sta-
tus, der keinen anderen Flüchtlingen 
der Welt zukommt.

Israelische Stimmen, die diesen Dar-
stellungen widersprechen könnten, 

ließ Teissig kurzerhand 
gar nicht zu Wort kom-
men: In ihrem Bericht 
duften nur jene Israelis 
sprechen, auf die sie ihre 
einseitige Darstellung von 
Israel als „Pulverfass“ und 
„politische Zündschnur“ 
stützen zu können glaubt. 
„Palästinensische“ Ak-
teure jedoch konnten un-
gefiltert ihre Propaganda 
verbreiten, ohne dass sie 
auch nur ein Widerwort 
von Teissig befürchten 
mussten: So wurde der 
„palästinensische“ Geg-
ner des jüdischen Staates 
Sari Nusseibeh als „Frie-
densaktivist“ präsentiert, 
der den Apartheidvorwurf 
gegen Israel vorbringen 
durfte, den Teissig selbst 
offensichtlich nicht auszu-
sprechen wagte. Dass der 

jüdische Staat ein Staat sei, in dem, wie 
Nusseibeh ausführt, „nicht jeder diesel-
ben Rechte hat“, ist in Bezug auf israe-
lisches Territorium schlicht eine Lüge 
und in Bezug auf das Westjordanland 
– das hier offensichtlich mitgemeint ist 
– eine völkerrechtliche Notwendigkeit: 
Da das Westjordanland kein Teil des is-
raelisches Staatsgebiets ist und als „um-
strittenes“ oder „besetztes“ Territorium 
gilt, darf Israel dort kein Zivilrecht aus-
üben. Täte es dies dennoch, verstieße 
es damit nicht nur gegen internationale 
Verpflichtungen. Vielmehr wären Ver-
treter des Apartheid-Vorwurfs wie Sari 
Nusseibeh vermutlich unter den Ers-
ten, die Israel die „völkerrechtswidrige 
Annexion“ des Westjordanlandes vor-
werfen würden.

Die Unwahrheit, dass unter Netanja-
hu eine besonders „intensive Siedlungs-
[Politik]“ stattgefunden habe schloss 
Teissigs Bericht dann ebenso ab, wie 
die Behauptung, dass ausgerechnet sei-
ne Sicherheitspolitik, die „Vorstellung 
einer Ein- oder Zweistaatenlösung in 
weite Ferne gerückt“ habe. Nicht also 
der „palästinensische“ Terror – den der 
Bericht nicht auch nur mit einem Wort 
erwähnt – oder Abbas‘ maximalistische 
Verweigerungshaltung sollen also für 
die aktuelle Situation verantwortlich 
sein. Wem Teissig vielmehr die Schuld 
dafür gibt, dass es in der Tat so etwas 
wie einen Friedensprozess kaum noch 
gibt, das sind die Sicherheitsmaßnah-
men, die Israel ergriffen hat, um die 
Ermordung seiner Staatsbürger zu un-
terbinden.

Wenn das die Gratulationen sind, die 
der ORF dem jüdischen Staat zu sei-
nem 70-jährigen Bestehen zukommen 
lässt, dann wünscht man sich, er würde 
das Jubiläum stattdessen einfach igno-
rieren.

Die öffentlich-rechtlichen Sender in Österreich
relativieren den Hamas-Terror nicht weniger als ihre deutschen Kollegen
Das ORF-Magazin „Kulturmontag“ scheut sich nicht den Hass der Hamas gegen besseres Wissen mit 

Trumps Botschaftsumzug zu erklären

Araber beim Versuch den israelischen Grenzzaun zu Gaza einzureißen.

Sie interessieren Sich für die „Jüdische Rundschau“, möchten sie 
aber aus bestimmten Gründen nicht abonnieren. Deswegen ha-
ben Sie die Zeitung ab und zu im Zeitungskiosk gekauft. Aber Sie 
laufen nicht gerne zum Zeitungskiosk oder finden da die Zeitung 
nicht immer. Möglicherweise ist Ihre Beweglichkeit begrenzt oder 
Sie möchten es lieber bequem…

Dann haben wir ein  
tolles Angebot für Sie!

Sie können auf unserer Website www.juedische-rundschau.de die 
aktuelle Ausgabe der „Jüdischen Rundschau“ bestellen und online 
bezahlen. Die Zeitung wird innerhalb von 24 Stunden nach Bestel-
lung und Bezahlung an Sie verschickt und kommt direkt zu Ihnen 
per Post in einem neutralen Briefumschlag.
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Von Stefan Frank

Als Reaktion auf den rapiden Wertverlust 
der iranischen Währung – dem Rial – er-
greift das Regime in Teheran mehr und 
mehr verzweifelte Maßnahmen. Seit Sep-
tember hat der Rial gegenüber dem US-
Dollar mehr als ein Drittel seines Werts 
eingebüßt. Im April hat sich der Wertver-
lust noch einmal beschleunigt. Auf dem 
„Schwarzmarkt“ – also dem echten Markt 
– kostete ein Dollar zuletzt über 60.000 
Rial. „Der Mangel an Vertrauen in den 
Rial spiegelt das mangelnde Vertrauen in 
die Wirtschaft wider“, kommentiert das 
britische Nachrichtenmagazin „Econo-
mist“. „Der Immobilienmarkt stagniert, 
und der Bankensektor wackelt. Iraner 
greifen nach ausländischen Währungen, 
weil diese zu den wenigen vernünftigen 
Investments zählen, die verfügbar sind.“

Nun setzt das Regime das Instrument 
ein, das es am besten beherrscht: Repres-
sion. Bislang gab es für den Rial zwei Um-
tauschkurse: einen, der durch den freien 
Markt ermittelt wurde und einen offiziel-
len. Der offizielle Kurs des Rial lag immer 
über dem Marktpreis, doch nur Iraner 
mit guten Verbindungen zum Regime 
konnten davon profitieren, die anderen 
mussten auf der Straße den Marktpreis 
bezahlen, wenn sie an Dollar kommen 
wollten. Seit Jahren verspricht die Regie-
rung Rohani, beide Kurse zu vereinen. 
Weil aber der offizielle Kurs stabil bleiben 
soll, wartete sie darauf, dass sich auch 
der Marktpreis stabilisieren würde. Die 
Hoffnung darauf ruhte auf der Aussicht 
auf bessere Beziehungen zum Ausland 
in Folge des Atomabkommens und ei-
nem sich in der Folge einstellenden Wirt-
schaftsaufschwung. Diese Hoffnung aber 
schwindet, und somit geht es auch mit 
dem Rial bergab.

Strafen für Devisenhändler
Nun hat das iranische Regime das dop-
pelte Umtauschsystem abgeschafft, doch 
anders als gedacht: Nicht der staatlich 
festgelegte Umtauschkurs wird abge-
schafft, sondern der Markt. Am 10. April 
wurde der Kurs des US-Dollar auf 42.000 
Rial festgesetzt – da stand der Greenback 
aber schon bei 61.000 Rial. Gleichzeitig 
wurde verkündet, dass jeder, der den Rial 
zu einem anderen Kurs handelt, dieselbe 
Strafe zu gewärtigen habe wie Drogen-
händler. 200 Polizisten würden derzeit 
in Teheran gegen Devisenhändler ein-
gesetzt, Hunderte Millionen Dollar und 
Euro seien beschlagnahmt worden, sagte 
der stellvertretende Polizeichef und Ge-
neral der Revolutionsgarden, Eskandar 
Momeni der staatlichen Nachrichten-
agentur IRNA.

Das bleibt nicht ohne Wirkung; die 
Devisenhändler sind aus den Straßen 
verschwunden. Schon im Februar waren 
„nicht lizenzierte Geldhändler“ verhaftet 
worden. Dass man in Teheran nun kein 
Geld mehr wechseln kann, war völlig 
vorhersehbar für jeden, der die ehernen 
Gesetze des Marktes kennt: Setzt ein 
Regime den Preis einer Ware – in diesem 
Fall des Dollars – unter deren Marktwert 
fest, dann wird die Ware wie bei einem 
Schlussverkauf schnell ausverkauft und 
anschließend nicht mehr verfügbar sein. 
Genau das ist passiert. Bloomberg berich-
tet, was das im Alltag bedeutet:

Mangelwirtschaft wie  
im Kommunismus
„Am Dienstag um sechs Uhr morgens 
machte sich die Grafikdesignerin Najmeh 

Mohammadi, die gerade ein Flugticket 
gebucht hatte, auf zu den Devisenhänd-
lern in Teherans Manutscheristraße, 
um dort die Dollars zu bekommen, die 
sie für ihre Auslandsreise braucht. Am 
Mittag wartete sie immer noch – und 
verlor die Hoffnung. Die 35-Jährige ge-
hörte zu denen, die gehofft hatten, den 
Greenback zum neuen Umtauschkurs 
von 42.000 Rial kaufen zu können, den 
die Behörden Stunden zuvor festgelegt 
hatten, um den jähen Fall der Landes-
währung zu stoppen, der die Wirtschaft 
und die politischen Kreise erschüttert. 
… ‚Ich werde meine Reise wohl absa-
gen müssen’, sagt Mohammadi resig-
niert.“

Indem das Regime in Teheran für 
seine Währung willkürlich einen Fan-
tasiewechselkurs festlegt, der weit über 
dem Marktpreis liegt, folgt es dem Weg 
Venezuelas, und die Konsequenzen 
werden ähnlich sein. Venezuela hatte 
die Währungskontrollen 2003 unter 
dem inzwischen verstorbenen früheren 
Staatschef Hugo Chávez eingeführt. 
Das hatte aus Sicht des Regimes zwei 
Vorteile: Indem es den Kurs der vene-
zolanischen Währung einfach festsetz-
te, glaubte es, deren stetigen Wertver-
lust verschleiern zu können; ein freier 
Handel mit der Währung wurde in 
Venezuela verboten. Zudem erhielt der 
Staat so noch mehr Macht über priva-
te Unternehmen, da er von nun an be-
stimmen konnte, wer wie viele Devisen 
zugeteilt bekam.

Flugtickets ohne Reise-Absichten
Das Umfeld war damals ideal: Der Öl-
preis begann in just diesem Jahr sei-
nen rapiden Anstieg und vervierfachte 
sich in den folgenden fünf Jahren auf 
über 130 Dollar pro Barrel. Das spülte 
genug Dollar in die Kasse der venezo-
lanischen Zentralbank, um die einhei-
mische Währung tatsächlich zu dem 
von ihr (zu hoch) festgesetzten Kurs 

in Dollar wechseln zu können. Nicht 
für jeden Bürger Venezuelas natür-
lich, denn dann wären ihr schnell die 
Dollars ausgegangen. Nur ausgesuchte 
Unternehmen und Venezolaner, die ein 
Flugticket vorweisen konnten, kamen 
in den Genuss, bis zu 3.000 Dollar für 
einen viel niedrigeren Preis kaufen zu 
können, als der Dollar wert war. Das 
führte dazu, dass viele Venezolaner 
Flugtickets kauften, ohne zu reisen, 
und so ein glänzendes Geschäft mach-
ten, solange diese Politik währte.

Legt ein Staat den Umtauschkurs 
seiner Währung über ihrem Markt-
wert fest, subventioniert es de facto 
den Tausch seiner Währung in Fremd-
währungen, indem er, die ausländische 
Währung billiger macht als sie ist. Das 
hat Folgen für Ein- und Ausfuhren: Die 
Exporte werden künstlich verteuert; 
der überhöhte Kurs der heimischen 
Währung wirkt wie eine Ausfuhrsteu-
er. Auf die Importe hingegen wirkt er 
wie eine Subvention. Das zeigte sich 
in den letzten Jahren auch im Iran, wo 
künstlich verbilligte Importe die hei-
mische Produktion verdrängten.

Der Rattenschwanz des künst-
lich überhöhten Wechselkurses
Ein weiteres Problem: Um einen künst-
lich überhöhten Wechselkurs aufrecht-
zuerhalten, benötigt eine Notenbank 
Devisenreserven – und die können gar 
nicht groß genug sein. Denn naturge-
mäß hat außer der Notenbank niemand 
auf der Welt Interesse daran, etwa den 
Dollar zu einem niedrigeren als dem 
Marktpreis gegen iranische Rial zu tau-
schen. Jeder, der zu diesem Kurs tau-
schen will, kommt also zur Notenbank. 
Da sich schnell herumspricht, wenn 
jemand einen Dollar für 70 Cent ver-
kauft, wird es bei freiem Umtausch eher 
eine Frage von Tagen als von Wochen 
sein, ehe der Notenbank die Devisen-
reserven ausgehen. Darum geht ein sol-

cher Zwangskurs stets mit einer Reihe 
von anderen Zwängen und Beschrän-
kungen einher: Der Umtausch wird im-
mer rationiert und meist auf bestimmte 
Personenkreise beschränkt, die gute 
Verbindungen zum Regime haben oder 
bestimmte, festgelegte Anforderungen 
erfüllen.

Iranische Politiker und Ökonomen 
diskutieren bereits Maßnahmen, um 
den Abfluss von Devisen zu verringern, 
und einige wurden bereits umgesetzt: 
die Steuern auf Importe und Auslands-
reisen werden deutlich erhöht, die Ein-
fuhr von Waren muss vorab genehmigt 
werden, Exporteure müssen Gewinne 
zurück ins Land bringen. Zudem dür-
fen Iraner nur noch Devisen im Wert 
von höchstens 10.000 Euro außerhalb 
eines Bankkontos aufbewahren.

Selbst mit diesen Einschränkun-
gen aber könnten der iranischen No-
tenbank die Devisen ausgehen. Ohne 
Devisenumtausch aber gibt es keine 
Importe, und ohne den Import drin-
gend benötigter ausländischer Güter 
drohen Hunger und Not wie in Vene-
zuela. Der in Paris lebende iranische 
Ökonom Fereidoun Khavand sagt, die 
neue Währungspolitik sei ein „sehr 
gefährliches Spiel“. „Die Gründe hin-
ter dem Sturz der iranischen Währung 
sind vor allem die Außenpolitik der Is-
lamischen Republik, die auf Konfron-
tation aus ist, sowie die Unsicherheit 
über die Zukunft des Atomabkommen 
(Joint Comprehensive Plan of Action  
– JCPOA) und dessen wahrscheinliche 
Aufkündigung durch die Regierung 
von Präsident Trump.“ 

Unterdessen machte der oberste 
geistliche Führer des Iran, Ayatollah 
Ali Khamenei „ausländische Geheim-
dienste“ für die Krise verantwortlich. 
„Die Fußspuren der Ausländer und ih-
rer Geheimdienste sind in dem jüngs-
ten Chaos des iranischen Währungs-
marktes offensichtlich“, so Khamenei.

Der Iran auf dem Kurs Venezuelas in die Armut
Inflation und Wirtschaftsverfall im Mullah-Staat nehmen dramatisch zu

Irans Rohani und Venezuelas Maduro
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Von Daniel Greenfield

Das schlimmste antisemitische Hassver-
brechen 2018 hat sich vor einem Restau-
rant in Cincinnati, Ohio abgespielt.

Izmir Koch, ein türkischer Einwande-
rer, der bereits in der Vergangenheit in 
Konflikt mit dem Gesetz gekommen war, 
hat vor besagtem Restaurant gerufen, ob 
Juden in der Nähe wären. Ein aus dem 
Restaurant kommender Mann erklärte, 
er sei Jude. Izmir schlug ihm ins Gesicht, 
trat ihn nachdem er zu Boden gesunken 
war. 

Das Opfer – das im Übrigen kein Jude 
war – erlitt eine Rippenprellung und eine 
gebrochene Augenhöhle.

Die Große Jury [Teil des Amerikani-
schen Strafprozessrechts Anm. d. Übs.] 
hat Izmir wegen einer Hassstraftat ver-
urteilt. Der brutale Angriff war 2018 das 
bisher schlimmste antisemitische Hass-
verbrechen. Wenig Interesse hat das Ver-
brechen von Aktivisten und Medien ge-
erntet, wobei dieselben das Weiße Haus 
weiterhin kritisieren, nicht gegen Antise-
mitismus vorzugehen.

Izmir wurde bereits in der Vergangen-
heit zweimal wegen gewalttätiger Miss-
handlung verurteilt, im Jahre 2016 sogar 
wegen Besitzes gefährlicher Waffen. Ei-
nen Monat nach dem Cincinnati-Angriff 
wurde er gemeinsam mit einigen Kom-
plizen und Familienmitgliedern wegen 
eines anderen Angriffs vor einer Lastwa-
genfirma in Dayton, Ohio für schuldig 
befunden.

Ein ehemaliger Angestellter kam dort 
vorbei und wollte Geld abholen, das ihm 
geschuldet wurde, als Izmir Koch, Barsi 
Koch, Sevil Shakhmanov und Musta-
fa Shakhmanov ihn mit Brechstanden, 
Schlagringen und Baseballschlägern an-
griffen. Das Opfer, das ein Messer bei sich 
trug, wehrte sich.

Izmir, Barsi und Mustafa sind alle 
türkischstämmige Moslems aus der So-
wjetunion und waren in die USA einge-
wandert. Einige Jahre zuvor berichteten 
lokale Medien über sie und ihren „posi-
tiven Einfluss“ auf die Stadtgemeinschaft 
von Dayton. Nicht lange danach, began-
nen ihre Probleme mit dem Gesetz. Die 
Vorteile diese türkischen Moslems nach 
Dayton zu bringen rückten schnell durch 
die von ihnen ausgelöste Gewalt in den 
Hintergrund.

Der Cincinnati-Angriff ist einer der 
aggressivsten antisemitischen hangreif-
lichen Angriffe jüngster Zeit. Schuldiger 
ist ein moslemischer Einwanderer und 
die unfähigen Medien wollen es nicht 
thematisieren.

Sein Profil passt  
nicht zu ihrer Agenda
Nachrichten von dem Cincinnati-Angriff 
erwähnen nicht, dass der Angreifer ein 
moslemischer Einwanderer ist. „Gebt mir 
Eure gewalttätigen und antisemitischen, 
mordlustigen Massen“, klingt eben nicht 
so gut.

„Linke“ jüdische Organisationen ver-
bringen ihre ganze Zeit damit, mosle-
mische Einwanderer gegen Präsident 
Trump zu organisieren. Währenddessen 
kämpf das US-Justizministerium gegen 
den Antisemitismus, den dieselben Or-
ganisationen nicht bekämpfen wollen.

Während sie den gewalttätigsten an-
tisemitischen Angriff des Jahren ignorie-
ren, konzentrieren sie lieber ihre ganze 
Aufmerksamkeit auf das Buch „(((Semi-
tism)))“ von „New York Times“-Autoren 
Jonathan Weisman. Moslems sind unse-
re natürlichen Aliierten ist die These von 
„(((Semitism)))“ und die schlimmste Art 
des Antisemitismus ist die sogenannte „Alt-
Right“-Bewegung oder „alternative Rech-
te“, die auf Twitter ihr Unwesen treibt. 

„Hört auf mit dem Israel-Wahn,“ blafft 
der „New York Times“-Schreiber Juden 
an, „geht auf die moslemischen Gruppen, 
die Einwanderer, zu.“ Weisman kann ger-
ne auf Izmir Koch zugehen. Aber er sollte 
auf seinen Augen aufpassen. Cincinnati 
erinnert uns daran, wie wirklich gefähr-
licher Antisemitismus aussieht, nämlich 
wie ein antisemitischer muslimischer 
Schläger, der einem so hart ins Gesicht 
schlägt, dass die Augenhöhle gebrochen 
wird. 

„(((Semitism)))“ ist das jüngste Beispiel 
der Diskussion über das Heranwachsen 
von Antisemitismus, wobei wirkliche Ge-
walttagen außen vor gelassen werden und 
man sich stattdessen lieber mit irgendwel-
chen Nazi-Twitter-Witzen beschäftigt.

Die meisten antisemitischen 
Übergriffe in New York
Großes Aufsehen verursachten die 
ADL-Statistiken (Anti-Defamation 
League), die zeigten, dass mehr als die 
Hälfte der antisemitischen Angriffe der 
USA in New York begangen werden. 
Nicht wenige der ernsten Übergriffe pas-
sierten in der Brooklyn-Nachbarschaft 
Crown Heights und Williamsburg, wo 
die letzten Weißen „linke“ Hippies sind. 
Der Rest der Bevölkerung besteht aus 
Afro-Amerikanern und Latinos. Der 

erste Angriff in Brooklyn wurde von 
schwarzen Teenagern verbrochen.

Ziel dieser Angriffe sind oft orthodoxe 
Juden, die sichtbar als Juden identifizier-
bar sind.

Antisemitische Neigungen sind in den 
letzten Jahren bei afrikanischstämmi-
gen Amerikanern fast doppelt so häufig 
vorgekommen wie beim Rest der Bevöl-
kerung, wie die ADL-Statistiken zeigen. 
Tamika Mallory, Barack Obama und 
Keith Ellison, sowie andere, hatten kei-
ne Berührungsängste mit Louis Farrak-
han und der „Nation of Islam“. 

Ganz anders wird die Angelegenheit 
in „(((Semitismus)))“ und ähnlichen 
Büchern beschrieben. Aber so der ge-
walttätige Antisemitismus sieht in der 
Hauptsache anders aus als in diesem 
Buch beschrieben. Und keine große Or-
ganisation will das thematisieren.

Selbst vom rein rhetorischen Stand-
punkt will man lieber über Twitter spre-
chen, als über das reale Leben.

Auf dem Campus der „University of 
California-Santa Cruz“ (UCSC) haben 
Demonstranten der „African/Black Stu-
dent Alliance“ jüdische Studenten, die 
den israelischen Unabhängigkeitstag fei-
erten, mit Rufen wie „Befreit Palästina“ 
und „Sche** jüdische Abzocker“ gestört. 
Tatsachen, die Weisman und „(((Semi-
tismus)))“ uns vorenthalten. Und war-
um ist es kein Problem, Hitler und den 
Holocaust auf Twitter zu loben, solange 
es nur von Muslimen getan wird?

„Canary Mission“ dokumentiert an-
dauernd Antisemitismus von Cam-
pus-Hassgruppen wie „Studenten für 
Gerechtigkeit in Palästina“ die zum 
Massenmord an den Juden aufrufen und 
Hitler loben. Aber im Gegensatz zum 
Benehmen der „Alt-right“ will sich kei-

ne große jüdische Orga-
nisation mit dieser Kri-
se auseinandersetzen. 
Wenn „linke“ jüdische 
Gruppen islamische Ein-
wanderung fördern, ist 
es nicht erstaunlich, dass 
sie nicht über den anti-
semitischen Hass der is-
lamischen Bevölkerung 
in den USA sprechen 
wollen.

In nur wenigen Jahren 
wurde die Erfolgsge-
schichte der Einwande-
rung des Koch-Clans 
zu einem gewalttätigen 
Albtraum. Albträume 
aber gab es schon im-
mer. Wir haben uns nur 
geweigert sie zu sehen. 
Und wir sehen sie immer 
noch nicht. 

Antisemitismus ist 
eine Sache der Religion 
und der Kultur. Ameri-
ka ist eines der am we-
nigsten antisemitischen 
Länder der Welt. Wenn 
Einwanderer aus antise-
mitischen Ländern nach 
Amerika kommen, dann 
steigt auch der Antisemi-
tismus wieder.

Die Statistiken der 
ADL zeigen, das la-

teinamerikanische Einwanderer eher 
antisemitisch sind, als bereits in den 
USA geborene Lateinamerikaner. 2016 
hatten 10 % der Weißen antisemitische 
Meinungen, im Vergleich zu 19 % der 
Lateinamerikaner, die in den USA gebo-
ren waren und 31 % der lateinamerikani-
schen Einwanderer.

Bei Moslems zeigen die Statistiken 
weitaus Schlimmeres.

34 % Antisemitismus bei Moslems, 
erklärt die ADL. Wenn die Zahl korrekt 
ist, dann ist das dreimal so hoch wie bei 
weißen Amerikanern.

Was sollte einem mehr Sorgen berei-
ten, 10 % oder 34 %?

Aber nicht alle Haltungen sind gleich-
wertig. Die meisten Menschen haben 
irgendein Vorurteil. Aber sehr wenige 
benehmen sich gewalttätig gegenüber 
jemandem – besonders einem Fremden 
gegenüber – wie es Izmir Koch getan 
hat.

Islamische Scheinheiligkeit verbleibt 
nicht im Privaten. Schnell eskaliert es 
zu mehr als nur einem Scherz oder ein 
bisschen Graffiti. Nicht nur predigt 
der Koran Hass, er drängt dazu, diesen 
Hass in die Tat umzusetzen. Das ist der 
Nährboden für Terrorismus. Das ist der 
Grund, warum Juden wiederholt Ziele 
von islamischem Terror in Amerika ge-
worden sind.

Und darum wurden diese Hassstraf-
taten wiederholt reingewaschen, bei-
seitegeschoben oder vergessen. Darum 
sprechen wir nicht über einen Mann, 
der blutend auf der Straße liegt, weil ein 
türkischer moslemischer Einwanderer 
dachte, er sei ein Jude.

Übersetzt aus dem Englischen von 
Jan Bentz

Wenn der Täter nicht ins  
ideologische Raster passt

Ein weiteres schweres islamisch-antisemitisches Hassverbrechen wurde nach Kräften von Politik,  
Polizei und Medien verschwiegen

Der Täter Izmir Koch ist bereits 2016 als Gewalttäter auffällig geworden (Screenshot).
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Von Tomas Spahn

Der Islam, der Südostasien bereits von 
Westen, Süden und Osten in die Zange 
nimmt, wird wie einst in Baktrien seinen 
Feldzug erst beenden, wenn es kein bud-
dhistisches Südostasien mehr gibt.

Sie war einmal eine Heldin. Sie stand für 
alles Gute dieser Welt: Für die Wiedergut-
machung der von den bösen Europäern 
ausgebeuteten „Dritten Welt“; für den ge-
waltfreien Kampf gegen die Diktatur; für 
die Bereitschaft, für das Recht auf Freiheit 
und Demokratie persönliche Unfreiheit 
zu akzeptieren; für Pazifismus und Anti-
Militarismus.

Sie war ein Engel der Europäer, schweb-
te über allen Zweifeln. Sie wurde auf die 
fast schon göttliche Ebene von Mahatma 
Gandhi, Nelson Mandela und Martin Lu-
ther King erhoben. Sie wurde 1990 vom 
Europäischen Parlament mit dem Sacha-
row-Preis geehrt. Sie erhielt 1991 den Frie-
densnobelpreis. US-Präsident Bill Clinton 
verlieh ihr 2000 „The Presidential Medal 
of Freedom“, Paul David Hewson alias 
Bono widmete ihr im Folgejahr mit seiner 
irischen Erfolgscombo U2 mit der Hymne 
„Walk On“ ein musikalisches Denkmal.

Die europäischen Romantiker der 
Glückseligkeit lagen ihr zu Füßen, war sie 
doch der Inbegriff dessen, was ihnen ihr 
eigener Rassismus als Inkarnation des von 
Natur aus unschuldigen Opfers nicht nur 
des Kolonialismus, sondern nun auch noch 
des Militarismus eingab.

Ach, wäre sie doch nur rechtzeitig gestor-
ben! Hätte sie ihr Leben doch so helden-
haft abgeschlossen, wie sie es gelebt hatte! 
Man hätte ihr mehr als nur musikalische 
Denkmale errichtet, Schulen nach ihr be-
nannt, Heiligenbücher über sie geschrie-
ben, ihr Leben zu einem abendfüllenden 
Kinofilm gemacht. Sie wäre unsterblich ge-
worden – eine Ikone der Menschheit, eine 
Heroin des Guten.

Aber das Schicksal meinte es nicht gut 
mit ihr. Es wollte ihr die Unsterblichkeit 
nicht gönnen. Deshalb ließ es sie ihren 
Traum erleben – ihr armes Land wurde 
von den Fesseln der Diktatur gelöst, sie 
selbst zur wichtigsten Politikerin ihres 
Landes. Und dann geschah es. Aus der Iko-
ne wurde eine Realpolitikerin, die ihr Land 
schützen wollte gegen die Unterwande-
rung durch kulturfremde Zuwanderer. Sie 
wollte es schützen vor den Ideologen einer 
weltweit agierenden Gruppe von Fanati-
kern, welche angesetzt hatten, sich einen 
Teil ihres Landes herauszuschneiden. Sie 
wollte es schützen gegen gewaltsam betrie-
bene Bestrebungen, aus einer Provinz ihres 
buddhistischen Landes einen radikalisla-
mischen Staat zu machen.

Doch die mangelnde Bereitschaft, sich 
als weiteres Opfer in einem seit 1.400 Jah-
ren andauernden Kampf arabisch inspi-
rierter, rassistischer Imperialisten gegen 
die indigenen Völker Südostasiens bereit-
willig herzugeben, ließ den Engel stürzen.

In der Tradition der Kämpfer
Die Rede ist von Aung San Suu Kyi, Außen-
ministerin und de-facto-Chefin des heu-
tigen Myanmar, vielen Europäern immer 
noch besser bekannt als Burma oder Birma.

Suu Kyi kam am 19. Juni 1945 als Toch-
ter des burmesischen Nationalhelden 
Aung San in der Hafenstadt Rangun/

Yangon zur Welt. Damals gehörten Stadt 
und Land offiziell zum britischen Empire, 
doch seit 1942 war das Land japanisch be-
setzt. Vater Aung San, zu Studentenzeiten 
1939 nach einem Besuch bei Chinas Mao 
Gründer der Kommunistischen Partei Bir-
mas, hatte sich in Japan militärisch ausbil-
den lassen, kämpfte im Weltkrieg erst an 
der Seite der Japaner gegen die Europäer. 
Als ihm bewusst wurde, dass die 1943 ge-
machte Zusage der Japaner, Burma in die 
Unabhängigkeit zu entlassen, nicht einge-
halten wurde, sagte er sich 1945 von den 
mittlerweile taumelnden, asiatischen Inse-
limperialisten los und erklärte Nippon den 
Krieg. Nach dessen Kapitulation rief er die 
„Antifaschistische Volksbefreiungsliga“ 
(AFPFL) ins Leben und erfreute sich bei 
seinem Bestreben nach Unabhängigkeit 
der Unterstützung des letzten britischen 
Vizekönigs von England. Diesem Louis 
Francis Albert Victor Nicholas Mountbat-
ten aus dem hessischen Adelsgeschlecht 
der Battenberg, Onkel des Prinzgemahls 
von Queen Elisabeth 2, war die Aufgabe 
übertragen, die fernöstlichen Kolonien ge-
regelt in die Unabhängigkeit zu entlassen.

Aung San handelte mit Mountbatten 
maßgeblich jene Verträge aus, die am 4. Ja-
nuar 1948 zur Unabhängigkeit des Vielvöl-
kerstaates Birma führten. Selbst allerdings 
sollte Aung San diesen Tag nicht mehr erle-
ben: Am 19. Juli 1947 fiel er einem Attentat 
politischer Konkurrenten zum Opfer. Suu 
Kyi, die damit faktisch vaterlos aufwuchs, 
ließ sich jedoch vom Leben ihres Vaters 
inspirieren. Nach langem Auslandsaufent-
halt mit Tätigkeiten unter anderem bei den 
Vereinten Nationen kehrte sie 1988 zurück 
in ihre Heimat. Dort nahm sie den fried-
lichen Kampf gegen eine Militärdiktatur 
auf, die sie wiederholt mit Politikverbot 
und Hausarrest belegte. So wurde sie zu ei-
ner Heldin aller Pazifisten, Antifaschisten 
und all jener, die von einer besseren Welt 

träumen, in der der Mensch sich und seine 
ihm innewohnenden, aggressiven Anla-
gen selbst überwindet und allumfassender 
Weltfriede der allgemeinen Glückseligkeit 
herrscht.

Nach langen Jahren der Diktatur locker-
ten dann die Militärs behutsam ihre totali-
tären Fesseln. Birma fand den behutsamen 
Weg zu Demokratie, Suu Kyi wurde in aller 
Welt gefeierte Führerin ihres Landes auf 
dem Weg in die Demokratie.

Rassistische Übergriffe gegen 
Buddhisten
Dann aber geschah etwas, das ihre welt-
umspannende Anhängerschaft in tiefe 
Verzweiflung warf. Aus dem Engel wurde 
ein Realpolitiker, der seine Aufgabe, für 
sein Land und dessen Volk zu kämpfen, 
nicht nur als Lippenbekenntnis betrachte-
te, sondern bereit war, dafür konsequent 
einzutreten.

Der Hintergrund des Absturzes dieses 
Engels fand sich im Westen ihres bud-
dhistisch geprägten Landes, in einer am 
Indischen Ozean gelegenen Provinz na-
mens Rakhaing/Arakan. Diese an Bang-
ladesch angrenzende Provinz war seit der 
britischen Kolonialzeit Ziel islamischer 
Auswanderer aus den überbevölkerten 
Regionen Bengalens gewesen. Eine Volks-
zählung der Briten aus dem Jahr 1891 hat-
te bei einer Gesamtbevölkerung von rund 
672.000 Menschen bereits einen Anteil 
von 126.600 muslimischen Bengalen und 
443.000 Buddhisten ergeben. Konnten die 
Birmesen in der Kolonialzeit nichts gegen 
die Einwanderung tun, so verweigerten 
sie den Bengalen und ihren Nachkommen 
jedoch seit der Unabhängigkeit Myanmars 
die Anerkennung als Staatsbürger – und 
da auch das überbevölkerte Bangladesch 
die Verantwortung für seine verlorenen 
Kinder verweigerte, gelten diese Muslime 
heute als staatenlos.

Als nun 2010 das Militärregime seinen 
harten Griff auf das Land lockerte, sahen 
Islam-Aktivisten ihre Stunde gekommen. 
Mit Übergriffen gegen die buddhistische 
Mehrheitsbevölkerung in Arakan bis hin 
zu Überfällen auf Polizeistationen provo-
zierten die im arabischen Ausland geschul-
ten Kämpfer Mohammeds jene Situation 
der muslimischen Opferrolle, mittels derer 
sie bereits in Thailand und auf den Philippi-
nen das Ziel ihrer islamischen Machterwei-
terung in die Wege zu leiten suchten. Aus 
den muslimischen Bengalen wurde das 
Kunstvolk der Rohingya geschaffen. Die 
rassistisch motivierten Provokationen der 
Islamaktivisten gegen die Buddhisten mit 
dem deklarierten Ziel eines unabhängigen 
islamischen Staates auf dem Boden der 
noch zu Birma gehörenden Provinz riefen 
nun jedoch das Militär auf den Plan, wel-
ches zwar zugelassen hatte, dass Myanmar 
sich demokratischen Ideen öffnete, nicht 
aber bereit war, darüber die staatliche Inte-
grität in die Brüche gehen zu sehen.

Die militärische Reaktion auf den isla-
mischen Versuch der Ausdehnung nach 
Osten wurde propagandistisch von den Is-
lamaktivisten zu einem Gräuelfeldzug des 
Militärs hochgefahren; die birmanisch-
bengalische Bevölkerung zum Instrument 
der weltweiten Empörungsmaschinerie, 
mit der die Anhänger des arabischen Im-
perialisten aus dem siebten Jahrhundert re-
gelmäßig agieren, wenn ihre Eroberungs-
pläne auf Widerstand stoßen. Die Bengalen 
reagierten wie erwartet: Sie flohen vor den 
bis heute durch keine neutrale Stelle be-
stätigten Gräueltaten, die dem Militär an-
gelastet wurden. Auf über 800.000 Men-
schen wird ihre Zahl bis heute geschätzt 
– und sie werden von ihrer Regierung in 
Dhaka wie einst jene Araber, die bei Grün-
dung des Staates Israel dem Aufruf des isla-
mischen Großmufti von Jerusalem folgten 
und ihre Wohnungen verließen, in Lager 

Kann der Buddhismus dem islamischen 
Rassismus standhalten?

Wie die vom Westen einst hofierte burmesische Friedensnobelpreisträgerin  
Aung San Suu Kyi nun wegen ihrer Realpolitik angegriffen wird

Friedensnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi
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gepfercht, statt wie beispielsweise einst die 
deutschen Flüchtlinge aus Osteuropa in die 
Heimatgesellschaften integriert.

Ein Engel stürzt
Das Vorgehen der Islamaktivisten in My-
anmar wie der Regierenden in Bangla-
desch verfehlte seine Wirkung nicht. Die 
Träumer der Glückseligkeit rund um den 
Globus wandten sich nun an ihren Engel 
Suu Kyi. Möge sie doch bitte umgehend 
und bedingungslos als faktische Staatsprä-
sidentin des bösen Staates Myanmar, der 
dieses angebliche Rohingya-Volk vertrieb, 
ihr Militär an die Kette legen und die Rück-
kehr der nach Bangladesch Heimgekehrten 
zulassen. Schnell waren auch Forderungen 
im Raum, die bislang erfolgte Unterstüt-
zung der demokratischen Regierung von 
Suu Kyi einzustellen und das Land bis zum 
Gehorsam mit Sanktionen zu belegen. Jene 
Aktivitäten der Islamaktivisten, die bereits 
2012 das Auswärtige Amt der Bundesre-
publik erstmals zu einer Reisewarnung 
veranlasst hatte, hatten Erfolg: Destabilisie-
rung der jungen, noch labilen Demokratie, 
um aus dem wankenden Land ein weiteres 
Stück herauszureißen und dem diktato-
risch geführten, sunnitischen Weltreich der 
islamischen Gemeinschaft anzugliedern.

So begann nun der Engel der Glückseli-
gen im Eiltempo zu stürzen. Denn Suu Kyi 
blieb sich und der von ihr empfundenen 
Verantwortung für ihr buddhistisch ge-
prägtes, sino-tibetisches Volk treu und ver-
weigerte die Unterwerfung unter den post-
kolonialistischen Anspruch der Europäer 
und der Migrationsexperten der Vereinten 
Nationen darauf, dass jeder Mensch das un-
eingeschränkte Recht habe, dort zu siedeln, 
wo immer ihm der Sinn danach stehe.

„Ethnische Säuberung“ und Ras-
sismus
Man kann das, was in Myanmar derzeit ge-
schieht, als „ethnische Säuberung“ bezeich-
nen. Denn tatsächlich ist die gegenwärtige 
Situation derart, dass die Nachkommen 
der illegalen, bengalischen Einwanderer 
zurück in ihr Herkunftsland ziehen. Doch 
man darf dabei zweierlei eben nicht verges-
sen: Die von der indigenen Bevölkerung 
nicht gewünschte Landnahme seit über 
100 Jahren, und die gezielte Provokation 
des Konflikts durch die geschulten Aktivis-
ten der islamischen Expansion.

Und insofern kann man die Situation 
auch gänzlich anders betrachten. Denn 
nicht nur die Geschichte, sondern auch das 
Vorgehen islamischer Aktivisten andern-
orts belegt, dass es sich dabei um das er-
probte Vorgehen einer rassistischen Verei-

nigung handelt, die es gezielt darauf anlegt, 
vorhandene, indigene Kulturen zu zerstö-
ren und durch ein eigenes, kollektivistisches 
Kulturverständnis zu ersetzen. Denn genau 
das haben die Krieger des Mohammed seit 
bald eineinhalb Jahrtausenden überall ge-
tan, wo sie mit Gewalt oder mit Tücke die 
Macht an sich gerissen hatten: Auf der ara-
bischen Halbinsel, in den christlichen und 
jüdischen Gemeinden rund um das südli-
che Mittelmeer, im zoroastrischen Persien 
wie im christlichen Kleinasien und Südost-
europa, in Indien und auf den Inseln des 
Indonesischen Archipels.

Rassisten im Namen Mohammeds
„Rassistisch“? Können das nicht nur weiße 
Europäer sein? Ja – so wollen es alle Nicht-
Europäer und so sollen es alle Europäer 
glauben. Der böse, weiße Mann, der den ar-
men unterdrückten Völkern ihre Identität 
stiehlt, sie versklavt und ausbeutet!

Doch nicht nur die Vereinten Nationen 
sehen das anders. In der am 27. November 
1978 durch die 20. Generalkonferenz der 
UNESCO verabschiedeten Erklärung ist 
in Artikel 3 zu lesen:

„Jede auf der Rasse, der Hautfarbe, dem 
Volkstum, dem nationalen Ursprung oder 
der von rassistischen Überlegungen ge-
tragenen religiösen Intoleranz beruhen-
de Unterscheidung, Ausschließung, Be-
schränkung oder Bevorzugung, welche die 
souveräne Gleichheit der Staaten und das 
Recht der Völker auf Selbstbestimmung 
beseitigt oder gefährdet oder welche das 
Recht jedes Menschen und jeder Gruppe 
auf volle Entfaltung in willkürlicher und 
diskriminierender Weise begrenzt, ist mit 
den Erfordernissen einer gerechten, die 
Achtung der Menschenrechte garantie-
renden Weltordnung unvereinbar; das 
Recht auf volle Entfaltung beinhaltet den 
gleichberechtigten Zugang zu den Mitteln 
der persönlichen und gemeinschaftlichen 
Entwicklung und Erfüllung in einem Kli-
ma der Achtung für die Werte der Zivilisa-
tion und Kulturen, sowohl national als auch 
weltweit.“

Bereits 1948 definierte die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen in der 
„Convention on the Prevention and Pu-
nishment of the Crime of Genocide“ den 
Tatbestand des Völkermordes als „acts 
committed with intent to destroy, in whole 
or in part, a national, ethnical, racial or reli-
gious group”.

Nichts anderes als jene „mit den Erfor-
dernissen einer gerechten … Weltord-
nung“ unvereinbaren Handlungen gegen 
religiös Andersdenkende sind das Grund-
konzept des seit 1.400 Jahren schriftlich 

nachzulesenden Welteroberungsplanes des 
Mohammed – und dieser wird nach wie 
vor überall dort exekutiert, wo der Islam 
die staatliche Gewalt hat. Wo immer der 
Islam, ob mit Gewalt oder durch Unter-
wanderung, die Macht an sich riss, zielte er 
in der festen, rassistischen Überzeugung, 
dass nur derjenige ein Mensch sein könne, 
wer gleichzeitig Muslim ist, darauf ab, „na-
tionale, ethnische, rassische oder religiöse 
Gruppen“ zu zerstören und deren nationale 
Kultur durch die des Islam zu ersetzen.

Nichts anderes auch als ein derart ras-
sistisch begründeter Angriff auf die kultu-
relle Identität der Birmesen war die zuerst 
schleichende, dann militant und nun über 
den islamischen Opferkomplex eingefor-
derte Landnahme Arakans durch musli-
mische Bengalen und die Aktivisten des 
Mohammed.

„Rohingya“ als Opfer der islami-
schen Provokateure
Die sogenannten Rohingya, die sich heute 
als Kinder illegaler, bengalischer Migran-
ten in den Lagern ihres Herkunftslandes 
finden, sind dabei nichts anderes als das 
Faustpfand und die Opfer jener, die ihre als 
Religion bezeichnete, rassistische Ideologie 
der Welteroberung immer noch auf den 
Fahnen stehen haben und gegen die sich die 
buddhistisch geprägte Bevölkerung Myan-
mars spätestens seit den Angriffen der Isla-
maktivisten auf buddhistische Nachbarn 
und die buddhistische Administration auch 
nach den Regeln des Völkerrecht völlig zu-
recht zur Wehr setzt. Denn der islamische 
Angriff richtet sich gegen ein Mitglied der 
Vereinten Nationen – und dieses hat nach 
der Charta der Vereinten Nationen gemäß 
Kapitel VII Artikel 51 „das naturgegebene 
Recht zur individuellen oder kollektiven 
Selbstverteidigung“.

Illegale Einwanderer verbreiten 
Terrorismus
Anlässlich eines internationalen Treffens 
der Außenminister in der birmesischen 
Hauptstadt – der noch amtierende Deut-
sche hatte zuvor großzügig 20 Millionen 
Euro dafür bereitgestellt, dass die ben-
galischen Heimkehrer nicht in die Ge-
sellschaft von Bangladesch reintegriert 
werden müssen – brachte Suu Kyi die An-
gelegenheit auf den Punkt.

„Illegale Einwanderung ist die Verbrei-
tung von Terrorismus und gewalttätigem 
Extremismus, von sozialer Disharmonie 
bis hin zur Gefahr eines Atomkriegs. Die 
Konflikte stehlen den Gesellschaften den 
Frieden, lassen Unterentwicklung und 
Armut zurück, bringen Völker und selbst 

ganze Länder gegeneinander auf“, schrieb 
die Friedensnobelpreisträgerin vor allem 
den böse dreinblickenden Vertretern Eu-
ropas in Stammbuch. Sie meinte damit 
nicht nur die illegale Einwanderung der 
Muslime nach Myanmar, sondern schau-
te auf die ganze Welt.

Ach, hätte sie doch nur geahnt, dass in 
dieser Welt Täter nur laut genug schreien 
müssen, um als bemitleidenswerte Opfer 
zu gelten! Hätte sie doch nur geahnt, dass 
Engel aus Entwicklungsländern niemals 
selbst die Initiative ergreifen dürfen, son-
dern für die Gutmenschen dieser Welt 
zu tätschelnde Mündel bleiben müssen! 
Ihr Sturz aus dem Olymp der Heiligkeit 
kannte kein Halten mehr – denn sie hatte 
es gewagt, der Weltmeinung der islami-
schen Opferrolle die Stirn zu bieten und 
ihr Land und ihr Volk gegen die muslimi-
sche Landnahme verteidigen zu wollen!

Birma geht verloren
Nun übten die Guten dieser Welt schließ-
lich den massiven Druck auf das mühsam 
um eine demokratische Zukunft kämp-
fende Myanmar aus, der das Land ein-
knicken ließ. Suu Kyi erklärte unter der 
Androhung der „Weltgemeinschaft“, ihr 
Land durch Sanktionen abschließend ins 
Chaos zu treiben, die Bereitschaft, die ille-
galen Einwanderer wieder aufzunehmen. 
Sie wird wissen, dass sie damit ihre eige-
nen Landsleute in Rakhaing zu Fremden 
macht, die sich dem islamischen Rassis-
mus nun entweder unterwerfen oder ihr 
angestammte Heimat unter dem Druck 
der Einwanderer verlassen müssen. Denn 
mit den bengalischen Opfern ihrer eige-
nen Agitatoren werden auch diese wieder 
in Myanmar eindringen und ihren Kampf 
um die Errichtung eines islamischen 
Staats auf birmesischem Boden unge-
bremst fortsetzen. Und sie werden diesen 
Kampf gewinnen – denn sie wissen nun: 
Sie müssen nur dafür sorgen, dass die Op-
fer Mohammeds in den Augen der Welt 
zu Opfern der Gegner Mohameds wer-
den, um den buddhistischen Gegner zu 
bezwingen.

Statt der Hydra des islamischen Terrors 
den Kopf abzuschlagen, hat die Weltge-
meinschaft ihr einmal mehr das Futter ge-
geben, das sie braucht, um ihren Siegeszug 
fortzusetzen. Den Rakhaing wird ebenso 
wenig reichen, wie eines Tages Myanmar 
reichen wird. Der Islam, der Südostasien 
bereits von Westen, Süden und Osten in 
die Zange nimmt, wird wie einst in Bak-
trien seinen Feldzug erst beenden, wenn 
es kein buddhistisches Südostasien mehr 
gibt.

Unterstützen Sie Deutschlands einzige  
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Von Alexandra Margalith

Als Donald Trump im Dezember letzten 
Jahres erstmals verkündet hatte, dass er 
das Versprechen, das vor ihm bereits eine 
ganze Reihe von amerikanischen Präsi-
denten einschließlich Bill Clinton und 
Barack Obama gegeben hatten – nämlich 
die Botschaft von Tel Aviv nach Jerusa-
lem zu verlegen – nun endlich in die Tat 
umsetzen würde, stand die Welt Kopf. 
Die „Palästinensische Autonomiebehör-
de“ rief zu drei „Tagen des Zorns“ auf, der 
türkische Präsident Erdogan sprach von 
einer „immensen Gefahr für den Frie-
den“, Macron legte Netanjahu nahe, den 
„Palästinensern“ signifikante Zugeständ-
nisse zu machen, weltweit gab es Massen-
demonstrationen, und auch am Branden-
burger Tor brannten israelische Fahnen.

Und dennoch, in etwas mehr als zwei 
Wochen ist es wohl tatsächlich soweit. 
Die amerikanische Botschaft soll ihre 
Pforten in Jerusalem öffnen. Während 
der gemeinsamen Pressekonferenz mit 
Angela Merkel anlässlich ihres Staats-
besuches in den USA teilte Trump mit, 
dass er sogar in Erwägung ziehe, bei der 
Eröffnung persönlich anwesend zu sein. 
Dass sein Schwiegersohn, Jared Kushner, 
und Tochter Ivanka Trump Teil der etwa 
250-köpfigen Delegation sein würden, 
die anlässlich der Eröffnung nach Jeru-
salem reisen solle, wurde einige Stunden 
später offiziell bekanntgegeben.

Während obiger Pressekonferenz teil-
te Trump zudem mit, dass er, entgegen 
den ursprünglichen Plänen, ein neues 
Botschaftsgebäude zu errichten, vorerst 
lieber die Räume des amerikanischen 
Konsulats umbauen würde. Damit kön-
ne er die Kosten für die Verlegung von 
geschätzt einer Milliarde US-Dollar auf 
etwa 400.000 US-Dollar reduzieren und 
das, obschon der amerikanische Bot-
schafter in Israel, David Friedman, ihm 
zuvor erklärt habe, dass eine Renovie-
rung schon für 150.000 US-Dollar zu 
bewerkstelligen sei. Trump aber ließ sich 
nicht lumpen, erhöhte das Budget nach 
bekannter „it́ s gonna be great!“-Manier 
und konnte im Vergleich zu einem Neu-
bau trotzdem hunderte Millionen Dollar 
einsparen.

Seit der Bekanntgabe von Trumps Ent-
scheidung haben auch Guatemala und 
Honduras sich dazu entschlossen, ihre 
Botschaften in naher Zukunft ebenfalls 
nach Jerusalem zu verlegen. Weitere eu-
ropäische Staaten, wie etwa Tschechien, 
haben ihre Erwägungen noch nicht abge-
schlossen. Aus Rumänien wird berichtet, 
dass die Regierung letzte Woche wohl ein 
geheimes Memorandum bezüglich der 
Verlegung verabschiedet habe, ohne sich 
aber mit der Präsidentschaft beraten zu 
haben. Deswegen fordert der rumänische 
Präsident Klaus Johannis nun den Rück-
tritt der Ministerpräsidentin Dancila, 
welche in seinen Augen „dem Amt nicht 
gewachsen“ sei.

Und was passiert in Israel?
Denkt man etwa an die heftige Kritik und 
die wütenden Reaktionen in den israeli-
schen Medien und auf der Straße anläss-
lich der diversen Resolutionen zum Bei-
spiel zur UNESCO zurück, könnte man 
meinen, der Umzug der Botschaft nach 
Jerusalem würde euphorisch erwartet.

Nun ja. Die Euphorie hält sich in Gren-
zen.

Die Gründe dafür sind so vielschichtig 

wie die israelische Gesellschaft selbst. Die 
Problematik ist komplex, die Ansichten 
dazu sind es auch. Sie umfassend und im 
Detail wiederzugeben wäre wahrschein-
lich ein schönes Thema für eine Disserta-
tion, würde allerdings den Rahmen hier 
sprengen. Also beschränke ich mich hier 
auf das Offensichtliche.

Die Sicht der Orthodoxen
So sehen zum Beispiel die ultrareligiösen 
Juden in Israel Jerusalem als Zentrum 
ihres jüdischen Daseins. Ihr kollektiver 
Wunsch nach Wiederaufbau des Tempels 
in Jerusalem als Zentrum jüdischen Le-
bens ist so alt wie ihr kollektiver Schmerz 
in Folge der Zerstörung des 2. Tempels 
im Jahre 70 unserer Zeitrechnung. Ge-
betet wird gen Jerusalem und für Jerusa-
lem. Jerusalem als heiligste aller heiligen 
Stätten ist, losgelöst vom Staat Israel, der 
Kern ihrer jüdischen Identität. Für diese 
kleine Gruppe der Bevölkerung ist Jeru-
salem als Hauptstadt Israels gegenwär-
tig eigentlich nur eine akzeptable Über-
gangslösung. Denn ihre wahre spirituelle 
Bindung an die Stadt ist durch das Gebet 
und die Hoffnung geprägt, dass das ewige 
Dreieck der Verbindung Volk-Land-Gott 
nur mit Erscheinen des Messias wieder-
hergestellt werden kann, was die Grund-
bedingung für die Neuerrichtung des 
Tempels ist. Für sie sind weder Trump 
noch die israelische Regierung der besag-
te Messias.

Die Sicht der israelischen Araber
Während die arabische Welt außerhalb 
Israels und einschließlich der „Palästi-
nensischen Autonomiebehörde“ und der 
Hamas tobt, sehen die Araber in Israel 
die Entscheidung Trumps ebenfalls aus 
unterschiedlichen Blickwinkeln. Laut 
einer Umfrage aus dem Jahr 2016 fühlen 
sich zum Beispiel über 60 % der in Isra-
el lebenden Araber sehr wohl, 55 % be-
zeichnen sich sogar als „stolze israelische 
Staatsbürger“. Diese Menschen leben 
nach den Gesetzen des Staates Israel und 
erkennen Jerusalem als Hauptstadt ihres 
Staates an. Sie hätten auch nicht vor, in 

einen Staat Palästina zu ziehen, sollte ein 
solcher eines Tages entstehen. Die mit 
der Ankündigung der Verlegung der Bot-
schaft in Israel selbst befürchteten Aus-
schreitungen hielten sich wohl auch des-
halb in sehr viel engeren Grenzen als die 
in anderen Teilen der arabischen Welt.

Die Sicht der israelischen Juden
Und was sagt der israelische Mainstream? 
Eigentlich nicht viel. Der Mainstream 
weiß nämlich, was man im Rest der Welt 
offenbar noch nie verstanden oder bereits 
vergessen hat: Jeder souveräne Staat hat 
das Recht, seine Hauptstadt selbst zu be-
stimmen, auch Israel. Und Jerusalem ist 
Hauptstadt Israels.

Ob die Botschaft eines oder mehrerer 
Staaten nun dort steht oder nicht, ändert 
an dieser Tatsache herzlich wenig. Wer 
tatsächlich an der untrennbaren und 
immerwährenden jüdischen Bindung zu 
Jerusalem und der damit einhergehen-
den Bindung auch des jüdischen Staates 
zu Jerusalem zweifelt, der hat sich nicht 
einmal annährend mit der Stadt Jerusa-
lem befasst, weder in historischer noch in 
religiöser Hinsicht. Und maßt sich zudem 
an, politische Aussagen zu tätigen, über 
deren negative, und lediglich weiteren 
Hass schürende Auswirkungen vor Ort 
er genauso wenig Kenntnis hat wie über 
Jerusalem selbst.

Die Verlegung ändert nichts
Genauso wenig ändert die Verlegung der 
US-Botschaft etwas an den Problemen, 
mit denen sich die israelische Bevölke-
rung jeden Tag aufs Neue auseinanderzu-
setzen hat. Sie ändert nichts an den sozio-
ökonomischen Problemen innerhalb der 
israelischen Gesellschaft. Nichts an den 
Spannungen unter den verschiedensten 
Gruppierungen innerhalb der Bevölke-
rung. Nichts an der wirtschaftlichen oder 
sozialen Ungerechtigkeit. Nichts an der 
Aggression im Straßenverkehr. Nichts 
an dem Hass, dem Israelis durch eine 
von Doppelmoral zersetzte UNO, eine 
heuchlerische EU und die manipulative 
und einseitige Medienberichterstattung 

weltweit ausgesetzt sind.
Und solch eine Verlegung ändert schon 

gar nichts an der Bedrohung, der jeder 
Israeli jeden Tag von Neuem gegenüber 
steht. Angefangen vom einfachen Terror-
anschlag, bei dem man zur falschen Zeit 
am falschen Ort ist; bis zur existenziel-
len Bedrohung durch die Hamas, welche 
im Süden droht, die Grenzen zu Gaza zu 
stürmen und das Land in mörderischer 
Absicht einzunehmen; über die Hisbol-
lah im Libanon, welche der Iran inzwi-
schen mit über 150.000 Raketen ausge-
stattet hat; und bis hin zum Iran selbst, 
der sich in Syrien in unmittelbarer Nähe 
zur israelischen Grenze, vor den Augen 
der gesamten Welt und mit der Unter-
stützung Russlands, seine militärische 
Präsenz sichert, während er zu Hause an 
Nuklearwaffen bastelt und keine Gele-
genheit auslässt, uns daran zu erinnern, 
dass die Tage Israels gezählt sind. Paral-
lel dazu ruft Erdogan, der über eine der 
größten Armeen dieser Erde verfügt, in 
regelmäßigen Abständen dazu auf, Jeru-
salem zu befreien, und auch er hat sehr 
konkrete Pläne, in absehbarer Zukunft 
einen Atomreaktor zu errichten.

Das sind die Dinge, die die israelische 
Bevölkerung in ihrem Alltag wirklich be-
schäftigen, die in den Medien, den Stra-
ßen, den Cafés diskutiert werden.

Des Krieges müde
Die israelische Bevölkerung ist außerdem 
weitestgehend müde davon, weltweit je-
den Tag neu an den Pranger gestellt zu 
werden, ihre Existenz jeden Tag erneut 
rechtfertigen zu müssen, selbst vor Tei-
len ihrer eigenen Gesellschaft, jeden Tag 
erneut erklären zu müssen, dass sie sich 
im Krieg befindet. In einem Medienkrieg 
und auch in einem existenziellen Krieg. 
In einem Krieg, in den man die Kinder, 
die man heute in die Welt setzt, morgen 
schicken muss, nicht wissend, ob sie 
übermorgen noch leben. Und das vom 
ersten Tag des Bestehens des Staates Is-
rael an und eigentlich seit Anbeginn der 
Rückkehr der Juden nach Israel vor 120 
Jahren.

Die Bedrohungen sind real, die Ängs-
te sind es auch. Und genauso real sind 
der Frust und die Enttäuschung darüber, 
dass die Staatengemeinschaft der Welt, 
angefangen von der UNO und dicht ge-
folgt von der EU und der Arabischen 
Liga sowieso, durch ihre Verhätschelung 
der „Palästinenser“ auf der einen und 
Schuldzuweisungen gegen Israel auf der 
anderen Seite nichts anderes tun als die 
Sicherheitslage in und um Israel weiter 
zu verschärfen, den Hass der „Palästi-
nenser“ weiter zu schüren, ihnen jegliche 
Eigenverantwortung abzunehmen und 
dadurch diesen letztlich für beide Kon-
fliktparteien untragbaren Zustand zu 
perpetuieren.

Angesichts all dieser Probleme ist die 
längst überfällige Verlegung einer Bot-
schaft natürlich durchaus ein schönes 
Symbol und auch Grund zur Freude. 
Selbstverständlich tut es gut, jemanden 
an seiner Seite zu wissen, für den Freund-
schaft oder die Sicherheit des Staates Is-
rael und dessen Existenzrecht mehr sind 
als nur schöne Worte. Jemand, der nicht 
nur verspricht sondern auch umsetzt, und 
sei es jemand, der auf dem, was man das 
diplomatische Parkett nennt, regelmäßig 
ausrutscht und sich daneben benimmt, 
unberechenbar und ungehobelt ist, wie 
eben Donald Trump.

Die US-Botschaft zieht endlich nach Jerusalem
Die überfällige und richtige Entscheidung Donald Trumps verärgert arabische und hiesige Israel-Feinde – 

in Israel dagegen wird sie eher gelassen aufgenommen

In das Gebäude des US-Konsulats in Jerusalem wird Mitte Mai die US-Botschaft ziehen.
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Von Gerd Held (Tichys Einblick)

Das Handyvideo vom Angriff auf zwei 
Männer – auf offener Straße im Berliner 
Stadtteil Prenzlauer Berg – zeigt eine 
völlig enthemmte Gewalt. Der Täter, der 
inzwischen als syrischer Migrant identi-
fiziert wurde, hat nur einen Ledergürtel 
in der Hand, aber er kann gar nicht mehr 
aufhören, auf seine Opfer einzuschla-
gen. Die Schreie, die er dabei ausstößt, 
sind nicht zu verstehen, aber das arabi-
sche Wort für „Jude“ ist dabei. Er hat sei-
ne Opfer anhand der jüdischen Kippa, 
die sie trugen, ausgewählt. Eine Men-
schenjagd am helllichten Tag. Was wäre 
geschehen, wenn der Mann ein Messer, 
ein Beil oder gar eine Schusswaffe zur 
Verfügung gehabt hätte?

Kein Einzelfall
Hier ist nicht irgendeine Gewalttätigkeit 
am Werk, sondern ein rasender Vernich-
tungswille. In Deutschland findet eine 
Judenverfolgung statt, mit dem totali-
tären Ziel, ihre Existenz auszulöschen. 
Soll man schreiben „findet wieder statt“? 
Nein, denn an diesem neuen Vernich-
tungswillen ist nichts Deutsches. Er ist 
originär arabisch-islamisch. Er wird von 
einer Radikalisierung getrieben, die zur 
inneren Krise der arabisch-islamischen 
Welt gehört. Die Tiefe dieser Krise hat 
hier einen der größten Aggressionsher-
de der Gegenwart entstehen lassen. Der 
Angriff vom Prenzlauer Berg ist keine 
extremistische Übertreibung, kein blo-
ßes Aus-dem-Ruder-Laufen. Gerade 
erst wurde von Berliner Grundschulen 
berichtet, an denen Schulkinder, von ih-
ren Migranteneltern aufgehetzt, auf ihre 
jüdischen Mitschüler einprügelten. Das 
alles hat System und eine sich steigernde 
Dynamik. Die nächste Stufe kann man in 
unserem Nachbarland Frankreich sehen.

Es gibt einen neuen Antisemitismus. 
Er wurde weder in Deutschland noch in 
Frankreich noch in einer anderen west-
lichen Demokratie geboren, sondern er 
ist dort eingewandert. Das wurde zuge-
lassen. Der arabisch-islamische Antise-
mitismus ist ein zugelassener Antisemi-
tismus.

Die Ursachen bloß nicht beim 
Namen nennen
Zu diesem Zulassen gehört, dass er nicht 
bei seinem vollen Namen genannt wird, 
sondern nur allgemein benannt und 
dadurch relativiert wird. Die Relativie-
rungsformel lautet: Wir sind gegen An-
tisemitismus „in jeder Form“. Oder noch 
genereller: Wir sind dagegen, dass Men-
schen „aufgrund ihrer Herkunft, Haut-
farbe oder Religion angegriffen“ wer-
den. Und schon ist der Blick umgelenkt 
ins Allgemeine. Wir sollen Zuflucht 
suchen in einem allgemeinen Prinzip. 
Statt uns dem Angriff zu stellen, der jetzt 
im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland gegen seine jüdischen Bür-
ger erfolgt, sollen wir uns in einer Welt-
betrachtung ergehen. Daraus soll sich 
dann irgendwie eine „Lösung“ ergeben.

Nichts wird sich ergeben. Die allein 
wichtige Frage, an der auch die Selbst-
achtung unserer Nation hängt, ist: Wie 
wird diese Aggression, dieser Krieg ge-
gen einen Teil unseres Volkes abgestellt? 
Welche Maßnahmen sind notwendig 
und wann werden sie endlich getroffen? 
Man kann über alle möglichen Gefah-
ren spekulieren, aber jetzt geht es um 

diese Gefahr. Und um die Mittel, die 
eine wehrhafte Demokratie hat, um sich 
gegen einen importierten Totalitaris-
mus zu verteidigen. Angesichts der Tat-
sache, dass sich diese Bedrohung schon 
mit beträchtlicher Stärke tief im Lande 
festgesetzt hat, braucht Deutschland ein 
ausdrückliches Gesetz, das tätliche An-
griffe auf Menschen jüdischen Glaubens 
durch Personen mit Migrantenstatus 
zwingend mit der Ausweisung dieser 
Personen ahndet. Dies Gesetz muss zu-
gleich sicherstellen, dass die Ausreise-
pflichtigen nicht weiter unkontrollierbar 
im Land zirkulieren – durch geschlosse-
ne Abschiebeeinrichtungen.

Wehrhafte Freiheit
Freiheit braucht jetzt Wehrhaftigkeit 
– Zugegeben, das sind drastische Maß-
nahmen. Kein Bürger einer freiheitlichen 
Demokratie wird einem solchen Gesetz 
begeistert zustimmen. Gewiss wird man 
auch wieder das Argument hören, dass so 
etwas „mit unserer freiheitlichen Lebens-
form“ nicht vereinbar ist. Verkaufen wir 
also, in der Abwehr der totalitären Ge-
fahr, unsere Seele als freies Land? Ich fin-
de ein anderes Argument stärker: Kann 
man wirklich von einer „freiheitlichen 
Lebensform“ sprechen, wenn sie in Kauf 
nimmt, dass durch Nicht-Handeln einer 
neuen Judenverfolgung in Deutschland 
Raum gegeben wird? Deutschland – und 
hier spielt seine Geschichte schon eine 
Rolle – kann sich an diesem Punkt nicht 
auf die freiheitliche Lebensform zurück-
ziehen, sondern muss die Wehrhaftigkeit, 
die auch zu seinen Verfassungsgrundsät-
zen gehört, praktizieren.

Die Schande des  
Nicht-Handelns 
Man sollte sich an dieser Stelle nicht da-
vor scheuen, das Wort „Schande“ in den 
Mund zu nehmen. Und es ist – dies sei 
in alle Parteirichtungen gesprochen – 
kein Makel, wenn eine Nation bekennt, 
dass sie in einer geschichtlichen Periode 

Schande auf sich geladen hat. Oder dass 
sie Mühe hatte, ein schändliches Han-
deln zu vermeiden. Für alle Nationen ist 
es ein Zeichen von Selbstachtung, wenn 
sie ihre Entscheidungen vor diesem erns-
ten Hintergrund treffen. Ja, Deutschland 
läuft jetzt Gefahr, Schande auf sich zu 
laden. Nicht, weil es antisemitisch wäre, 
sondern weil es nicht das Notwendige zur 
Abwehr des Antisemitismus tut. Es gibt 
eine Schande des Nicht-Handelns ange-
sichts historischer Bedrohungen.

Eine Jahrhundertbedrohung
Die neue Relativierung – Diese Gefahr 
hat jetzt in Deutschland eine konkrete 
Gestalt: Der islamische Antisemitismus 
wird relativiert. Gewiss zeigt man sich in 
den offiziellen Reaktionen „erschüttert“ 
über den erneuten Vorfall in Berlin und 
erklärt auch, dass man das nicht dulden 
kann. Aber dann erfolgt die Relativie-
rung: Es gebe auch deutsche Antisemiten 

hat die Bundeskanzlerin in ihr Statement 
sogleich hinzugefügt. Sie lenkt damit 
von der Aufgabe ab, sich gezielt mit dem 
Vormarsch des arabisch-islamischen 
Antisemitismus, der direkt vor unseren 
Augen stattfindet, auseinanderzusetzen. 
Die Einreihung in alle möglichen „ext-
remistischen“ Vorfälle, isoliert und ver-
harmlost die akute totalitäre Bedrohung. 
Die Funktion, die das antisemitische 
Vernichtungsprogramm in der Krise der 
arabisch-islamischen Welt spielt, wird 
ausgeblendet. Dass es sich um eine Jahr-
hundertbedrohung handelt, wie allein 
schon ein Blick auf die Bevölkerungsent-
wicklung zeigt, wird kleingeredet.

Hält Global-Deutschland noch zu 
Israel? – Zwischen den beiden Staaten 
Deutschland und Israel besteht eine be-
sondere und existenzielle Verbindung. 
Es ist eine Frage der Selbstachtung der 
Bundesrepublik, dass sie das Existenz-
recht des Staates Israel, der in diesen 
Tagen sein 70-jähriges Bestehen feiert, 

verteidigt. Auch in diesem Punkt ist 
unsere Freiheit untrennbar mit unserer 
Wehrhaftigkeit verbunden.

Wird an den Folgen der Mer-
kelschen Politik langfristig die 
Beziehung zu Israel leiden?
Und diese deutsch-israelische Freund-
schaft ist eine bilaterale Beziehung, keine 
Freundschaft mit allen und jedem. Doch 
genau hier gibt es heute eine Bruchstelle: 
Merkel-Deutschland ist Global-Deutsch-
land und Global-Deutschland kennt keine 
besonderen, bilateralen Beziehungen. Ist 
da die Gefahr nicht groß, dass die deutsche 
Politik im Namen ihrer globalen Offen-
heit die besonderen Bindungen zu Israel 
lockern wird? Gibt es nicht schon Unter-
töne, die die Freundschaft mit Israel daran 
knüpfen wollen, dass Israel einem „Aus-
gleich“ mit der arabischen-islamischen 
Welt zustimmt – ohne dass Deutschland 
Israel irgendwelche Garantien bieten 

könnte, dass der „Ausgleich“ nicht in eine 
arabisch-islamische „Rückeroberung“ um-
schlägt? Und da sind nicht nur Untertöne, 
sondern auch Handlungen: Es war Mer-
kels Globalpolitik des offenen Deutsch-
land, die die arabisch-islamische Massen-
migration ins Land gelassen hat und damit 
den neuen Antisemitismus in größerem 
Umfang importiert hat. Und nun ist diese 
Kanzlerin offenbar weder willens noch fä-
hig, alle Maßnahmen für einen wirksamen 
Schutz dagegen zu ergreifen. Betrachtet sie 
den neuen Antisemitismus als eine Folge 
der Globalisierung, die Deutschland in 
Kauf nehmen muss?

Die Relativierung hat schon begonnen 
– Noch erklärt die Bundeskanzlerin, dass 
die Sicherheit des Staates Israel zur Staats-
räson der Bundesrepublik gehört. Aber es 
gibt schon Stimmen, die diese Bindung ins 
Vage verschieben und relativieren.

In einem Leitartikel von Reinhard Mül-
ler (in der FAZ vom 19.4.2018) finden sich 
folgende Sätze: „Die historische Verant-
wortung Deutschlands bezeichnete die 
Bundeskanzlerin als Teil unserer Staatsrä-
son. Was daraus konkret mit Blick auf den 
Staat Israel folgt, der seinen siebzigsten 
Geburtstag feiert, muss immer wieder neu 
entschieden werden.“ Was mag der Autor 
wohl bei seinem Raunen über „neue Ent-
scheidungen“ mit Blick auf den Staat Israel 
im Sinn haben?

Eine „Pöbelei“
Auch zur Judenverfolgung durch Mig-
ranten in Deutschland hat der Autor eine 
neue Sprachregelung gefunden. Er nennt 
den Angriff vom Prenzlauer Berg eine „Pö-
belei“ und dann heißt es, gegen Ende des 
Leitartikels: „Vertriebene Palästinenser 
bringen eigene Erfahrungen mit Israel mit, 
die ebenso zu achten sind wie die Zeichen 
ihrer Religion.“ Der Ursprung des neuen 
Antisemitismus wird also nicht in der in-
neren Krise der islamisch-arabischen Welt 
gesucht, sondern in „Erfahrungen mit 
Israel“. Wird hier nicht angedeutet, dass 
Israel am neuen Antisemitismus selbst 
schuld ist?

Ob es an dieser heimlichen Schuldum-
kehr liegt, dass jetzt in Deutschland nicht 
von entschiedenen Maßnahmen die Rede 
ist? Das Handyvideo des Angriffs vom 
Prenzlauer Berg – es ist ein Dokument von 
zeitgeschichtlicher Bedeutung – wurde 
den meisten Fernseh-Zuschauern bisher 
vorenthalten.

Der neue Antisemitismus und seine Relativierer
Die arabisch-islamische Judenverfolgung marschiert, aber in Global-Deutschland  

darf sie nicht beim Namen genannt werden

Der arabische Gürtelschläger von Prenzlauer Berg

             ��Deutschland läuft jetzt Gefahr, Schande  
auf sich zu laden. Nicht, weil es  
antisemitisch wäre, sondern weil es nicht  
das Notwendige zur Abwehr des  
Antisemitismus tut.
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Von Gerd Buurmann

Es gibt Ankündigungen, da bleibt ei-
nem die Spucke weg. Diese Ankündi-
gung der Zeit gehört definitiv dazu:

„Kann „muslimischer“ #Antisemitis-
mus gerechtfertigter sein als der von 
christlich sozialisierten Europäern? Ja, 
findet David Ranan.“

Judenhass hat eine lange Geschichte 
und wurzelt sowohl im Christentum 
als auch im Islam. Alle Ideologien, die 
sich gegen Juden richten, finden frucht-
bare christliche oder muslimische Bö-
den vor. Kein Hass ist gerechtfertigter.

Das Wort Antisemitismus ist histo-
risch gesehenen der pseudo-wissen-
schaftliche Versuch, dem alten religi-
ösen Judenhass ein neues modernes 
Gewandt zu geben und geht zu einem 
nicht unerheblichen Teil auf den Jour-
nalisten Wilhelm Marr (1819-1904) 
zurück. Er gehörte dem extrem linken 
Flügel der radikal-demokratischen 
Partei um 1848 an und war erklärter 
Atheist. In seiner Überzeugung waren 
die Juden schuld am Liberalismus, weil 
er sich den jüdisch konnotierten Ka-
pitalinteressen verschrieben habe. In 
Berlin erschien im Februar 1879 Marrs 
Propagandaschrift „Der Sieg des Ger-
manenthums über das Judenthum – 
Vom nichtconfessionellen Standpunkt 
aus betrachtet“, die noch im selben Jahr 
zwölf Auflagen erlebte. In dieser Schrift 
grenzt sich Marr deutlich von der tra-
ditionellen religiösen Judenfeindschaft 
ab und behauptet stattdessen, dass die 
Juden eine fremde Rasse von „Parasi-
ten“ seien, die erfolgreich die Ausbeu-
tung Deutschlands betreibe.

Marr prägte wesentliche Klischees 
und Schlagworte, die weit über seinen 
persönlichen Erfolg hinaus weiterwirk-
ten und die Diskussion um die „Juden-
frage“ bestimmten. So legte er 1880 mit 
seiner Schrift “Goldene Ratten und ro-
the Mäuse” die Basis für die verschwö-
rungstheoretische Gleichsetzung von 
Judentum, Kapitalismus und Kommu-
nismus, wie sie später Adolf Hitler in 
„Mein Kampf “ vertrat. Mit pseudo-
wissenschaftlicher Akribie wurde der 
Judenhass von Wilhelm Marr intellek-
tuell gerechtfertigt und dadurch bruta-
lisiert. Die „Zeit“ hätte damit vermut-
lich getitelt:

„Kann „linker“ #Antisemitismus ge-
rechtfertigter sein als der von christ-
lich sozialisierten Europäern? Ja, findet 
Wilhelm Marr.“

Auch viele Religionskritiker und 
Aufklärer waren glühende Judenhasser. 
Voltaire zum Beispiel schreibt über Ju-
den:

„Sie wurden alle mit rasendem Fana-
tismus im Herzen geboren, so wie die 
Bretonen und Deutschen alle blond sind.“ 
/ „Mich würde nicht im mindesten wun-
dern, wenn diese Leute eines Tages gefähr-
lich würden für das Menschengeschlecht.“ 

/ „Ihr übertrefft sämtliche Nationen mit 
euren unverschämten Märchen, eurem 
schlechten Benehmen und eurer Barbarei. 
Ihr habt es verdient, bestraft zu werden, 
denn das ist euer Schicksal.“

Die „Zeit“ hätte damit vermutlich ge-
titelt:

„Kann „aufgeklärter“ #Judenhass ge-
rechtfertigter sein als der von christlich 
sozialisierten Europäern? Ja, findet Vol-
taire.“

Der Judenhass hat eine lange christ-
liche Geschichte. Schon in den frü-
hen christlichen Texten finden sich 
judenfeindliche Passagen. Ein typisch 
Beispiel für das gespaltene Verhältnis 
vieler Christen zu Juden ist die Kar-
freitagsfürbitte für Juden. Seit dem 6. 
Jahrhundert bitten Christen bei Gott 
darum, den Schleier vom Herzen der 
„treulosen“ Juden zu nehmen und ihnen 
die christliche Erkenntnis zu schenken, 
um sie so der „Verblendung ihres Vol-
kes“ und der „Finsternis” zu entreißen. 
Eine zaghafte Kritik an der traditionel-
len Judenfürbitte wurde erst nach dem 
Holocaust formuliert.

Den christlichen Höhepunkt erreich-
te die Brutalität des Judenhasses jedoch 
durch die Reformation. Martin Luther 
erklärte in seinem Werk „Von den Jü-
den und ihren Lügen”:

„Die Juden sind ein solch verzweifeltes, 
durchböstes, durchgiftetes Ding, dass sie 
1400 Jahre unsere Plage, Pestilenz und 
alles Unglück gewesen sind und noch sind. 
Summa, wir haben rechte Teufel an ih-
nen.“

In seinem „Handbuch über die Juden-
frage“ forderte Martin Luther jene Din-
ge, die im 20. Jahrhundert am Wannsee 
in Berlin zur deutschen Staatsräson un-
ter Hitler werden sollten:

„Ich will meinen treuen Rat geben. Erst-
lich, dass man ihre Synagoge oder Schule 
mit Feuer anstecke, und was nicht ver-
brennen will, mit Erde überhäufe und be-
schütte, dass kein Mensch einen Stein oder 
Schlacke davon sehe ewiglich …“

Die „Zeit“ hätte damals vermutlich 
geschrieben:

„Kann „reformierter“ #Judenhass ge-
rechtfertigter sein als der von katholisch 
sozialisierten Europäern? Ja, findet Mar-
tin Luther.“

Auch der Islam ist bekannt für seinen 
Hass auf das Judentum. Viele Muslime 
sind fest davon überzeugt, dass die Welt 
friedlich wäre, wenn nur alle den Islam 
annehmen würden. Es verwundert da-
her nicht, dass auch im Islam ein bruta-
ler Judenhass zu finden ist. In einer im 
21. Jahrhundert gehaltenen Predigt be-
fasst sich Scheich Ibrahim Madhi mit 
einer Hadith-Stelle, in der Mohammed 
die perfekte Welt erst nach dem Tod al-
ler Juden verorten kann.

Mohammed sagt dort: „Die Stun-
de wird nicht kommen, bis ihr gegen 
die Juden solange kämpft, und bis der 
Stein, hinter dem sich der Jude ver-

steckt hat, spricht: ‚Du Muslim, hier ist 
ein Jude, der sich hinter mir versteckt, 
so töte ihn.‘“

Scheich Ibrahim Madhi interpretiert: 
„Der Prophet sagt: ‚Die Juden werden 
gegen euch kämpfen, und Allah wird 
Euch als Herrscher über sie setzen.‘ Wir 
blasen sie in die Luft in Hadera, wir 
blasen sie in die Luft in Tel-Aviv und 
in Netanja. Und auf diese Weise wird 
Allah uns als Herren über diese Rotte 
hergelaufener Landstreicher setzen. 
Wenn ein Jude sich hinter einem Stein 
oder einen Baum versteckt, dann wer-
den der Stein oder der Baum sagen: ‚Oh 
Muslim, oh Diener Allahs, ein Jude ver-
steckt sich hinter mir, komm und töte 
ihn…‘“

Als die Nazis ihren mordenden Ju-
denhass propagierten, ging Heinrich 
Himmler ein Bündnis mit Teilen des 
Islams ein, u.a. mit dem Mufti Al Hus-
seini. Dieses Bündnis wird noch heute 
von islamischen Organisationen als 
heilig angesehen, der Hitlergruß ist 
gängige Praxis bei der Hamas wie bei 
der Hisbollah.

Mehrere islamische Staaten, unter 
ihnen Algerien, Saudi-Arabien, Jorda-
nien und Libyen sind nach wie vor stolz 
darauf „judenfrei“ zu sein. Sie haben 
geschafft, woran Hitler gescheitert war.

Die brutalsten judenfeindlichen Aus-
schreitungen in Europa haben mitt-
lerweile allesamt einen islamistischen 
Hintergrund.

Am 21. Januar 2006 wurde in Frank-
reich Ilan Halimi von einer Gruppe 
muslimischer Einwanderer entführt 
und über einen Zeitraum von drei Wo-
chen gefoltert, weil er Jude war. Er erlag 
seinen Verletzungen.

Am 19. März 2012 wurden vier Men-
schen vor einer jüdischen Schule in 
Toulouse getötet, weil sie Juden waren. 
Drei der Opfer waren Kinder.

Im Jahr 2014 wurden in Brüssel im jü-
dischen Museum drei Menschen durch 
einen Islamisten ermordet. Im gleichen 
Jahr riefen Islamisten auf deutschen 
Straßen dazu auf, Juden zu vergasen!

Mireille Knoll, die am 28. Dezember 
1932 geboren wurde und als Jüdin den 
Holocaust überlebt hatte, wurde am 23. 
März 2018 in Paris brutal abgeschlach-
tet und verbrannt. Das Wort „Holo-
caust“ kommt aus dem Altgriechischen 
und bedeutet: „Vollständig verbrannt“. 
Mireille Knoll überlebte zwar den Ho-
locaust, aber im Jahr 2018 wurde sie 
verbrannt, weil sie Jüdin war.

In der Nacht zum 4. April 2017 wurde 
ebenfalls in Paris die 66-jährige Jüdin 
Sarah Lucy Halimi von einem 27-jähri-
gen Mann schlafend in ihrem Bett mit 
diversen Messerstichen gemeuchelt 
und dann vom Balkon ihrer Wohnung 
im 3. Stock auf die Straße geworfen. 
Der Täter schrie während der Tat „Al-
lahu Akbar!“ Im späteren Verhör er-
klärte der Täter, der Koran habe ihm 

den Auftrag gegeben und er habe ganz 
bewusst die Frau getötet.

Nachdem einer der Terroristen rund 
um den Anschlag auf „Charlie Hebdo“ 
im Januar 2015 in einem jüdischen Su-
permarkt in Paris Geiseln genommen 
und vier Menschen getötet hatte, rief 
er den französischen Sender BFMTV 
an, um seine Forderungen zu verbrei-
ten. Der Sender fragte: „Haben Sie das 
Geschäft aus einem bestimmten Grund 
ausgesucht?“ Die Antwort kam prompt: 
„Ja. Die Juden!“

Und die „Zeit“ titelt:
„Kann „muslimischer“ #Antisemi-

tismus gerechtfertigter sein als der von 
christlich sozialisierten Europäern? Ja, 
findet David Ranan.“

Es gibt eine Menge Verbindungen 
zwischen Mohammed, Luther und 
Hitler. Sie sollten nicht gerechtfertigt 
werden. Judenhass ist erschreckend 
wandelbar. Der christliche Judenhass 
war ein Antijudaismus. Antijudaisten 
nannten Juden Kindermörder, verfolg-
ten sie und griffen ihre Synagogen an. 
Antijudaismus ist der Hass auf das Ju-
dentum als Religion.

Mit der Aufklärung nahm der christ-
liche Antijudaismus ab. An seiner Stel-
le nahm der Antisemitismus den Platz 
ein. Antisemiten erklärten Juden zu 
einer minderwertigen Rasse nannten 
Juden Kindermörder, verfolgten und 
ermordeten sie und griffen ihre Syna-
gogen an. Antisemitismus ist der Hass 
auf das Judentum als Rasse.

Als der Antisemitismus aufkam, 
kannten viele Menschen nur den klas-
sischen Antijudaismus, den sie nicht 
mehr als so große Gefahr ansahen. 
Das Christentum hatte seine absolute 
Macht eingebüßt. In Deutschland wur-
den Juden Ende des 19. Jahrhunderts 
vollwertige Bürger des Deutschen Kai-
serreichs. Als der Antisemitismus auf-
kam, wurde er fahrlässig unterschätzt 
und teilweise sogar gerechtfertigt. Des-
halb konnte er wüten.

Mit dem Ende des Nationalsozialis-
mus nahm auch der Antisemitismus 
langsam ab. An seine Stelle trat der 
Antizionismus. Antizionisten nennen 
Israelis Kindermörder, verfolgen und 
ermorden sie und greifen Synagogen 
in der ganzen Welt an. Sie boykottie-
ren Israel, foltern Juden, erschießen 
Kinder, ermorden und verbrennen 
Holocaustüberlebende, hetzten Kin-
der gegen Juden auf, brüllen auf offe-
ner Straße, Juden seien Schweine, die 
vergast werden sollen und lassen keine 
Gelegenheit aus, gegen Israel zu hetzen 
und Davidsterne zu verbrennen. Anti-
zionismus ist der Hass auf das Juden-
tum als Nation.

Wer ihn rechtfertigt, brutalisiert ihn!

***
Nachtrag: Die „Zeit“ rudert zurück 

und bittet um Entschuldigung.

Die „Zeit“ findet Gründe für „gerechtfertigten“ Judenhass
Die Hamburger Wochenzeitung bietet der Frage, ob moslemischer Antisemitismus „gerechtfertigter“ 

sei als christlicher Antisemitismus, ein Forum



№ 5 (45)     Mai  2018    JÜDISCHE RUNDSCHAU 13DEUTSCHLAND

Von Edgar Emanuel Roth

Soziale Experimente können aktuell in 
Berlin eine Menge mediale und politische 
Betriebsamkeit auslösen. Man braucht 
nur eine Kippa aufzusetzen, durch Berlin 
zu flanieren und schon wird man verprü-
gelt. Da ein solches Experiment gefilmt 
wurde und Bilder mehr sagen als tausend 
Worte, verursachte dieses kleine Video 
einen veritablen Schock in der Berliner 
Politik- und Medienlandschaft. Mit ge-
walttätigem arabischen Antisemitismus 
im Prenzlauer Berg hatte keiner gerech-
net. Das war zu viel und die jüdische Ge-
meinde Berlin rief nun zu einer Protest-
kundgebung auf.

Das wirklich spannende an solchen 
Veranstaltungen ist nicht das zu Er-
wartende. Zutiefst betroffene Redner 
schütten ihr Füllhorn warmer oder 
kämpferischer Worte über zutiefst be-
troffene Bürger aus, die besonders hef-
tig an besonders markig vorgetragenen 
Stellen klatschen. – Nein, das wirklich 
spannende sind die kleinen Dinge am 
Rande und die Details der Ausführung. 
Ein Subtext, den es zu entschlüsseln gilt 
und der viel über den Zustand der Ge-
sellschaft aussagt. 

So bemerkte Cem Özdemir ganz 
richtig, dass es ein Unding sei, dass die 
jüdische Gemeinde sich in der Verant-
wortung sah, diese Veranstaltung zu or-
ganisieren. Nein, dies sei unsere Aufgabe 
gewesen. Wen aber meint Cem Özdemir 
mit „uns“? Sind es seine muslimischen 
Glaubensbrüder oder eher die deutsche 
Mehrheitsgesellschaft? In seiner rheto-
risch hervorragenden Rede bedankte er 
sich auch bei Paul Spiegel, dem ehemali-
gen und 2006 verstorbenen Präsidenten 
des Zentralrats der Juden in Deutsch-
land. Dieser hatte sich gegen eine Dis-
kriminierung von Muslimen eingesetzt 
und nun wolle er – Cem Özdemir – sich 
bei ihm dafür bedanken und sich dafür 
einsetzen, dass Juden nicht diskriminiert 
werden. Er sprach dies mit einer solchen 
Eindringlichkeit, dass man Cem Özde-
mir diese Forderung durchaus abnahm. 
Und man merkte: Die Erinnerung an den 
Brandanschlag von Mölln ist in der mus-
limischen Gemeinschaft immer noch ge-
genwärtig. 

Aber die meisten haben vergessen, wie 
Deutschland einst auf diese Brandan-
schläge reagierte. Rund zwei Millionen 
Deutsche gingen 1992 auf die Straße und 
protestierten mit Lichterketten gegen 
Rassismus und Ausländerfeindlichkeit. 
Es war eine machtvolle Antwort der Zi-
vilgesellschaft. In Berlin versammelten 
sich Hunderttausende vor dem Branden-
burger Tor und hörten dem damaligen 
Bundespräsidenten von Weizäcker zu. 
Deutschland machte der Welt und sich 
selbst klar, dass die Nazizeit sich nicht 
wiederholen werde. 

Heute freut sich die Jüdische Gemeinde 
über die 2.000 Demonstranten, die den 
Weg mit einer Kippa auf dem Kopf in die 
Fasanenstraße 79 fanden. In dieser klei-
nen Straße sahen 2.000 Menschen schon 
imposant aus. Vor dem Brandenburger 
Tor wäre es aufgefallen, was das für eine 
kümmerliche Resonanz war. Berlin, eine 
Stadt mit 3,5 Millionen Einwohnern 
bringt gegen Antisemitismus gerade ein-
mal 2.000 Personen auf die Straße. Jede 
Demonstration in Kandel oder Cottbus 
verfügt über mehr Teilnehmer. 

Geht den Berlinern ihre jüdische Ge-
meinde am Allerwertesten vorbei? Sind 

die zwölf toten Weihnachtsmarktbesu-
cher vielleicht eine Hausnummer, die es 
erstmal zu knacken gilt, bevor der nor-
male Berliner Empörung zeigt? Oder ist 
der islamische Antisemitismus etwas, 
von dem die Berliner glauben, dass er 
nicht auf ihrem Mist gewachsen sei, 
da es sich um eingewanderten Juden-
hass handelt und sie sich deshalb auch 
nicht davon zu distanzieren brauchen? 
Vielleicht fiel den Vertretern der jüdi-
schen Gemeinde auch einfach nur auf 
die Füße, dass sie in Erinnerung an das 
deutsche Tätervolk etwas zu lange die 
Augen vor der arabischen und muslimi-
schen Judenfeindlichkeit verschlossen 
und im Zweifel Partei für muslimische 
Einwanderer ergriffen hatte? Ein ein-
seitiges Gentlemen-Agreement aus der 
Hoffnung heraus, dass die muslimische 
Parallelgesellschaft sich im Gegenzuge 
ihren Hass auf Israel abgewöhnt?

Der rosa Elefant
Und so merkte man allen Rednern an, 
dass sie am liebsten über den deutschen 
Antisemitismus und die Verbrechen 
des Nationalsozialismus sprachen. Da 
kannten sie sich aus, da war kein Wider-
spruch zu erwarten. Auch das ungestörte 
Existenzrecht Israels konnten alle an-
wesenden Politiker, Kirchenfürsten und 
Prominente aus vollster Überzeugung 
beschwören. Aber irgendwie kam man 
irgendwann einfach nicht mehr um den 
großen rosa Elefanten im Raum herum. 
Lea Rosh erklärte mutig, dass jeder, der 
Juden bespuckt, schlägt oder bedroht, 
aus unserer Mitte entfernt werden müsse, 
ja sogar ausgewiesen gehöre. Nur Sekun-
den später bekam sie wohl ein schlechtes 
Gewissen ob ihrer kecken Forderung, 
die sogar Beifall geerntet hatte, sodass 
sie flugs hinterherschob, dass wir uns mit 
den nichtradikalen, mit den antiradika-
len Islamisten (sic!) verbünden müssten, 
weil Millionen von Muslimen nicht anti-
semitisch seien. Und auch hier klatschten 
alle begeistert.

In diesem Augenblick wurde klar, dass 
wir uns auf einer „Wasch-mir-den-Pelz-
aber-mach-mich-nicht-nass-Veranstal-
tung“ befanden. Bei allem kämpferischen 
Pathos, den die Redner an den Tag leg-
ten, wurde klar, dass hier versucht wur-
de, auf zwei Hochzeiten zu tanzen. Doch 

es kann keine friedliche Co-Existenz 
zwischen etlichen tausenden eingewan-
derten Judenhassern und Juden geben. 
Beides schließt einander aus und das po-
litische und mediale Establishment hat 
keine überzeugende Strategie und Ant-
wort auf die Frage, wie dieses Problem zu 
lösen sei. 

Und während die Politiker in Char-
lottenburg vor dem jüdischen Gemein-
dehaus ein friedliches Miteinander 
anmahnten, musste eine zeitgleiche jü-

dische Protestveranstaltung in Berlin-
Neukölln (ein links und gleichzeitig kon-
servativ-muslimisch geprägtes Viertel) 
nach 15 Minuten aus Sicherheitsgründen 
abgebrochen werden. 

Der neue Goliath
Und so befindet sich die jüdische Ge-
meinde mal wieder in der Position des 
Davids, während die muslimische Ge-
meinschaft in Deutschland zum Goliath 
gewachsen ist. Knapp fünf Millionen in 
Deutschland lebende Muslime sind kei-
ne unbedeutende Minderheit mehr. Vie-
le von ihnen bekommen in arabisch und 
türkisch finanzierten Moscheen auf deut-
schem Boden Judenhass gepredigt. Und 
wenn hier nicht konsequent gegengesteu-
ert wird, dann wird es entweder noch vie-
le „Berlin trägt Kippa“-Veranstaltungen 
geben müssen oder die deutschen Juden 

werden sich gezwungen sehen, nach Isra-
el auszuwandern. Frankreich, von wo aus 
viele französische Juden vor allem in die 
israelische Stadt Netanja auswandern, ist 
schon so weit.

Vielleicht besteht der große Irrtum in 
der Annahme, dass Menschen, die aus 
archaischen Gesellschaftsverhältnissen 
in die westliche Welt auswandern, au-
tomatisch kosmopolitisch werden und 
ihr mittelalterliches Denken ablegen. In 
der Realität werden alle, die hier schon 
länger leben, irgendwann verwundert re-
gistrieren müssen, dass diese Menschen 
Freiheit, Toleranz und Demokratie im 
Gegensatz zu Smartphones einfach nicht 
für sich annehmen wollen. 

Hoffen wir, dass diese Kundgebung bei 
den verantwortlichen Politikern die Ein-
sicht gefördert hat, dass es höchste Zeit 
für ein politisches Gegensteuern ist. An-
dernfalls bewegt sich das jüdische Leben 
in Deutschland auf lebensbedrohliche 
Zeiten zu. 

Claudia Roth blieb nicht bis zum 
Schluss
Eine kleine Schlussbemerkung sei noch 
erlaubt. Eine der anwesenden Politpro-
minenten war Claudia Roth. Die berufs-
empörte Bundestagsabgeordnete der 
Grünen gehörte nicht zu den geladenen 
Rednern, aber als stellvertretende Bun-
destagspräsidentin konnte sie sich einer 
solchen Veranstaltung nicht ganz entzie-
hen. Nach 50 Minuten, also etwas mehr 
als der Hälfte der Zeit und noch vor der 
Rede ihres grünen Parteikollegen Özde-
mir, befand Frau Roth, dass sie jetzt ge-
nug Haltung gezeigt habe und verdünni-
sierte sich unauffällig. 

Wenn man es böse interpretiert, dann 
machte Frau Roth einfach das, was alle 
Menschen tun, wenn sie sich auf Veran-
staltungen befinden, zu denen sie nicht 
aus freien Stücken gekommen sind und 
bei denen sie nicht mit ganzem Herzen 
dabei sind. 

Man könnte aber auch zu der Überzeu-
gung gelangen, dass Frau Roth einfach 
erkannt hat, dass der Besuch einer Kund-
gebung, auf welcher hilflose und inkonse-
quente Forderungen erhoben werden, die 
am Kernproblem vorbeigehen, einfach 
nur verschwendete Zeit ist. Vielleicht ist 
diese Frau ja klüger als wir alle denken.

„Berlin trägt Kippa“ war sicher ein gut gemeinter Anfang
Nach der eher symbolischen Demonstration muss nun  

gehandelt werden

Der Grünen-Vorsitzende Cem Özdemir hielt eine Rede

Auch Claudia Roth ließ sich blicken.
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Von Stefan Frank 

Polizei und Staatsanwaltschaft in der 
Hansestadt Hamburg wollen nicht, 
dass die Öffentlichkeit erfährt, dass 
das einjährige Baby, das am 14. April 
zusammen mit seiner 34-jährigen Mut-
ter in einer „Beziehungstat“ (so Polizei-
sprecher Timo Zill) von seinem Vater, 
dem aus dem Niger stammenden „Lam-
pedusaflüchtling“ Mourtala Madou 
auf dem Bahnsteig der U-Bahnstation 
Jungfernstieg ermordet worden ist, ge-
köpft wurde.

Darum gehen sie nun mit harter Hand 
gegen diejenigen vor, die sie dafür ver-
antwortlich machen, dass diese Tatsa-
che trotz Abschirmung und Schweige-
kartell nach außen gedrungen ist: einen 
christlichen Gospel-Sänger aus Ghana 
– der den Tatort mit eigenen Augen 
gesehen und gefilmt hat – und einen 
Hamburger Blogger, der das von dem 
jenem auf Facebook gestellte Video auf 
seinen YouTube-Kanal übertragen hat. 
Bei beiden wurden am Freitagmorgen 
Razzien in ihren Wohnräumen durch-
geführt und persönliche Gegenstände 
beschlagnahmt.

„Alles hätte man auch an der Haustü-
re bekommen und die beschlagnahm-
ten Gegenstände waren sowieso gaga“, 
so der Blogger Heinrich Kordewiner. 
„Ein Uralt-PC von Aldi, ein Billig-Pha-
blet (für meine Blutzucker-Kontrolle, 
die Stadtrad-App und die Google-
Home-App) und eine uralte Aldi-Digi-
talkamera (mit einem einzigen Foto der 
dummen Gesichter des versammelten 
Law Enforcements in dem Moment, als 
der Schlüsseldienst das Zylinderschloss 
aufgebohrt hatte).“ 

Er fügt hinzu: „Davon abgesehen 
benötigt man fürs Kopieren eines Fa-
cebook-Videos nach Youtube nur ein 
Internet-Café oder ein Billigtelefon am 
anonymen Hotspot der Hochbahn. Al-
les absurd.“

Kordewiner berichtet, wie er und sei-
ne Mitbewohnerin um 6.45 Uhr von ei-
nem Trupp von mehreren Staatsanwäl-
ten und Polizisten geweckt wurden, die 
Zutritt zu ihrer Wohnung begehrten. 
Als dieser ihnen verweigert wurde, ver-
schafften sie sich durch Aufbohren des 
Türschlosses gewaltsam Zutritt. 

Staatsanwalt Ulf Bornemann 
macht sich verdient
Angeführt worden sei die Gruppe von 
Staatsanwalt Ulf Bornemann, einem 
Spezialisten für „Hass und Hetze“. Bor-
nemann war letztes Jahr einer der sehr 
wenigen Juristen, die keine Bedenken 
gegen das Netzwerkdurchsetzungsge-
setz hatten, sondern die Meinungsbe-
richtigung im Internet emphatisch be-
grüßten.

Oberstaatsanwältin Nana From-
bach von der Pressestelle der Ham-
burger Staatsanwaltschaft bestätigt 
auf Anfrage der „Achse des Guten“ 
die Hausdurchsuchung. Kordewiner 
sei vorgeworfen worden, „die höchst-
persönlichen Lebensbereiche einer 
Person“ –  gemeint ist die von Mour-
tala Mardou ermordete Frau – „durch 
Bildaufnahmen verletzt“ zu haben. So 
steht es auch in dem Durchsuchungs-
beschluss des Amtsgerichts Hamburg, 
der der „Achse des Guten“ vorliegt. Die 
fragwürdige juristische Basis für die 
Razzia ist also der 2014 von der gro-
ßen Koalition (gegen die Stimmen von 
Grünen und Linken) eingeführte „Pa-

parazzi-Paragraph“ (Paragraph 201a).
Im konkreten Fall geht es um Fol-

gendes: Kurz nach dem Doppelmord 
war ein christlicher Gospelsänger aus 
Ghana vor Ort, der Filmaufnahmen des 
Bahnsteigs machte. In dem Video, das 
er auf Facebook stellte, hört man eine 
Frau weinen, sieht Polizisten, die Zeu-
gen befragen, und man sieht, anders 
als in sämtlichen Pressefotos, die alle-
samt aufgenommen wurden, nachdem 
der Tatortreiniger dagewesen war, eine 
riesige Blutlache. An keiner Stelle filmt 
der Mann die Opfer in Großaufnahme 
oder zeigt ein Gesicht. Die meiste Zeit 
richtet er die Kamera auf den Fußboden 
oder die Gleise neben dem Bahnsteig. 
Es ist wohl der von ihm gesprochene 
Kommentar, der die Meinungshüter 
zum Durchdrehen gebracht hat:

„O my God. It’s unbelievable. [Oh 
mein Gott. Es ist unglaublich] O Jesus, 
o Jesus. O Jesus. They cut off the head of 

the baby [Sie haben dem Baby den Kopf 
abgeschnitten]. O my God. O Jesus.“

Der Ghanaer ist also nachweislich ein 
Augenzeuge – und er plaudert aus, was 
Staatsanwaltschaft und Polizei unter 
den Teppich kehren wollten. Nicht nur 
nämlich, dass in den Meldungen der Po-
lizei kein Wort von einem abgeschnitte-
nen Kopf steht, auch Oberstaatsanwäl-
tin Frombach will am Telefon die von 
der „Achse des Guten“ gestellte Frage, 
ob es stimmt, dass das Baby enthauptet 
wurde, „nicht kommentieren“.

Lediglich, dass es „schwere Verlet-
zungen am Hals“ erlitten habe, gibt sie 
zu. Nun wird vielleicht jemand fragen, 
woher wir wissen, dass der Augenzeu-
ge aus Ghana nicht übertrieben hat? 
Vom Hamburger Amtsgericht selbst, 
das zwar die Öffentlichkeit nicht in-
formiert, in dem Durchsuchungsbe-
schluss aber den Tathergang detailliert 
beschreibt:

Die Hamburger Staatsanwalt-
schaft muss meschugge sein
Der „gesondert verfolgte Täter“ (Mour-
tala Madou) habe „aus Wut wegen der 
tags zuvor erfolgten Ablehnung des 
beantragten gemeinsamen Sorgerechts 
für seine Tochter und um die Kinds-
mutter zu bestrafen, seiner in einem 
Kinderbuggy sitzenden einjährigen 
Tochter in Tötungsabsicht und zur 
Durchsetzung seiner Macht- und Be-
sitzansprüche mit einem unvermittelt 
aus seinem mitgeführten Rucksack ge-
zogenen Messer von hinten einen Stich 
in den Bauch versetzt und ihr anschlie-
ßend den Hals nahezu vollständig 
durchtrennt“. 

Die Hamburger Staatsanwaltschaft 
muss meschugge sein: Wenn sie verhin-
dern will, dass bekannt wird, dass Ma-
dou das Baby geköpft hat – so wie es u.a. 
die radikal-muslimische Terrorgruppe 
Boko Haram in seiner Heimat Niger 

zu tun pflegt – warum unternimmt sie 
dann etwas, das nur dazu führen kann, 
die größtmögliche Aufmerksamkeit da-
rauf zu lenken? Sie führt eine durch und 
durch illegitime Hausdurchsuchung 
bei einem unbescholtenen Blogger 
durch, gleichzeitig steht im Durchsu-
chungsbefehl, dass der Hals des Kindes 
„nahezu vollständig durchtrennt“ wur-
de. Nun haben wir das, was niemand 
wissen soll, schwarz auf weiß, aus erster 
Hand, sozusagen mit Brief und Siegel. 

Im Telefongespräch mit Oberstaats-
anwältin Nana Frombach machte die 
„Achse des Guten“ darauf aufmerksam, 
dass an dem Video nichts, aber auch 
gar nichts justiziabel ist. Man sieht kein 
Gesicht, man sieht keine Verletzungen. 
Was man sieht, ist eine Blutlache und 
die Füße des Opfers – und auch das nur 
jeweils für wenige Momente. Ihre Ant-
wort: Darüber müsse noch entschieden 
werden, die Durchsuchung habe auf-

grund eines „Anfangsverdachts“ statt-
gefunden. 

Es gibt begründete Zweifel daran, 
dass Hannah Kütterer-Lang, die Rich-
terin, die den Durchsuchungsbeschluss 
unterzeichnete, das Video überhaupt 
gesehen hat. Sonst wäre ihr wohl auf-
gefallen, dass darin keineswegs „die am 
Tatort agierenden Ersthelfer bei den 
lebenserhaltenden Maßnahmen spe-
ziell bei der Durchführung der Herz-
Rhythmus-Massage zugunsten der in 
einer ausgedehnten Blutlache auf dem 
Rücken liegenden schwerstverletzten 
Kindsmutter über einen Zeitraum von 
zwei Minuten und 20 Sekunden“ zu 
sehen sind, sondern fast ausschließlich 
der Bodenbelag und die Wandpaneele.

Von wenigen Momenten abgesehen, 
in denen die Kamera aus der Entfer-
nung auf die am Boden liegende Frau 
schwenkt, ist der Film ein reines Au-
diozeugnis. Kordewiner weist darauf 
hin, dass nicht einmal die für das Video 
angegebene Internetadresse stimmt: 

„Man sieht ganz klar im Beschluss 
des Amtsgerichts, dass der Richterin 
eine kryptische URL des Einzelvideos 
als Name meines Youtube-Kanals vor-
gelogen wurde, dabei heißt der Kanal 
ganz klar User Kordewiner und ich 
habe alles unter meinem vollen und 
deutlichen Namen (Heinrich Korde-
winer) veröffentlicht, für den das In-
ternet mit Impressen und Anschriften 
meines Wohnsitzes überquillt. Es gab 
nie einen Bedarf für eine Beweissiche-
rung und ich habe dem Staatsanwalt 
und seinem lächerlichen Staatsapparat 
an der Haustüre auch noch einmal vor-
getragen, dass selbstverständlich ICH 
das Video auf MEINEM Kanal veröf-
fentlicht habe. Wer denn sonst.“

Der Paparazzi-Paragraph als 
Repressionsmittel
Die „Achse des Guten“ konfrontierte 
Oberstaatsanwältin Frombach mit die-
sem schwerwiegenden Einwand: Da 
Kordewiner gar nicht leugnet, dass er 
das Video hochgeladen hat, war die Su-
che nach „Beweismitteln“ völlig über-
flüssig. Dazu sagte Frombach, dass sie 
zu „Einzelheiten des laufenden Verfah-
rens“ „keine Stellung“ beziehe, sie aber 
„versichern“ könne, „dass ein Richter 
den Durchsuchungsbeschluss geprüft 
und genehmigt“ habe. Wie beruhigend.

Die Sache wirft Fragen auf, die alle 
Journalisten nun gerne geklärt hätten. 
Wenn jemand von uns mit Fotos oder 
bewegten Bildern über einen Kriegs-
schauplatz, ein Katastrophengebiet 
oder den Schauplatz eines Terroran-
schlags berichtet, müssen wir dann 
fürchten, dass Staatsanwalt Bornemann 
am Tag darauf auch unsere Wohnungs-
tür aufbohrt? Davor hatten viele schon 
2014 gewarnt, als die Bundesregierung 
den „Paparazzi-Paragraphen“ verab-
schiedete. Der Deutsche Presserat etwa 
trug „verfassungsrechtliche Bedenken“ 
vor und warnte vor einer Gefährdung 
der journalistischen Berichterstattung. 

Wenn weder sterbende oder tote 
Personen noch Personen „in einer hilf-
losen Lage“ gezeigt werden dürfen, 
dann hätten einige Fotografen statt des 
Pulitzer-Preises Besuch von der Polizei 
bekommen. Nehmen wir Fotos vom Vi-
etnamkrieg: Was ist mit dem „Napalm-
Mädchen“ Phan Thi Kim Phuc und der 
Erschießung des Vietcong-Offiziers 
Nguyen Van Lem? Was ist mit Fotos 
von RAF-Opfern – hätte man die zei-

Das enthauptete Baby von Hamburg 
Moslemische Gewalt auch gegen Nicht-Juden wird oft relativiert oder sogar verschwiegen

Der mutmaßliche Täter Mortala Madou (Twitter Screenshot)

                    �Was ist mit dem „Napalm-Mädchen“  
Phan Thi Kim Phuc und der Erschießung 
des Vietcong-Offiziers Nguyen Van Lem? 
Was ist mit Fotos von RAF-Opfern –  
hätte man die zeigen dürfen? Den sterben-
den Studenten Benno Ohnesorg?
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gen dürfen? Den sterbenden Studenten 
Benno Ohnesorg? Es geht noch weiter. 
Auch Holocaustleugner wären froh, 
wenn Fotos von getöteten oder überle-
benden Insassen der Vernichtungslager 
nicht mehr gezeigt werden dürften. 

Doch halt! Da ist ja noch Absatz 4 von 
Paragraph 201a, der besagt, dass das 
Bildverbot nicht gilt „für Handlungen, 
die in Wahrnehmung überwiegender 
berechtigter Interessen erfolgen, na-
mentlich der … Berichterstattung über 
Vorgänge des Zeitgeschehens oder der 
Geschichte oder ähnlichen Zwecken 
dienen.“ Genau das ist bei der Bericht-
erstattung über das Blutbad am Jung-
fernstieg der Fall. Der Doppelmord hat 
die Bevölkerung der Stadt erschüttert. 
Es gibt ein starkes öffentliches Interes-
se an – vollständiger – Berichterstat-
tung, selbst Zeitungen in Afrika, Indien 
und Amerika haben berichtet. Und da 
glaubt Staatsanwalt Bornemann, den 
Fall so behandeln zu können, als hätte 
jemand einen Verkehrsunfall gefilmt.

Oberstaatsanwältin Frombach 
kommt ins Schwimmen
Bei der Frage, was Journalisten überhaupt 
zeigen dürfen, kommt auch Oberstaatsan-
wältin Frombach merklich ins Schwim-
men. Sie könne, sagt sie am Telefon, nur 
„konkrete“ Fälle beurteilen, keine, die „in 
der Zukunft liegen“; wie das rechtlich im 
Falle des Filmens am Tatort eines Terror-
anschlags sei, könne sie „nicht sagen“. Es 
ist also amtlich: Weil Staatsanwälte den 
„Paparazzi-Paragraphen“ gerne zum Pa-
ragraphen zur Zensur der Nachrichten 
machen würden, gibt es für Journalisten 
in Deutschland keine Rechtssicherheit. 
Besser, sie verzichten darauf, Opfer von 
Gewalttaten auch nur verpixelt oder aus 
der Ferne zu zeigen. Blogger und Journa-
listen sollen keine Bilder von den Tator-
ten der Messermorde veröffentlichen, die 
in Deutschland alltäglich geworden sind. 
Wer sich nicht fügt, wird bestraft. Die 
Hausdurchsuchungen bei Kordewiner 
und dem Christen aus Ghana sind reine 
Schikane – und mit Sicherheit illegal.

Ein Wortgefecht mit Staatsanwalt Bor-
nemann, das im Anschluss an den Auf-
bruch der Wohnungstür stattgefunden 
habe, gibt Kordewiner gegenüber der 
„Achse des Guten“ wie folgt wieder:

Kordewiner: „Das durch mich von 
Facebook nach Youtube kopierte Video 
greift überhaupt nicht in die Privatsphä-
re von irgendjemandem ein. Anders als 
in den Fernsehbildern sieht man keine 
verpixelten Gesichter, keine Oberkörper 
und keine Herzdruckmassage zur Wie-
derbelebung. Es ist die Hamburger Justiz, 
die für die Scharia-Hinrichtung von Baby 
und Mutter politisch mitverantwortlich 
ist, indem sie dem Mörder trotz seiner 
bekannten Gewalttätigkeiten einen an 
das Kind geknüpfte Aufenthaltsberechti-
gung gewährt hat, statt ihn gemäß gelten-
dem Dublin-Recht abzuschieben.”

Staatsanwalt Bornemann: „Aber Herr 
Kordewiner, Sie sind doch ein gebilde-
ter Mensch. Sie sind doch Humanist! 
Sie müssen doch einsehen, dass so etwas 
nicht geht, man sieht doch das Bein des 
Kindes...“

Kordewiner: „Ja Herr Bornemann, 
man erkennt einen rosa Strampler, man 
sieht eine blutdurchtränkte grüne Hose 
der Mutter! Und eine zwei Meter lange 
Blutlache! Und eben nicht einen klinisch 
reinen weißen Jungfernstieg-Bahnsteig, 
wie ihn die Staatsanwaltschaft allen Zei-
tungslesern vorlügt.“

Ein Justizskandal, der  
für Empörung sorgen wird
Just zu der Zeit, als die Gruppe von 
Staatsanwälten, Experten für Cyber-
kriminalität des LKA Hamburg und 

Polizisten (insgesamt fünf Personen, so 
Kordewiner, seine Mitbewohnerin und 
ein weiterer Augenzeuge gegenüber 
der „Achse des Guten“) Kordewiners 
Wohnung blockierte, gab es unweit der 
Wohnung ein weiteres Messerverbre-
chen. Wenn die Polizei auch solche Ta-
ten nicht verhindern kann, und wenn 
sie auch der nun ermordeten Frau – die 
zweimal vergeblich die Polizei gerufen 
und dieser berichtet hatte, dass Madou 
sie bedrohe – nicht hatte beschützen 
können, so gibt sie sich doch immerhin 
alle Mühe, dafür zu sorgen, dass die 
schrecklichen Einzelheiten der Morde 
der Öffentlichkeit verborgen bleiben.

Die Hausdurchsuchungen zur Ab-
strafung von Augenzeugen und Blog-
gern, die Informationen über ein Ereig-
nis von überwältigendem öffentlichen 
Interesse liefern, sind ein Justizskandal, 
der wohl über Deutschland hinaus für 
Empörung sorgen wird. Hier wurden 
weitere Grenzen überschritten. Jeder, 
der sich um die Freiheit der Berichter-
stattung sorgt, sollte Justizsenator Dr. 
Till Steffen (Bündnis 90 /Grüne) sch-
reiben und ihn dazu auffordern, seine 
außer Kontrolle geratenen Zensoren 
zur Ordnung zu rufen.

PS 1: Das Video vom Jungfernstieg ist 
mit simplem Googeln immer noch auf 
YouTube und auf vielen anderen Inter-
netseiten zu sehen. Jeder, der es sieht, 
wird zustimmen, dass es sehr diskret 
ist – ganz anders als etwa das Video, 
das der mutmaßliche Mörder Mourtala 
Madou am 23. November 2016 hochge-
laden hat. Es zeigt einen Mann, der auf 
ein Starkstromkabel gefallen ist, Feuer 
gefangen hat und qualvoll stirbt. Wenn 
Staatsanwalt Bornemann das sieht, 
könnte Madou am Ende noch Ärger 
bekommen. Glück für Madou, dass er 
das Video dort abgelegt hat, wo es kein 
Staatsanwalt sehen wird: auf seinem 
völlig öffentlichen Facebook-Account.

PS 2: Richterin Kütterer-Lang, die 
den Durchsuchungsbefehl unterzeich-
net hat, machte schon 2010 mit einem 
Urteil Schlagzeilen: Damals stellte sie 
das Verfahren gegen einen mehrfach 
vorbestraften Mann ein, der einen 
19-jährigen Schüler an einer Ampel mit 
einer Axt und den Worten „Ich schlag 

dir den Kopf ab!" bedroht hatte. Laut 
Zeitungsbericht sorgte sie sich um die 
Zukunft des Angeklagten: „Ihr Bun-
deszentralregister enthält ja so einige 
Einträge, aber seit 2007 nur zwei. Sie 
sind auf einem guten Weg.“

•
Nachtrag:

Am Dienstag berichtete die Achse des 
Guten über die frühmorgendliche 
Hausdurchsuchung bei zwei Ham-
burgern, einem ghanaischen Christen 
und dem regierungskritischen Blogger 
Heinrich Kordewiner. Diese verfolgte 
mutmaßlich den Zweck, beide für das 
Aufdecken der Wahrheit zu bestrafen: 
dass das an der U-Bahn-Station Jung-
fernstieg am 12. April ermordete Baby 
geköpft wurde. Am Mittwoch schrieb 
Stephanie Lamprecht in der Hambur-
ger MoPo über den Artikel der Achse 
des Guten – die sie so sehr verachtet, 
dass sie sie nicht beim Namen nennt 
–, und zwar unter dem spannenden Ti-
tel: „Kritik an Polizei-Razzia: Wie Rechte 
den Messermord an (sic!) Jungfernstieg 
missbrauchen“. Der „Missbrauch“, Sie 
ahnen es schon, besteht in der Bericht-
erstattung:

„Nach der tödlichen Messerattacke 
auf Sandra P. (34) und ihre kleine Tochter 
(2) am S-Bahnhof Jungfernstieg tobt im 
Netz ein von rechten Blogs gesteuerter 
Shitstorm gegen die Hamburger Polizei. 
Der Vorwurf: Die Ermittler würden dem 
Publikum die blutigsten Details gezielt 
verschweigen, um den Täter, den abge-
lehnten Asylbewerber Mourtala M. aus 
dem Niger, zu schützen. Jetzt fand eine 
Razzia bei einem Blogger in Eilbek statt: 
Es ging um ein Handyvideo.“

Warum überhaupt berichtet die 
MoPo? Frau Lamprecht kann nicht län-
ger schweigen, denn zwei Hausdurch-
suchungen und einen Achgut-Artikel 
später wissen ihre Leser mehr, als der 
Zensor erlaubt. Meinen Beitrag und 
Dutzende von Leserkommentare meint 
sie so zusammenfassen zu können:

„Die Ermittler würden dem Publikum 
die blutigsten Details gezielt verschwei-
gen, um den Täter, den abgelehnten 
Asylbewerber Mourtala M. aus dem Ni-

ger, zu schützen.“
Wer würde auf eine solche Schnaps-

idee kommen? Mourtala Madou sitzt 
in einem deutschen Gefängnis, kann er 
noch besser geschützt sein? Ich hatte 
lediglich geschrieben, dass Polizei und 
Staatsanwaltschaft (sprich: der rot-grü-
ne Senat) nicht wollen, dass bekannt 
wird, dass das Baby geköpft wurde. 
Das ist eine Tatsache. Über die Gründe 
habe ich nicht spekuliert. Warum mag 
der Senat so etwas tun? Vielleicht, weil 
„Stadt der Kopfabschneider“ nicht das 
Image ist, welches er sich für Hamburg 
wünscht?

Diese Schönwetterlage mit intellek-
tuell lauer Brise bietet Lamprecht beste 
Bedingungen für einen Ausritt auf ih-
rem moralisch hohen Ross. Warum sie 
und ihre Medienkollegen über Einzel-
heiten des Doppelmordes wie etwa den 
Zustand des Kindes nach der Tat lieber 
hatten hinweghudeln wollen, erklärt sie 
so:

„Die meisten Medien, auch die MOPO, 
haben aus Pietätsgründen ebenfalls da-
rauf verzichtet, dieses monströse Detail 
der unfassbaren Tat zu nennen.“

Pietätsgründe! Die MOPO!
Ein paar pietätsvolle MoPo-Artikel – 

zufällig im Internet gefunden:
16.4.2014: Unter der Schlagzeile „Ich 

sah abgerissene Beine, abgerissene 
Füße, Menschen auf Menschen ge-
türmt“ berichtet die MoPo vom Terror-
anschlag auf den Boston-Marathon. 
In einer Bilderstrecke sind Fotos von 
Verletzten, auch Kindern, zu sehen. Die 
Gesichter wurden nicht unkenntlich ge-
macht. Zwischen den Fotos wird Wer-
bung eingeblendet, u.a. für Laufschuhe.

15.10.2017: Die MoPo berichtet über 
eine Mutter, die nach der Geburt durch 
einen „Ärztefehler“ „Gliedmaßen verlo-
ren“ habe. „Fleischfressende Bakterien“ 
hätten sich „an der Vagina festgesetzt“.

23.4.2018: „Vermisster Schotte im Vi-
deo: Hier wird Liams Leiche geborgen“

23.4.2018: Unter der Überschrift „Blu-
tige Tat auf dem Kiez- Frau mit Messer 
attackiert“ zeigt die MoPo ein Video 
vom Schauplatz des versuchten Mor-
des, die Blutlache und blutdurchtränk-
te Tücher immer wieder in Großauf-
nahme.

Am 26 April 2018 feiert der Vorsitzende der Jüdische Gemeinde zu 
Magdeburg, Herr Igor Tokar, seinen 80. Geburtstag.
Herr Igor Tokar wurde in der Stadt Odessa in einer schönen ukraini-
schen Stadt an der Schwarzmeerküste geboren. Er musste jedoch 
mit seiner Familie nach Deutschland auswandern, um sich vor dem 
Antisemitismus zu retten.
Sowjetische Juden hatten nicht die Möglichkeit, nach den Gesetzen 
und Gebräuchen ihrer Vorfahren zu leben, und Deutschland gab ih-
nen diese Möglichkeit. Es gab eine Gelegenheit, den Schabbat und 
andere religiöse Feiertage zu feiern und jüdische Leben zu führen.
In Judentum gibt`s viele verschiedene Richtungen. Leider die Re-
ligiose Welt der Synagogengemeinde Magdeburg zum inneren 
Weltsicht vielen Juden nicht entsprach. Sie versammelten sich um 
Herr Tokar um eine andere Gemeinde zu gründen. Der eine andere 
Gemeinde, die ihren Seelen und Bedürfnissen nahe ist. 
Aber es gab noch viele Hindernisse auf dem Weg: nicht ausreichen-
de Kenntnisse der Deutsche Sprache, kein Wunsch seitens der Be-
amten eine neue liberale Gemeinde zu akzeptieren und Unterschie-
de zwischen den orthodoxen u liberalen Strömungen im Judentum 
zu verstehen. 
Der Weg war mit Steinen ausgelegt und war sehr lang.
Eine große Hilfe bei der Bildung der Gemeinde wurde von großen 
Freund unserer Gemeinde und aller Juden geleistet Herr Alexander 
Tesler.
Nach vielen Jahren von Schwierigkeiten und Hindernissen wurde 
der große Traum von Herr Tokar verwirklicht.
Im Oktober 2005 wurde die liberale Gemeinde der Stadt Magde-
burg offiziell anerkannt und erhielt den Namen „Jüdische Gemein-
de zu Magdeburg e.V.“
Im Namen aller Mitglieder der Jüdische Gemeinde zu Magdeburg e.V. möchten wir ihnen zu ihrem 80.Geburtstag 120 Jahre Gesundheit, Wohl-
stand, einen unauslöschlichen Optimismus, endlose Versorgung mit Energie, damit er weiterhin den Menschen helfen kann und sich aktiv am 
jüdischen Gemeinschaftsleben wünschen.

Mazal Tov
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Von Rainer Bonhorst 

Ein neues Wort hat den deutschen 
Wortschatz erreicht, vielleicht schafft 
es eines Tages den Sprung in den Du-
den: der Gürtel-Schläger. Das beson-
dere, und auf den ersten Blick nicht 
Erkennbare an diesem Wort ist seine 
politische Dimension: Der Gürtel-
schläger schlägt mit seinem Gürtel 
nicht wahllos zu, er bevorzugt Kippa-
Träger. Also Juden. Oder, wie im aktu-
ellen Fall, einen Palästinenser, der in 
Israel lebt, und der mal erfahren wollte, 
ob Juden in Deutschland tatsächlich so 
gefährdet sind, wie es immer heißt. Er 
hat es erfahren.

Der Gürtelschläger hat eine weitere 
politische Dimension. Er ist ein Mos-
lem, ein Araber, was der Titel „Gür-
telschläger“ nicht gleich verrät, und 
was in vielen Berichten eher weniger 
prominent erwähnt wird. Warum das 
Versteckspiel? Weil es sich bei ihm um 
eine in mehrfacher Hinsicht peinliche 
Erscheinung handelt.

Erstens: Im Land des Holocaust ist je-
der Judenhasser eine peinliche Erschei-
nung. Und zweitens: Der, um den es hier 
geht, ist kein eingeborener, sondern ein 
fröhlich importierter Judenhasser. Wir 
haben ja schon mit unseren eingebore-
nen genug zu tun. Die ganz alten sterben 
zwar langsam aus. Aber die jüngeren, ob 
mit oder ohne Springerstiefel, sind offen-
bar nicht kleinzukriegen. Und als ob das 
nicht reichen würde, müssen wir zusätz-
lich noch einen kräftigen Schub an Juden-
hassern importieren. Ich weiß nicht, ob es 
statistisch belegbar ist. Aber ich fürchte, 
wir sind (oder waren) nicht nur Export-
weltmeister, wir sind auch Judenhasser-
Importweltmeister. 

Jeder, der sich mal in der arabischen 
Welt aufgehalten hat, musste sich dort 
mit der weit verbreiteten, klammheim-
lichen Hitler-Verehrung herumärgern. 
Und solche Leute haben wir uns hübsch 
naiv, als wären wir die sprichwörtlich 
doofen Blondinen, haufenweise ins 
Land geholt. Und das ausgerechnet zu 
einem Zeitpunkt, da sich viele Juden 
wieder zuversichtlich im eigentlich 

(oder hoffentlich) geläuterten Land der 
einstigen Judenmörder niederlassen. 
Die neuen Juden sind ein großartiges 
Kompliment an die Deutschen von 
heute. Und dann sind wir so dusselig, 
gleichzeitig massenhaft neue Judenhas-
ser zu uns hereinzuholen. Mich erin-
nert diese Verdrehtheit an den Mainzer 
Karneval: „Draußen stehen Judenhas-
ser. Wolle mer se heroilasse?“ Dann 
kommt der Narrhalla-Marsch und sie 
marschieren unter Beifall herein.

Ein Scan-Gerät,  
das die Grenzbeamten warnt?
Und dann sind sie da und wir wollen 
den Zuwanderern aus dem politisch ver-
korksten Morgenland unsere schönste 
Toleranz zeigen. Gut gemeint, aber blöd 
gelaufen. Denn schon stecken wir tief in 
einer Zwickmühle. Man kann sie auf fol-
genden Nenner bringen: Moschee oder 

Synagoge? Kopftuch oder Kippa? Die 
Antworten auf diese Zwickmühlen-Fra-
gen sehen so aus: Moscheen sind nicht 
überall willkommen, aber sie brauchen 
keinen Polizeischutz wie unsere Synago-
gen. Moslemisch gewickelte Kopftücher 
sind nicht überall beliebt, aber sie müs-
sen keinen Gürtel-Schläger fürchten wie 
ein Kippa-Träger. 

Oder abstrakter ausgedrückt: Der 
Staat Israel und sein Staatsvolk haben 
den Schutz der deutschen Staatsrä-
son, während die Moslems den Schutz 
des deutschen Toleranz-Edikts haben. 
Aber das Toleranz-Edikt für Moslems 
scheint besser zu greifen als die deut-
sche Staatsräson, die unsere Juden 
nicht ganz so enthusiastisch schützt. 

Ich bin stolz darauf, dass Juden an-
gefangen haben, sich in Deutschland 
wieder heimisch zu fühlen. Ich fände es 
furchtbar, wenn sie sich immer weniger 

heimisch fühlten. Und was die lieben 
Moslems angeht: Mir wären sie viel 
herzlicher willkommen, wenn sie ihren 
Judenhass vor der Einreise beim Zoll 
abliefern würden. Judenhass sollte bei 
uns zu den strengstens verbotenen Im-
portartikeln gehören. Leider wird Ju-
denhass beim Ganzkörper-Scannen an 
unseren Grenzen bisher nicht sichtbar. 
Aber lässt sich da wirklich nichts ma-
chen? Ein Scan-Gerät, das die Grenzbe-
amten warnt: Vorsicht Gürtelschläger! 
Das wäre ein gewaltiger Fortschritt. 
Dann könnten wir uns wieder ganz da-
rauf konzentrieren, den eingeborenen 
Antisemiten das Handwerk zu legen.

Habe ich eingangs gesagt, wir seien 
Judenhasser-Importweltmeister? Es 
könnte sein, dass Frankreich uns in die-
ser Disziplin den Rang abläuft. Dann 
wären wir nur Zweiter. Aber auch das 
wäre ja schlimm genug.   

Deutschland: Exportweltmeister – und Weltmeister beim Import von Judenhass
Die sogenannte „deutsche Staatsräson“, die Solidarität zu Israel, hilft den Juden im Alltag  

auf deutschen Straßen wenig

Anti-israelische Kundgebung anlässlich des Gaza-Krieges 2014

Von Dr. Nikoline Hansen

Es ist ein sehr deutscher Reflex: sobald es 
um antisemitische Erscheinungsformen 
geht, beginnt ein Lavieren, das einer 
unbewussten Vermeidungsstrategie zu 
entspringen scheint. Da es Antisemitis-
mus nicht geben darf, wird er verpackt 
in Rassismus und mit Hilfe dieses Um-
weges vehement bekämpft. So gesche-
hen auch wieder in Berlin. 

Zur Chronologie der Ereignisse: Ein 
junger arabischer Israeli ging mit einer 
Kippa am Helmholtz-Platz in Prenzlauer 
Berg auf der Straße umher. Ein junger 
arabisch sprechender Mann schrie „Je-
huda, Jehuda“, zog seinen Gürtel aus 
und peitschte los – auf Kippaträger und 
Handykamera. 

Nun sollte man tatsächlich meinen, 
sowas dürfe in Berlin im Jahre 2018 
nicht mehr passieren. Immerhin wurde 
staatlicherseits eingeschritten, der Täter 
stellte sich mit einer Anwältin und wur-

de in Untersuchungshaft genommen. 
Ungestraft passiert so etwas also nicht 
mehr. Trotzdem passiert es, und die 
Deutschen empfinden verständlicher-
weise Unbehagen. 

Eine große Zahl Berliner Initiativen 
rief zu „Berlin trägt Kippa“ auf. Die Ver-
anstaltung war ein großer Erfolg – alle 
Parteien und viele Berliner beteiligten 
sich. Nur eine kleine „Kippa-Demonstra-
tion“ am Herrmannplatz ging schief: Die 
Teilnehmer mussten nach kurzer Zeit 
aufgeben, eine Israelfahne wurde ihnen 
entrissen, Solidarität gab es hier nicht.

Im Berliner Abgeordnetenhaus wur-
de debattiert. Hier sollte ein seit länge-
rer Zeit vorbereiteter Text zum Thema 
Antisemitismus verabschiedet werden. 
Allerdings zeigte die Formulierung mal 
wieder, was in der Berliner Politik schon 
seit langem immer wieder passiert, 
wenn die Themen Holocaust und Anti-
semitismus auf die Tagesordnung kom-
men: Es wird in neue Zusammenhän-

ge gezerrt. Opfer sind nicht mehr die 
Juden – fast könnte man meinen, dass 
Juden eigentlich sowieso nicht mehr im 
öffentlichen Bewusstsein existent, son-
dern nur noch ein teures kleines Über-
bleibsel der Vergangenheit sind, für das 
Deutschland zahlt –, sondern die zuge-
wanderten Araber, allen voran die nach 
europäischem Narrativ von den Juden 
aus Israel vertriebenen „Palästinenser“. 
Konsequenterweise wurden in dem 
Text des Abgeordnetenhauses unter der 
Überschrift „Gegen Hass und Intoleranz 
– für Menschenwürde und Religions-
freiheit“ dann auch Kippa und Kopftuch 
gleichgesetzt.

Warum tut sich die deutsche Politik so 
schwer damit, die Dinge beim Namen zu 
nennen? Der FDP-Abgeordnete Marcel 
Luthe protestierte im Berliner Parlament 
vehement gegen diese Vermischung 
der Dinge und forderte, Antisemitismus 
als solchen zu benennen und gesondert 
zu behandeln. Bei den Abgeordneten 

stieß diese Forderung auf wenig Ge-
genliebe, konsequenterweise trat Luthe 
von seinem Amt als religionspolitischer 
Sprecher der Fraktion zurück. Es bleibt 
zu hoffen, dass diese Diskussion zumin-
dest zum Nachdenken angeregt hat. 

Man sollte sich einmal die Frage stel-
len, weshalb immer wieder das Exis-
tenzrecht Israels betont wird, nie aber 
jemand auf die Idee kommt, das der 
Bundesrepublik Deutschland anzuzwei-
feln. Gerade diejenigen, deren Recht auf 
das Tragen eines Kopftuchs wir als nun-
mehr geläuterte und tolerante Weltbür-
ger unterstützen, sind diejenigen, die 
uns zwingen, das Existenzrecht Israels 
mantraartig zu wiederholen: Wenn man 
sie direkt fragen würde, würden sie es 
sicher verneinen.

Es wäre zu wünschen, dass auch die 
Berliner Politik begreift, dass Antisemi-
tismus ein Problem ist, das sich nicht in 
der Gemengelage einer bunten und to-
leranten Gesellschaft bekämpfen lässt.

Berliner Abgeordnetenhaus setzt Kippa und Kopftuch gleich
Marcel Luthe (FDP) bemängelt Verwässerung des Antisemitismus-Problem
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Von Ulrich W. Sahm

„Zum ersten Mal in der Geschichte der 
Evangelischen Kirche im Rheinland 
reisen Mitglieder der Kirchenleitung 
gemeinsam mit Vertretern jüdischer 
Gemeinden nach Israel. Anlass ist das 
70-jährige Bestehen des Staates Israels 
sowie eine Bekräftigung der gemein-
samen Verantwortung im Kampf ge-
gen Antisemitismus in unserer Gesell-
schaft.“

Dieses historische Ereignis soll vom 
26. bis 29. April stattfinden, so Jens 
Peter Iven, Pressesprecher der Evan-
gelischen Kirche im Rheinland. Da-
bei reist man nach Nes Ammim, eine 
christliche Siedlung zwischen Haifa 
und der libanesischen Grenze mit 332 
Einwohnern.

Auf der Homepage der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland findet sich 
eine „Gottesdienst-Arbeitshilfe“, die 
ebenso dem 70-jährigen Bestehen des 
jüdischen Staates gewidmet ist. Der 
Verfasser, Dr. Rainer Stuhlmann, war 
von 2011 bis 2016 Studienleiter in Nes 
Ammim. Unter dem Titel „70 Jahre 
Staat Israel – ein Datum im christli-
chen Kalender?“ schreibt Stuhlmann 
im vierten Paragraphen: „Was für Ju-
den ein Grund zum Feiern ist, das ist 
für andere ein Grund zur Trauer. Den 
einen hat die Staatsgründung Schutz, 
Sicherheit, Gerechtigkeit und Freiheit 
gebracht, den anderen Vertreibung, 
Zerstörung, Zwang und Unrecht.“

Die rund 2,5 Millionen Araber im 
Staat Israel mit eigenen Parteien in der 
Knesset, Generalen in der Armee und 
Vertretung in Regierung wie Gesell-
schaft wurden von Stuhlmann nicht ge-
fragt. Er unterschlägt auch, dass unmit-
telbar nach der Gründung Israels aus 
der gesamten arabischen Welt fast alle 
dort seit 3.000 Jahren lebenden Juden 
zwangsenteignet und vertrieben wor-
den sind. Libyen und Syrien sind heute 
„judenfrei“. In Ägypten leben noch 10 
alte jüdische Frauen. Es sind mehr Ju-
den nach Israel geflohen, als „Araber 
aus Palästina“ vom Staatsgebiet Israels 
weggezogen sind.

Weiter schreibt Stuhlmann, „Die von 
den Vereinten Nationen beschlossene 
Teilung Palästinas in einen jüdischen 
und einen arabischen Staat hat zu ei-
nem grausamen Krieg geführt, in dem 
es auf allen Seiten Opfer gegeben hat.“ 

Nicht die Empfehlung der UNO-
Generalversammlung von 1947 hat zu 
einem Krieg „geführt“. Der Krieg wur-
de von den arabischen Staaten Ägyp-
ten, Syrien, Libanon, Jordanien und 
anderen beschlossen, weil sie keinen 
jüdischen Staat in ihrer Mitte dulden 
wollten. Deshalb fielen sie in der Nacht 
nach der Ausrufung Israels 1948 über 
den frisch gegründeten jüdischen Staat 
her, um ihn zu vernichten. Im Gegen-
satz zu Deutschland hat in Nahost noch 
nie jemand eingestanden, einen Krieg 
verloren zu haben. Die unterlegenen 
Angreifer weigerten sich deshalb, Ver-
antwortung für die Folgen ihres Tuns 
zu übernehmen, darunter das Schick-
sal der von den arabischen Führern 
zur „zeitweiligen Flucht“ aufgerufenen 
Araber aus Palästina.

„Am Ende des Krieges hatten die Ju-
den ihren Staat, der weit größer war, als 
es der Teilungsplan vorsah. Und die Pa-

lästinenser nichts.“
Bei Krieg weiß man vorher nie, was 

am Ende rauskommt. Bemerkenswert 
ist die Behauptung: „Und die Palästi-
nenser nichts.“ Die haben in der Tat 
großes Pech gehabt, zumal es 1948 
noch keine „Palästinenser“ im heuti-

gen Sinn gab. Die Araber des britischen 
Mandatsgebiets Palästina haben sich 
erst 1968 mit der 2. von Jassir Arafat 
verfassten PLO-Charta als „Palästi-
nenser“ konstituiert und gefordert, an-
stelle Israels einen Staat zu errichten.

Stuhlmann erwähnt, dass es „in die-
sen siebzig Jahren mindestens acht 
Kriege und zwei blutige Aufstände 
gegeben hat. Immer war Israel trotz 
schmerzlicher Verluste siegreich und 
die Palästinenser die Verlierer.“

Laut UNO ist Krieg ein militärische 
Auseinandersetzung zwischen Staaten. 
Davon gab es nur vier: 1948, 1956, 1967 
und 1973. Alles andere waren „Militä-
roperationen“ gegen Freischärler, Ter-
rormilizen und „bewaffnete Arme von 
politischen Parteien“. Die Israelis ha-
ben sich gegen Raketenbeschuss und 
Selbstmordattentate in Bussen, Schu-
len und Restaurants gewehrt. Hätten 
die Juden sich etwa massakrieren lassen 
sollen, um den „Palästinensern“ einen 
Sieg zu gönnen? Verschärfte Sicher-
heitskontrollen auf Flughäfen, Verrie-

gelung der Pilotenkanzeln und Poller 
um Weihnachtsmärkte: Nach jedem 
Terroranschlag in Europa und den USA 
werden Sicherheitskontrollen mit israe-
lischer Hilfe nachjustiert. 

„Die Staatsgründung Israels ist auch 
ein Datum im christlichen Märtyrer-

kalender. Im Ruinenfeld von Iqrit und 
Bir‘am in Galiläa sind nur die Kirchen 
stehen geblieben. Die Bewohner dieser 
beiden christlichen Dörfer wurden ver-
trieben. Nur als Leichen dürfen sie und 
ihre Nachfahren zurückkehren, um auf 
dem Friedhof am Rande der Ruinen ih-
rer Häuser begraben zu werden.“ Stuhl-
mann übernimmt hier den ansonsten 
in der evangelischen Kirche unüblichen 
„palästinensischen“ Märtyrerkult. Ju-
den können nicht einmal als Leichen in 
die arabischen Länder zurückkehren, 
um sich dort neben ihren zerstörten Sy-
nagogen begraben zu lassen.

Stuhlmann beklagt weiter die spä-
ten Friedensverhandlungen, erst mit 
Ägypten und Jordanien und dann mit 
der PLO. Er erwähnt nicht das dreima-
lige „Nein“ der arabischen Welt 1967 
in Khartum, das jegliche Kontakte mit 
Israel ausschloss. Und dann schreibt 
er: „Und doch steht die Anerkennung 
eines palästinensischen Staates immer 
noch aus – auch durch unsere Regie-
rung.“ Ihm scheint unbekannt zu sein, 

dass die „Palästinenser“ bis heute ihren 
Staat nicht ausgerufen haben. Denn 
dann würden sie Milliardensummen 
verlieren, die ihnen als „Aufbauhilfe 
für den künftigen Staat“ geschenkt wer-
den. Sowie sie einen Staat ausgerufen 
hätten, stünde ihnen bestenfalls eine 
kümmerliche „Entwicklungshilfe“ zu. 
Wie kann Stuhlmann von Deutschland 
die Anerkennung eines Staates fordern, 
der nicht einmal existiert?

Den Höhepunkt der Geschichtsklit-
terung erreicht das Arbeitspapier der 
Rheinischen evangelischen Kirche 
mit dem Satz: „Die palästinensischen 
Christen leben seit zweitausend Jahren 
im Land.“ Dann gab es also „palästi-
nensische Christen“ vor der Kreuzi-
gung und Auferstehung Jesu. Vielleicht 
war ja auch Jesus ein „palästinensischer 
Christ“ und Araber, über 100 Jahre, 
ehe Kaiser Hadrian die römische Pro-
vinz „Judäa“ in „Syria-Palästina“ umbe-
nannt hat, um jegliche Erinnerung an 
die Juden zu tilgen?

Kirchenrat Dr. Volker Haarmann 
zeichnet verantwortlich für diese „Got-
tesdienst-Arbeitshilfe“. Präses Manfred 
Rekowski hat das Grußwort verfasst. 
Beide nehmen an der Reise teil. Auf 
Nachfrage erklärte Pressesprecher 
Iven, dass es zwischen jenem Arbeits-
papier und der „historischen Reise“ kei-
nen Zusammenhang gebe.

Die Argumente Stuhlmanns stam-
men aus dem klassischen Repertoire 
„palästinensischer“ Propaganda zur 
Delegitimierung Israels und der Juden. 
Es fragt sich, welchen Sinn Vertreter 
jüdischer Gemeinden in Deutschland 
in dieser „ökumenischen Reise“ sehen. 
Eine Stellungnahme der jüdischen 
Teilnehmer steht noch aus.

Anti-jüdische Geschichts-Verdrehung durch die
Evangelische Kirche

„Nes Ammim“-Studienleiter Dr. Rainer Stuhlmann verbreitet arabische Propaganda in den Medien der EKD

Willkommens-Schild in Nes Ammim im Norden Israels.

                    �Juden können nicht einmal als Leichen  
in die arabischen Länder zurückkehren,  
um sich dort neben ihren zerstörten  
Synagogen begraben zu lassen.
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Von Anabel Schunke

Es hat mich stets beruhigt, zu wissen, 
dass gemeinhin ein Unterschied zwi-
schen öffentlicher und veröffentlichter 
Meinung existiert. Dass es die Political 
Correctness und die damit einhergehen-
de Angst vor sozialen Sanktionen sind, 
die den multikulturellen Traum ober-
flächlich aufrechterhalten und weniger 
die tatsächliche Überzeugung vieler 
Menschen. 

Es ist beruhigend zu wissen, dass sich 
der gemeine Bürger abseits der akade-
mischen Blase und linksgerichteten 
Parteien einen feuchten Kehricht um 
gendergerechte Sprache und Toiletten 
schert. Dass der Islam für manch einen 
Journalisten und Politiker zu Deutsch-
land gehört, ganz sicher aber nicht zur 
Lebenswelt eines Großteils der Bürger. 
Kurzum: Dass die Bevölkerung norma-
ler tickt als der alltägliche Wahnsinn, 
der sich in Politik und Medien offenbart, 
suggeriert.

Was beruhigt, kann jedoch genauso 
gut frustrieren, wenn das Pendel ein-
mal in die andere Richtung ausschlägt. 
Die Debatte um die Echo-Auszeichnung 

für Farid Bang und Kollegah mag in den 
Medien noch nicht gänzlich verstummt 
sein – bei der betreffenden Zielgruppe 
ist sie nie angekommen. 

Während wir Medienschaffenden 
noch die Grenzen der künstlerischen 
Freiheit abstecken, bewirbt mein Lieb-
lings-Onlineshop schon seit Tagen Kol-
legahs neue Klamottenkollektion, die 
bei den Fans einschlägt wie Bananen in 
der DDR.

Das Problem sind die Fans
Und so zeigt sich einmal mehr, dass sich 
das Problem weder an Ausschlüssen 
oder Nicht-Ausschlüssen von Veranstal-
tungen, noch an den „Künstlern“ selbst 
manifestiert, sondern an den Fans, die 
ihre Musik, ihre Klamotten und Kon-
zertkarten kaufen. Der Erfolg eines 
Künstlers am Markt bemisst sich eben 
nicht nach einer vorgegebenen Moral 
oder Kriterien des „guten Geschmacks“, 
sondern nach der Nachfrage. Nichts 
könnte das besser verdeutlichen als ein 
Musikpreis, der vorrangig nach Ver-
kaufszahlen vergeben wird.

Sicherlich hätte man sich in einer Re-
publik, in der sonst bei jeder Gelegen-
heit von Medienschaffenden, Prominen-
ten und Politikern „Haltung gezeigt“ 
und „Zeichen gesetzt“ werden, schon 
vor der Echo-Verleihung so etwas wie 
einen „Aufstand der Anständigen“ ge-
wünscht, der sich sonst bei jeder auch 
nur gefühlten Bedrohung „von Rechts“ 
ohne viel Aufwand zusammentrom-
meln lässt. Es hätte zweifelsohne das ei-
gene Geschmacksempfinden geschont, 
wenn man diesen Proleten die öffentli-
che Plattform entzogen hätte, oder zu-
mindest jemand der alten linken Socke 
Campino zur Seite gesprungen wäre, 
indem man geschlossen den Saal ver-
lässt. Solche Aktionen setzen jedoch 
voraus, dass das eigentliche Problem er-
fasst wird. Dass dies bei einer Mehrheit 
der Verantwortlichen und Prominenten 
vor Ort nicht der Fall war, ließ sich u.a. 
an den geistreichen Kommentaren von 
bedeutenden Denkern wie Angelo Kel-
ly und Fernsehkoch Nelson Müller auf 
der anschließenden After-Show-Party 
erkennen.

Die Zeit einer künstlerischen Avant-
garde, die Kritik an den herrschenden 
Verhältnissen, ungeachtet von politisch 
korrekten Erwägungen, übt, scheint zu-
mindest in der jungen, „hippen“ Gene-
ration ein für alle Mal vorbei. Mit Cam-
pino, Peter Maffay, Klaus Voormann 
und Marius Müller-Westernhagen zeigt 
ausschließlich die alte Riege im Musik-
geschäft Flagge gegen den unsäglichen 
Opportunismus der Veranstalter, denen 
es wohl vorrangig darum ging, von die-
sem Skandal zu profitieren und die sich 
insofern nicht von jenen gewissenlosen 
Menschen unterscheiden, die mit der 
Vermarktung von „Künstlern“ wie Farid 
Bang und Kollegah ihr Geld verdienen.

Einstudierte Empörungswellen
Und dennoch: Schlimm sind nicht in ers-
ter Linie die Reaktionen auf das Ergeb-
nis, auf die Nominierung, den Auftritt. 
Schlimm ist, welchen Erfolg Rapper wie 
diese vor allem bei der jungen Generati-
on haben, die sie mittlerweile zu großen 
Teilen prägen und dass die Diskussion 
ausgerechnet an dieser Generation voll-
kommen vorbeigeht. Es sind vornehm-
lich jene jungen Muslime, deren rassisti-
sche und antisemitische Ausbrüche wir 
mittlerweile auf den Schulhöfen und auf 
den Straßen dieses Landes erleben dür-
fen.

Junge Männer, die von Gleichaltri-
gen umgeben sind, die entweder ihre 
Ansichten teilen oder denen schlicht 
das Bewusstsein dafür fehlt, um sich an 
ihrem Verhalten zu stören. Jahrzehnte 
des Ignorierens und Leugnens des mus-
limischen Antisemitismus haben Spuren 
hinterlassen, deren Früchte wir jetzt ern-
ten. In diesem gesellschaftlichen Klima 
ist und bleibt „Kolle“, wie ihn seine Fans 
nennen, der „Boss“ – daran ändern auch 
zurückgegebene Echos, eine empörte 
Presse und schockierte Politiker nichts.

Nein, ein Problem, das schon in den 
Familien, in den Moscheegemeinden, in 
den Schulen und im heimischen Kinder-
zimmer beim Hören der preisgekrönten 
Musik beginnt, endet nicht mit zurück-
gegebenen Preisen und zurückgetrete-
nen Verantwortlichen. Genau genom-
men ist das, was gerade an blankem Hass 
in die Öffentlichkeit dringt, nicht zuletzt 
auch aufgrund der aktuellen Zuwande-
rungspolitik, die von nicht wenigen, die 
sich jetzt empören, ausdrücklich unter-
stützt wird, erst der Anfang. Deutsch-
land wird vielfältiger und Kollegah und 
Farid Bang sind lediglich Ausdruck die-
ser Vielfalt.

Kollegah und die Folgen
Trotz „Echo“-Einstellung und einzelner Rückgaben von Preisen bleibt antisemitische  

Rap-Musik islamischer Künstler ein Wachstumsmarkt

Kollegah und Farid Bang
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Von Gerd Buurmann

„Einst besiedelten Juden aus aller Welt 
arabisches Land: Sie schufen Fakten, 
aus denen der Staat Israel wuchs. Diese 
Entschlossenheit ist bis heute Segen und 
Fluch.“

Das schreibt Bastian Berbner für „Die 
Zeit“. Es ist schon recht abenteuerlich, 
mit welchem Unsinn man es mittlerwei-
le in große deutsche Zeitungen schafft. 
Es stimmt einfach nicht. Juden besiedel-
ten nicht einst arabisches Land, sondern 
sie wurden einst von Römern vertrieben 
und dann nahmen sich Araber das Land.

Das jüdische Volk ist das älteste noch 
heute existierende Volk im Nahen Os-
ten. Juden sind die Ureinwohner des Na-
hen Ostens. Wer behauptet, Juden könn-
ten irgendwo im Nahen Osten illegal 
sein, muss in der gleichen Konsequenz 
auch erklären, das es Gebiete im Bereich 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
gibt, wo die sogenannten Indianer-Völ-
ker illegal sind.

Das Gebiet, das heute „Westjordanland“ 
genannt wird, heißt seit Jahrhunderten 
Judäa und Samaria. Judäa! Wieviel deutli-
cher kann es sein? Juden leben, lieben und 
siedeln im Nahen Osten länger als andere 
Völker, die erst deutlich später erfunden 
wurden, wie die „Palästinenser“.

Die „Palästinenser“ treten als Volk 
erst im 20. Jahrhundert auf. Davor war 
der Begriff lediglich eine Gebietsbe-
schreibung. Der Begriff „Palästina“ hat 
einen hebräischen Ursprung. Die erste 
bekannte Schriftquelle zu „Palästina“ ist 
die Septuaginta. Hier wird der Begriff 
als Ableitung von dem hebräischen Be-
griff „Pleschet“ verwendet. Der Begriff 
Palästina ist somit lediglich eine Ge-
bietsbeschreibung und keine Volksbe-
schreibung. Nach der Zerschlagung des 
jüdischen Volkes im Jahr 135, nannten 
die Römer das Gebiet Palästina, um 
jeglichen Bezug zum jüdischen Volk zu 
verwischen.

Hält Jordanien  
Palästina besetzt?
Das Gebiet „Palästina“ ist somit eine Er-
findung des antiken Roms. Bis vor eini-
gen Jahren gab es nicht mal ein „palästi-
nensisches“ Volk. Bis heute gibt es keine 
„palästinensische“ Sprache, keine unab-
hängige „palästinensische“ Kultur, keine 
„palästinensische“ Währung, aber dafür 
eine Menge Menschen verschiedenster 
Glaubensrichtungen und Nationali-
täten, die durch den Umstand vereint 
werden, dass sie in einem Gebiet leben, 
das seit den Römern „Palästina“ genannt 
wird. Der mit Abstand größte Teil Paläs-
tinas liegt im heutigen Jordanien. Wei-
tere Gebiete Palästinas sind der Golan, 
der Gazastreifen, das „Westjordanland“ 
und Gebiete von Ägypten und Saudi-
Arabien. Hat jemand schon mal gehört, 
Jordanien halte Palästina besetzt? Oder 
Ägypten? Nein! Woran das wohl liegen 
mag? Was unterscheidet Israel von Jor-
danien und Ägypten? Ach ja: Die Juden!

Das „palästinensische Volk“, so wie 
es heute mehrheitlich definiert wird, 
entstand erst vor gut fünfzig Jahren. 
Davor wurde der Begriff „Palästina“ ge-
nutzt, um das Gebiet zu bezeichnen, das 
nach dem Ersten Weltkrieg durch den 
Untergang des Osmanischen Reiches 
herrschaftslos wurde. Ab 1922 verwal-
tete der Völkerbund das Gebiet. Alle 
Menschen, die zwischen 1923-1948 im 
britischen Mandat Palästina geboren 

wurden, hatten damals „Palästina“ in 
ihre Pässe gestempelt. Wenn man da-
mals allerdings Araber als „Palästinen-
ser“ bezeichnete, waren sie beleidigt und 
erklärten: „Wir sind keine Palästinenser, 
wir sind Araber. Die Palästinenser sind 
die Juden!“

Golda Meir aber sagte einst: „Ich bin 
eine Palästinenserin!“

Bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts 
wurde der Begriff „Palästinenser“ als 
Synonym für „Jude“ benutzt! In den 
40er Jahren des 20. Jahrhunderts zum 
Beispiel gab es in Jerusalem ein soge-
nanntes „palästinensisches Orchester“. 
Es bestand ausnahmslos aus Juden. Wie 
also konnte es geschehen, dass ein Volk 
der „Palästinenser“ erfunden wurde, das 
sich heute dadurch auszeichnet, dass Ju-
den nicht mehr dazugehören? Ebenso 
wie es einst geschehen konnte, dass Ju-
den von den Nazis aus der Gruppe der 
„Deutschen“ vertrieben wurden. Der 
PLO-Führer Zuheir Mohsen erklärte im 

März 1977 in einem Interview mit der 
niederländischen Zeitung „Trouw“:

„Das palästinensische Volk existiert 
nicht. Die Schaffung eines palästinensischen 
Staates ist nur ein Mittel, um unseren Kampf 
gegen den Staat Israel für unsere arabische 
Einheit fortzusetzen. In Wirklichkeit gibt 

es heute keinen Unterschied mehr zwischen 
Jordaniern, Palästinensern, Syrern und Li-
banesen. Nur aus politischen und taktischen 
Gründen sprechen wir heute von der Exis-
tenz eines palästinensischen Volkes, denn 
die arabischen nationalen Interessen ver-
langen, dass wir die Existenz eines eigenen 
palästinensischen Volkes als Gegenpol zum 
Zionismus postulieren (…) Aus taktischen 
Gründen kann Jordanien, ein souveräner 
Staat mit definierten Grenzen, keine Forde-
rungen auf Haifa und Jaffa aufstellen, wäh-
rend ich als Palästinenser zweifellos Haifa, 
Jaffa, Beer-Sheva und Jerusalem fordern 
kann. Doch in dem Moment, in dem wir un-
ser Recht auf ganz Palästina zurückfordern, 
werden wir nicht eine Minute warten, Paläs-

tina und Jordanien zu vereinen.“
Das „judenreine“ „palästi-

nensische“ Volk, in dem Juden 
per Definition nur illegal sein 
können, ist eine Erfindung po-
litischer Extremisten, um Men-
schen glaubhaft zu machen, dass 
Juden schon durch ihre pure 
Existenz ein Problem sind und 
wenn sie es wagen, irgendwo zu 
leben, dann, so sagen es die Ex-
tremisten, stehlen sie das Land, 
auf dem sie leben, weil sie leben. 
Bastian Berbner bedient genau 
diese Propaganda.

In der Region des Nahen Os-
tens leben seit Jahrhunderten 
Christen, Muslime, Araber und 
Juden. Juden aber leben dort am 
längsten. Heute gibt es in der 
Region die unterschiedlichsten 
Länder. Aber nur ein Land ist de-
mokratisch: Israel!

Israel ist eine Demokratie, 
in der jede Kritik, sogar die 
dümmste und die brutalste Kri-
tik, erlaubt ist und artikuliert 
werden darf. Jeder „Palästinen-
ser“ kann in Israel seine Meinung 
frei äußern. Das ist Demokratie! 
In Jordanien, Syrien, Gaza, West-
jordanland aber haben „Palästi-
nenser“ diese Rechte nicht. War-
um also werden diese Menschen 
nicht gestärkt. Warum nicht dort 
die Rechte von „Palästinensern“ 
fordern, wo sie nicht vorhanden 
sind, statt ständig das Land zu 
kritisieren, das ihnen diese Rech-
te garantiert? Juden haben das 
Recht, überall im Nahen Osten 
zu siedeln, so wie alle anderen 
Menschen auch!

Wer glaubt und fordert, dass 
Juden verschwinden müssen, 
kann niemals Frieden mit Juden 
schließen. Wer brüllt „Juden raus 
aus meinem Land, meiner Stadt, 

meiner Nachbarschaft“, will keinen Frie-
den mit Juden, sondern einen Frieden 
von Juden. Jüdische Siedlungen sind nur 
für jene eine Hindernis zum Frieden, die 
einen Frieden von Juden haben wollen. 
Für jene, die einen Frieden mit Juden 
schließen wollen, ist eine jüdische Sied-
lung kein Problem, sondern die Lösung 
eines Problems, denn nur in der Akzep-
tanz von jüdischen Siedlungen wohnt 
die Möglichkeit der schlichten Erkennt-
nis, dass Juden einfach nur Nachbarn 
sein können.

Überall in Israel dürfen Muslime sie-
deln. Gleiches Recht muss für Juden gel-
ten! Juden, die siedeln und Häuser bau-
en, sind kein Friedenshindernis! Sie sind 
es nicht in Israel, nicht in Amerika und 
nicht in Europa. Sie sollten es auch nicht 
in den Ländern des Nahen Ostens sein. 
Überall auf der Welt gibt es in diversen 
Ländern jüdische Siedlungen und Vier-
tel. In Israel gibt es eine Menge muslimi-
sche Viertel und Siedlungen. Fast zwan-
zig Prozent aller Israelis sind Muslime. 
Für Israel sind muslimische Siedlungen 
innerhalb und außerhalb Israels kein 
Friedenshindernis.

Die arabischen Regierungen im Na-
hen Osten sollten ebenfalls Juden als 
Bürger des Landes mit allen Rechten 
und Pflichten achten, die Häuser und 
Siedlungen bauen dürfen, wie jeder an-
dere Bürger auch, oder sie werden nie-
mals Frieden mit Juden schließen kön-
nen.

Palästina: Die wirkliche Heimat der Juden
Erst Ende der 1960er Jahren erfanden und missbrauchten die Araber den Begriff „Palästinenser“ für sich

Golda Meir: „Ich bin eine Palästinenserin.“

                        �Warum nicht dort die Rechte von  
„Palästinensern“ fordern, wo sie nicht  
vorhanden sind, statt ständig das  
Land zu kritisieren, das ihnen diese  
Rechte garantiert?
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Von Dr. Wolfgang Hintze

Was kommt heraus, wenn man Chuzpe, 
Unwissenheit und Populismus zusam-
menschüttet und kräftig umrührt?

Dann kommt das heraus, was die 
Kanzlerin kürzlich aus Anlass des 70. 
Gründungstages Israels in einem Inter-
view mit einem israelischen Fernsehsen-
der von sich gegeben hat.

Der „Spiegel“ berichtet:
„Bundeskanzlerin Angela Merkel 

(CDU) hat gegenüber einem israeli-
schen Fernsehsender neue Formen des 
Antisemitismus in Deutschland beklagt. 
‚Wir haben jetzt auch neue Phänomene, 
indem wir Flüchtlinge haben oder Men-
schen arabischen Ursprungs, die wieder 
eine andere Form von Antisemitismus 
ins Land bringen‘, sagte Merkel in ei-
nem Interview des Nachrichtensenders 
‚Channel 10 News‘.“

Merkels Sätze in der ihr eigenen prekä-
ren Sprache muss man bekanntlich ganz 
langsam und Wort für Wort genießen.

Also: „Wir haben jetzt auch neue Phäno-
mene, indem wir Flüchtlinge haben“

Ein bemerkenswerter Gebrauch des 
Hilfsverbs „haben“! Aber, jetzt mal lang-
sam: „haben“ wir Flüchtlinge? Haben 
wir sie einfach so, sind sie einfach da? 
Nein, Frau Kanzlerin: diese Flüchtlinge 
„haben“ wir nicht einfach, diese Flücht-
linge sind importiert worden, und zwar 
durch niemand anderen als Sie. Ihren 
Satz nennt man vornehm Chuzpe.

Sodann redet Merkel von
„Menschen arabischen Ursprungs, die 

wieder eine andere Form von Antisemitis-
mus ins Land bringen“

Auch wenn sie hier lediglich einen 
zeittypischen Euphemismus zu verwen-
den glaubt, wie kommt Merkel dazu, 
„Menschen arabischen Ursprungs“ zu 
diffamieren und in populistischer Wei-
se als Sündenbock für Antisemitismus 
zu brandmarken? Wer sind denn „Men-
schen arabischen Ursprungs“? In ihrer 
Suche nach einfachen Lösungen bringt 
sie kurzerhand auch arabisch-stämmige 
Menschen wie Hamad Abdel-Samad, 
Ahmad Mansour, Bassam Tibi mit An-

tisemitismus in Verbindung.
Der von den iranischen Mullahs ins 

Leben gerufene, sich alljährlich unge-
hindert über den Kurfürstendamm und 
die dortigen Stolpersteine wälzende Al-
Quds-Marsch ist ein Paradebeispiel für 
nicht-arabischen Antisemitismus mitten 
in der Hauptstadt.

Karl Lagerfeld hatte die „Flüchtlings-
politik“ der Kanzlerin bekanntlich wie 
folgt prägnant beschrieben: 

„Selbst wenn Jahrzehnte dazwischen 
liegen, man kann nicht Millionen von Ju-
den töten und danach Millionen ihrer 
schlimmsten Feinde ins Land holen.“

Diese „schlimmsten Feinde“ sind aber 
nicht die Araber, nicht die Iraner, Af-
ghanen, Tschetschenen, Pakistani und 
weitere Völker, nein: der antisemitische 
Feind heißt Islam. Er ist die Ideologie, 
die ihnen gemeinsam ist, der viele von 
ihnen anhängen, und die sie nicht nur 

zu Antisemiten, sondern zu Verächtern 
aller Ungläubigen macht.

Was soll ein guter Moslem – gleichgül-
tig, aus welchem Land er stammt – denn 
machen, wenn in seinem heiligen Buch, 
dem Koran, Verse stehen wie diese?

„Siehe, schlimmer als das Vieh sind bei 
Allah die Ungläubigen.“ (Sure 8,55)

„Und wenn ihr die Ungläubigen trefft, 
dann herunter mit dem Haupt, bis ihr ein 
Gemetzel unter ihnen angerichtet habt.“ 
(Sure 47,4)

„O ihr, die ihr glaubt, nehmt euch nicht 
die Juden und die Christen zu Freunden…“ 
(Sure 5,51)

Man kann doch diesen Menschen 
nicht den Antisemitismus des Islams 
vorwerfen.

Zu verurteilen sind stattdessen die 
Politiker, allen voran Merkel, die einer-
seits in heuchlerischen Sonntagsreden 
behaupten, sich gegen Antisemitismus 

ins Zeug zu legen, die andererseits den 
Islam, und mit ihm diese „andere Form 
des Antisemitismus'“, hier in Deutsch-
land mit allen Mitteln verankern.

Übrigens hat der Koran seine endgül-
tige Formulierung bereits gegen Ende 
des 7. Jahrhunderts erhalten. Anders als 
die Kanzlerin würde man also die darin 
festgeschriebene Form des Antisemitis-
mus‘ nicht unbedingt als überraschend 
oder gar neu empfinden.

Das legt die Vermutung nahe, dass 
Angela Merkel durch einen kurzen Bil-
dungsausflug in die Welt des real exis-
tierenden Islams statt zu befremdlichen 
Aussagen auch zu hilfreichen Erkennt-
nissen gelangen könnte; wie zum Bei-
spiel der Feststellung „Der Islam gehört 
nicht nach Deutschland“.

Zuerst erschienen auf  
www.vera-lengsfeld.de

Merkel beklagt das vor allem wegen ihrer Politik wachsende  
Antisemitismus-Problem in Deutschland

Die Kritik der Kanzlerin relativiert ihre eigene Verantwortung an dem nahezu  
unkontrollierten Einlass islamischen Judenhasses

Verbrennung der israelischen Fahne in Berlin 2018

Von Israelnetz

Die Zahlungen Deutschlands an das UN-
Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge haben 
in den vergangenen 13 Jahren massiv 
zugenommen. Kritik an der UNRWA übt 
die Bundesregierung nicht.

Die jährlichen Zahlungen Deutsch-
lands an das UN-Hilfswerk für Palästina-
flüchtlinge (UNRWA) sind seit 2005 um 
mehr als 2.700 Prozent gestiegen. Das 
geht aus einer Antwort der Bundesre-
gierung vom 7. März auf eine schriftliche 
Frage der AfD-Abgeordneten Beatrix 
von Storch hervor, die Israelnetz vorliegt.

Laut Angaben von Michael Roth (SPD), 
Staatsminister im Auswärtigen Amt, 
überwies Deutschland im vergangenen 
Jahr knapp 80 Millionen Euro an die UN-
RWA. 2005 waren es noch 2.885.000 Euro 
gewesen. Während der Kanzlerschaft 
Angela Merkels (CDU) stiegen die deut-

schen UNRWA-Beiträge fast jedes Jahr. 
Nur in den Jahren 2011 und 2015 gingen 
sie demnach im Vergleich zum Vorjahr 
zurück. Besonders groß war der Sprung 
von 2013 auf 2014. Damals erhöhte die 
Bundesrepublik ihre UNRWA-Zahlun-
gen von einem Jahr auf das nächste um 
knapp 22 Millionen Euro. Insgesamt hat 
die Bundesregierung die UNRWA in den 
vergangenen 13 Jahren mit knapp 380 
Millionen Euro unterstützt.

Im laufenden Jahr 2018 half Deutsch-
land der UNRWA bereits mit 17.340.000 
Euro. „Gemäß den bestehenden Be-
darfen“ würden jedoch „weitere Mög-
lichkeiten der Unterstützung“ geprüft, 
erklärte Roth. Die Höhe der Beiträge in 
den kommenden Jahren steht laut Au-
ßenministerium unter dem Vorbehalt 
des jeweils bestehenden Bedarfs.

Bundesregierung: „UNRWA ist Prinzipi-
en der Menschlichkeit verpflichtet“

Die UNRWA ist international durchaus 
umstritten. Die USA kürzten im vergange-
nen Jahr ihre Zahlungen an die UN-Institu-
tion, weshalb andere Staaten dazu aufge-
rufen wurden, den dadurch entstehenden 
Zahlungsausfall zu kompensieren. Mit der 
UNRWA haben die „Palästinenser“ ein ei-
genes Flüchtlingshilfswerk, während sich 
der Hohe Kommissar der UN für Flüchtlin-
ge (UNHCR) um alle anderen Flüchtlinge 
kümmert. „Palästinenser“ sind zudem die 
einzigen Flüchtlinge der Welt, bei denen 
der Flüchtlingsstatus vererbt wird. Regel-
mäßig in die Kritik gerät auch der Unter-
richt an Schulen der UNRWA.

Angesprochen auf die Frage, ob der 
Bundesregierung bekannt sei, „dass in 
Schulen, die in den Verantwortungs-
bereich der UNRWA fallen, Unterricht 
mit Schulbüchern und Lehrmaterial der 
Palästinensischen Autonomiebehörde 
erteilt wird, in denen juden- und israel-

feindliche Inhalte vermittelt werden“, re-
agierte Roth zurückhaltend. Die UNRWA 
setze grundsätzlich die im jeweiligen 
Gebiet geltenden Lehrpläne und Lehr-
materialien ein. Sie sei dabei als UN-Or-
ganisation „den humanitären Prinzipien 
der Menschlichkeit, Unparteilichkeit, Un-
abhängigkeit und Neutralität verpflich-
tet“. Die Bundesregierung weise „in ih-
rem kontinuierlichen Dialog“ darauf hin, 
dass der Unterricht an UNRWA-Schulen 
zur Achtung der Menschenrecht „auch 
mit Blick auf eine friedliche Lösung des 
Nahost-Konflikts“ beizutragen habe.

Von Storch empörte sich in einer Stel-
lungnahme über die Antwort der Bun-
desregierung. Diese fördere die „palästi-
nensische“ Juden- und Israelfeindschaft 
im Nahen Osten. „Das ist ein politischer 
Skandal. Diese Mittel für UNRWA müssen 
gestrichen werden“, erklärte von Storch 
auf Facebook.

Die Unrechts-Organisation UNRWA erfreut sich wachsender Unterstützung aus Deutschland
Die deutschen Zahlungen an die Terror-Finanzierer

der UNO sind seit 2005 von 2,8 auf heute 80 Millionen Euro gestiegen
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Von Chaim Noll

Zu Besuch in Deutschland, werde ich 
Zeuge unheimlicher Vorgänge. Viele 
deutsche Intellektuelle scheinen von der 
Obsession heimgesucht, sich voneinan-
der abgrenzen zu müssen. Ein Vorgang 
der Fragmentierung. Zunächst schafft 
das Ein- und Ausgrenzen eine gewisse 
Ordnung. Wie das Einordnen verstreu-
ter Objekte in formelhaft beschriftete 
Schubladen. Es mag hilfreich sein bei 
toten Gegenständen. Bei lebendigen 
Menschen hat es den Nebeneffekt, dass 
die Kommunikation, der Meinungsaus-
tausch, das kreative Klima einer bizarren 
Ordnung geopfert werden.

Alte Bekannte erklären mir mit star-
rem Blick, mit anderen alten Bekannten 
nicht mehr verkehren, mit dieser oder 
jenem nicht mehr sprechen zu können. 
So schrieb mir eine Berliner Freundin: 

„Mit XY möchte ich nie wieder zu tun 
haben, nachdem sie diese Initiative mit 
konservativen und rechten Intellektuel-
len für ein Einwanderungsgesetz unter-
schrieben hat.“ 

Die Zuordnung von guten Bekannten 
als „rechts“ oder „konservativ“ erstaunt 
mich, ich kenne die Genannten noch als 
„Linke“ oder „Liberale“. Die neuen Ab-
grenzer behaupten, jene alten Freunde 
wären „bedenklich nach rechts gerückt“. 
Haben sich die Maßstäbe für die Pau-
schal-Etiketten „links“ und „rechts“ ver-
schoben? Oder dient das Etikettieren als 
Vorwand, sich lästiger Bekanntschaften 
zu entledigen?

Diffamierung durch Weglassen
Auch ich bin längst etikettiert und einge-
ordnet. Erst dieser Tage sprach mich nach 
einer Vorlesung ein Student an: Warum 
ich in der als „rechts“ bekannten Zeit-
schrift „Sezession“ veröffentlicht hätte. Er 
weiß es aus Wikipedia. Denn dort steht: 
„Noll war Redaktionsmitglied und Autor 
des Monatsmagazins ‚Mut‘. Darüber hin-
aus ist er Autor der Zeitschrift ‚Sezession‘ 
des „Instituts für Staatspolitik‘ sowie des 
politischen Blogs ‚Die Achse des Guten‘.“ 
Ende. Kein weiteres Wort zu meiner seit 
Jahrzehnten laufenden publizistischen 
Arbeit in zahlreichen deutschen Medien 
der verschiedensten politischen Richtun-
gen.

Ich arbeite seit etwa 35 Jahren als so-
genannter „freier Autor“. In dieser Zeit 
habe ich für fast alle deutschen Rund-
funkanstalten und großen Printmedien 
geschrieben, für die „Frankfurter Allge-
meine“, die „Welt“, für „Focus“ oder den 
„Stern“, für als „links“ bekannte Blätter 
wie „taz“ oder „jungle world“, sogar für 
das „Neue Deutschland“ (solange dort 
eine intelligente, nicht manisch isra-
elkritische Redakteurin im Feuilleton 
beschäftigt war). Nichts davon findet 
sich in meinem Wikipedia-Eintrag. Ob-
wohl dutzende Texte von mir in den er-
wähnten Medien erschienen sind.

Ich habe in der „Jüdischen Allgemei-
nen“, der „Jüdischen Rundschau“ und 
vielen anderen Wochenzeitungen und 
Zeitschriften veröffentlicht, in litera-
rischen wie „Lettre“ oder „Merkur“, in 
politischen wie „liberal, Die politische 
Meinung“ oder „Deutschland Archiv“, 
in historischen wie der „Zeitschrift für 
Geschichtswissenschaft“, doch keine 
von ihnen ist dem anonymen Wikipe-
dia-Schreiber eine Erwähnung wert, 
genannt werden dort ausschließlich 

„Mut“, „Achse des Guten“ und, als Krö-
nung meiner Abirrung nach „rechts“, 
die Zeitschrift „Sezession“.

Weil dadurch die Ordnung 
gestört wird
Zur „Achse des Guten“ will ich mich 
gern bekennen. „Mut“ wurde inzwi-
schen eingestellt. In der „Sezession“ 
habe ich nur ein einziges Mal veröffent-
licht, und dabei handelte es sich um den 
Nachdruck eines Textes aus der „Jüdi-
schen Zeitung“. Was im betreffenden 
Heft der „Sezession“ korrekt vermerkt 
worden war, vom anonymen Wikipe-
dia-Schreiber jedoch verschwiegen 
wurde. Mein Text beschäftigte sich mit 
Voltaires Versdrama „Mahomet oder 
Der Fanatismus“, das in Europa de fac-
to nicht mehr aufgeführt werden darf. 
Mir war bekannt, dass die „Sezession“ 
als „rechts“ gilt, und ich fand es gerade 
interessant, dass sie einen Text aus der 
„Jüdischen Zeitung“ veröffentlichen 
wollte. Warum denn nicht? Weil da-
durch die Ordnung gestört wird, die 
heilige Ordnung deutscher Gedanken-

wächter, wonach alles entweder 
„links“ oder „rechts“ sein muss 
und nichts anderes existieren 
darf als diese jämmerlichen Ka-
tegorien?

Ich werfe dem Wikipedia-Ano-
nymus nicht vor, dass er unwah-
re Behauptungen verbreitet, ich 
habe für die genannten Medien 
geschrieben und werde es nach 
Möglichkeit weiterhin tun. Doch 
ich muss ihm unfaires Verzerren 
und Vereinseitigen vorwerfen, 
das Einschränken meiner viel-
seitigen publizistischen Arbeit 
auf drei Medien in der Absicht, 
wenigstens mit der spürbaren 
Wirkung, mich dadurch im zu-
nehmend hysterischen deut-
schen Intellektuellen-Betrieb als 
„rechts“ zu stigmatisieren. Der 
Artikel reduziert mich auf einen 
schmalen Sektor meiner selbst, 
er stempelt mich ab, wörtlich im 

Sinn dieser Metapher: Er macht mich 
flach und leicht konsumierbar. „Rechts“. 
So einfach ist es heute, einen unliebsa-
men Autor abzutun.

Der Anonymus – oder die Anonyma – 
projizieren die eigene Einseitigkeit, die 
Engstirnigkeit des Ideologen auf mich, 
ihren Gegenstand. Haben nicht gera-
de jene, die sich „Linke“ nennen, stets 
„Differenzierung“ in der Darstellung 
gefordert? Ich kann nicht sagen, wie 
oft ich inzwischen auf diesen Eintrag 
angesprochen wurde. Er ist schlampig 
geschrieben, schlecht recherchiert und 
tendenziös. Es gibt noch einen engli-
schen Wikipedia-Artikel unter meinem 
Namen, um einiges informativer, doch 
in Deutschland wird vornehmlich der 
deutsche gelesen, der den größten Teil 
meiner Arbeit unterschlägt. Danke, 
Wikipedia. Auch dadurch ist mir klar 
geworden, was in Deutschland insge-
heim vor sich geht. Dabei habe ich noch 
Glück: Einem Juden traut man sich 
nicht so leicht „Rassismus“, „Nähe zu 
Rechtsradikalen“ oder „Fremdenhass“ 
anzuhängen. Was, wenn ich keiner 
wäre?

Nachtrag: Der entsprechende Wiki-
pedia-Eintrag wurde wenige Stunden 
nach Erscheinen dieses Beitrages offen-
bar „upgedated“. Jetzt heißt es dort:

„Seit seiner Übersiedlung nach 
West-Berlin ist Noll als Autor für eine 
Vielzahl deutscher Medien tätig. Er 
veröffentlichte u.a. in: FAZ, Welt, Fo-
cus, Stern, taz, Jungle World, Neues 
Deutschland, Jüdische Allgemeine, 
Jüdische Rundschau, Lettre Internati-
onal, Merkur, Liberal – Das Magazin 
für die Freiheit, Die Politische Mei-
nung, Deutschland Archiv, Zeitschrift 
für Geschichtswissenschaft. Noll war 
Redaktionsmitglied und Autor des 
inzwischen eingestellten Monatsma-
gazins Mut. Darüber hinaus wurde in 
der Zeitschrift Sezession des Instituts 
für Staatspolitik ein Beitrag Nolls aus 
der Jüdischen Zeitung nachgedruckt. 
Weiterhin ist Noll Gastautor des politi-
schen Blogs Die Achse des Guten“.

Wikipedia als Werkzeug zur Verunglimpfung  
kritischer Publizisten

Autoren der bekannten Online-Enzyklopädie versuchen einen israelischen Journalisten  
gegen besseres Wissen als „rechts“ abzustempeln

Der Wikipedia-Eintrag von Chaim Noll

Schlüterstr. 63 – 10625 B | Tel.: 32769600 | www.rosaundbella.de 
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Von Janina Krupop

„Der arabische Mann ist aggressiv, an-
tisemitisch, sexistisch, homophob.“ Die 
Liste der Vorurteile lässt sich beliebig 
lang fortsetzen. Weil in den letzten Jah-
ren immer mehr arabische Männer nach 
Deutschland gekommen sind, möchte 
ich sie eine Weile ausschließlich treffen 
und mit ihnen über diese Themen reden. 
Was sind ihre Vorstellungen zu Religi-
on, romantischen Beziehungen, Juden? 
In Zeiten von Tinder ist es vor allem in 
Berlin, wo zigtausende Araber leben, 
denkbar einfach. Ein Match bei Tinder 
oder ein paar nette Sätze in einer Bar – 
ich komme schnell ins Gespräch. Ich 
habe mich entschieden, nur Männer mit 
einem gewissen Bildungsniveau zu tref-
fen. Gerade bei Tinder, als Dating App 
mit zweifelhaften Ruf, gehe ich auf un-
seriöse Anfragen nicht ein. Männer, die 
direkt klar gemacht haben, Sex zu wollen 
oder vorschlagen zu ihnen nach Hause 
zu gehen, treffe ich nicht. Und wer weiß, 
vielleicht ist ja am Ende tatsächlich die 
große Liebe dabei? 

Die Männer, die ich treffe, sind nicht 
in Deutschland aufgewachsen. Was 
mich reizt, ist die Frage, wie es sich lebt, 
wenn zwei so unterschiedliche Kul-
turen aufeinanderprallen. Islam und 
Westen, konservative Rollenbilder und 
das wilde, freizügige Berlin? Ich treffe 
mich mit Ingenieuren, Doktoranden, 
Künstlern, Studenten. 

S. aus Kuwait
An einem Januarabend verabrede ich 
mich mit S., promovierender Islamwis-
senschaftler aus Kuwait, seit einigen 
Jahren in Berlin lebend. Er lehrt an ei-
ner Berliner Universität, bestellt zwei 
Bier und Wiener mit Senf. „Der Islam 
ist eine fortschrittliche Philosophie, 
viele verstehen es nur nicht“, erklärt er 
mir. S. versteht Religion als spirituelle 
Lehre, lebt in einer offenen Beziehung, 
trinkt Alkohol, isst Schweinfleisch. 
Mein Interesse am Islam schmeichelt 
ihm, zwischendurch fragt er grinsend, 
ob ich für den Verfassungsschutz arbei-
te. Als ich lachend verneine, flüstert er 
mir zu, dass vier seiner Studenten zum 
IS gegangen sind. Mit dem Islam habe 
das nichts zu tun, vielmehr sei das ein 
Ausdruck von Rebellion, jugendlicher 
Leichtsinn. S. liebt Berlin, denn Berlin 
bedeutet Freiheit. Jeder kann leben wie 
er will. Zudem schätzt er die „linken“ 
Strömungen in Deutschland, jene die 
sich für den Schutz der Muslime und 
ihrer Rechte einsetzen. „Es gibt einen 
Teil bei den Linken, die unterstützen 
Israel. Die stören mich. Israel und die 
USA sind der Grund für zunehmenden 
Rassismus gegenüber Muslimen.“ Und 
der Terror, will ich wissen, wie passt der 
zum Islam? Nein, der gehört da nicht 
dazu. Ob es für seine Studenten Kon-
sequenzen gab, weiß ich nicht. Ob sie 
je zurückgekommen sind, auch nicht. 
Er fragt mich irgendwann mit vom Al-
kohol leicht betäubten Augen, ob ich 
noch mit zu ihm kommen möchte, er 
hätte Lust auf eine Nacht voller Spaß. 
Ich habe keine und verschwinde in die 
Dunkelheit der Nacht. Später empfiehlt 
mir S. noch sehr höflich, dass ich für 
Freundschaften lieber eine andere App 
benutzen sollte.

A. aus Dubai	
A. ist Kunststudent aus Dubai und 
Atheist. Bei Bier und Zigaretten im hip-

pen Neukölln reißen wir Witze über die 
Vorurteile gegenüber arabischen Män-
nern. „Natürlich schlage ich dich, wenn 
du einen anderen Mann anschaust!“, 
witzelt A. Wir lachen, weil wir beide 
wissen, wie absurd das klingt. A. liebt 
sein Heimatland. „Warum lebst du 
dann hier?“, frage ich ihn. Weil es hier 
Kunst und Freiheit gibt, sagt er mir. In 
Dubai gäbe es keine Kunst. Und was 

ist mit den Frauenrechten? Findet er es 
nicht merkwürdig, dass in Dubai Frau-
en vorn im Bus sitzen und Männer hin-
ten? Dazu schweigt er mich mit seinen 
schwarzen Augen an. Als ich ihn zwei 
Tage später frage, ob er mit mir zu einer 
pro-israelischen Demonstration gehen 
möchte, bricht er den Kontakt zu mir 
ab. Schade, er hatte einen großartigen 
Humor.

M. aus Dubai
Ein anderer Mann aus Dubai, M., 
möchte mit mir wenig über Politik dis-
kutieren, dafür aber gerne mal nach 
Tel Aviv reisen. „Ich weiß, wir Araber 
haben ein Problem mit Israel“, stellt 
er ohne Umschweife fest. Seiner An-
sicht nach hat kein arabisches Land 
die letzten 25 Jahre vernünftige Politik 
betrieben. M. habe es satt, deswegen 
sei er jetzt hier. Und natürlich auch we-
gen des Alkohols, denn den kann er in 
Dubai nicht so einfach trinken, fügt er 

schmunzelnd hinzu. M. ist seit einigen 
Monaten in Deutschland, arbeitet in 
einer großen Firma. Berlin allerdings 
sei nicht wirklich deutsch und das ver-
wundere ihn. „Ich bin hierhergekom-
men, um Deutschland zu sehen, aber in 
Neukölln könnte man annehmen, ich 
wäre zuhause. Ich muss nach München 
fahren, um Deutschland zu sehen.“ Was 
er auch schätzt, ist die Möglichkeit un-

gezwungen Affären mit Frauen zu ha-
ben. „Beziehungen in meiner Heimat 
sind schwierig. Wenn du eine Frau ent-
jungferst, musst du sie heiraten.“ Nach 
zwei Stunden schaut er mich verträumt 
an, verrät mir, dass er eigentlich keine 
One-Night-Stands suche, sondern ein 
nettes Mädchen, das bei ihm bleibt. Ich 
wünsche ihm Glück. 

N. aus Tunesien
Die meisten Männer, die ich treffe, sind 
mit einem Visum nach Deutschland 
gekommen. Sie haben sich Studium 
und Sprache hart erarbeitet und hier 
Arbeit gefunden. Manche kritisieren 
die Aufnahme so vieler arabischer Zu-
wanderer. Andere kritisieren die Angst 
vor den Zuwanderern. „Wenn meine 
Landsmänner mich fragen, ob ich mit 
ihnen abends losziehen will, weil es da 
eine Bar gäbe, in der könne man wun-
derbar deutsche Frauen angrabschen, 
dann schäme ich mich, Tunesier zu 

sein“, sagt mir N., 29 Jahre und bald 
ein guter Freund von mir. Ich lerne ihn 
im Park kennen und wir diskutieren in 
der Folgezeit oft und gern miteinander, 
auch mit anderen Tunesiern. Einen 
frage ich, was genau das Problem mit 
den Arabern und Juden sei. „Niemand 
hasst Juden“, ist die Antwort, „es ist 
die Siedlungspolitik Israels, die wir 
nicht mögen. In Tunesien lebten wir 
immer Seite an Seite mit den Juden.“ 
Ein anderer Tunesier rät mir, das The-
ma Antisemitismus nicht mit Arabern 
zu diskutieren. „Die Juden sind unsere 
Cousins und Cousinen, aber Israel – 
das ist der Feind. In diesem Glauben 
wachsen wir in Tunesien auf.“ Und ein 
Land, was sich Judenstaat nennt, kenne 
keine Rechte. 

R. aus Libyen
In einer Kreuzberger Bar lese ich R. 
aus Libyen auf. Er ist gläubiger Muslim 
und: wir können über alles reden, aber 
den Islam soll ich nicht kritisieren. In 
Libyen war es ähnlich wie in Syrien, er-
zählt R., als wir uns am Alexanderplatz 
auf einen Kaffee treffen. Gaddafi sei ein 
Diktator gewesen, aber solange man 
den Mund gehalten hat, konnte man gut 
in Libyen leben. Das sei jetzt nicht mehr 
möglich. R. berichtet mir von seinem 
Leben vor der Revolution. Er hatte ein 
eigenes Restaurant mit seinen Brüdern, 
es lief gut, er war glücklich. Doch dann 
sei alles zerstört worden. Er, der als Bot-
schafterkind in der halben Welt lebte, 
entschied sich nach Berlin zu ziehen, in-
nerhalb kürzester Zeit fließend Deutsch 
zu lernen und eine Ausbildung zu begin-
nen. Jetzt träumt R. von seinem eigenen 
Café, welches er eines Tages in Berlin 
aufmachen möchte. Und er betont: er 
habe nichts gegen Juden. Aber die Juden 
nehmen den Arabern nun mal das Land 
weg. „In Libyen waren sie auch, haben 

Meine 10 Dates mit islamischen Männern
Aufschlussreiche Einblicke in Vorurteile und Ressentiments aus erster Hand

Junge arabische Bankangestellte in Dubai

                    �Jetzt sucht er eine europäische Frau,  
denn die saudischen seien zu unselbststän-
dig. „Die können noch nicht einmal  
um die Ecke gehen und im  
Supermarkt Bananen kaufen!“
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das Land aufgekauft. Du weißt schon, 
wie die Juden eben sind. Gaddafi hat sie 
vertrieben, aber er hat sie entschädigt“, 
erklärt er mir. Ich starre ihn an. Kein 
Wort über die Pogrome der arabischen 
Welt in den 1940er Jahren, der Vertrei-
bung, Enteignung und Ermordung tau-
sender Juden, der Deportation libyscher 
Juden in libysche Konzentrationslager. 
Als ich ihn damit konfrontiere, lehnt 
er sich zurück und sieht mich schwei-
gend an. Zwischen uns herrscht eine 
Stimmung, die ganz klar besagt, dass 
wir diese Diskussion jetzt entweder be-
enden oder zum Streit ausarten lassen. 
Ich wechsle das Thema. „Sag mal, wie 
hat man Sex in Libyen, wenn jede Frau 
Jungfrau sein muss bei der Hochzeit?“ 
frage ich. R. lacht. „Das ist einfach. Da 
gibt es zwei Sorten von Frauen: die, die 
Analsex haben und die, die beim Arzt 
ihr Hymen wieder herstellen lassen. 
Ich habe zu lange außerhalb von Liby-
en gelebt, ich weiß, dass das dumm ist. 
Aber libysche Männer akzeptieren nur 
eine Jungfrau.“ R. will wissen, was ich 
darüber denke. In Deutschland kann 
jeder jeden lieben, sage ich. Ja, das fin-
det er gut. Außer es lieben sich zwei 
Männer, das wäre gegen Gottes Wille. 
Gegen zwei sich liebende Frauen habe 
er nichts, dabei schmunzelt er so frech, 
dass ich einfach nur den Kopf schütteln 
muss. Ich glaube nicht, dass aus R. und 
mir was wird.

F. aus Syrien
Bald darauf treffe ich den Syrer F. Er be-
richtet mir von seinen letzten Dates mit 
deutschen Frauen, seinen Beziehungs-
versuchen und natürlich von der lan-
gen und qualvollen Flucht aus Syrien. 
Seine Fluchtgeschichte klingt leidvoll, 
er möchte nicht, dass ich ihm Fragen 
stelle. Nach einer Stunde erzählt er mir 
alles von selbst. Von der langen Fahrt 
im LKW, zwischen all den Menschen, 
dem Treiben im eiskalten Wasser und 
dem schrecklichen Durst. „Wie kannst 
du hier mit mir lachend sitzen und all 
dies vergessen?“, frage ich ihn. Er tät-
schelt mein Knie, raucht eine Zigarette 
nach der anderen und lacht. Nun, das 
Leben müsse weitergehen. Je mehr er 
lacht, desto mehr erscheint es mir wie 
ein Mantel des Schweigens, den er über 
seine Vergangenheit decken will. Wir 
sprechen über die syrische Revoluti-
on, die bei so vielen jungen Menschen 
Hoffnung weckte. „Das Leben unter 
Assad war ok, solange man nicht poli-
tisch war“, sagt F., „doch ich habe Assad 
gehasst. Jetzt liebe ich ihn und wünsch-
te, es wäre wieder wie damals“. Er zieht 
an der nächsten Zigarette, schaut mich 
an: „Ich habe kein Land mehr.“ 

F. versucht Fuß zu fassen in Deutsch-
land, er hatte auch eine deutsche Freun-
din. Als sie ihn ihren Eltern vorstellte, 
kommentierte der Vater: „Ich habe 
keine Zukunft in diesem Land.“ Ist 
Deutschland jetzt ein Land ohne Zu-
kunft wegen Männern ohne Heimat? 
Warum viele Deutsche der Zuwande-
rung tausender Muslime kritisch ge-
genüberstehen, versteht F. nicht. Und 
wenn ich von Silvester in Köln oder zu-
nehmendem Antisemitismus berichte, 
dann nickt er nur nachdenklich. „Das 
ist ein Problem der arabischen Welt, ja. 
Aber ich verstehe das Leiden Israels, 
ich habe selbst genug gelitten. Die Ju-
den sollten in Frieden leben, denn das 
ist alles, was auch ich will.“ 

Der Saudi
Es wird endlich Frühling in Berlin und 
ich treffe einen Mann aus Saudi-Arabi-
en zum Frühstück in Charlottenburg. 
Er ist geschieden, da ihn die von seinen 
Eltern arrangierte Ehe nicht glücklich 

gemacht hat. Seine Frau ist mit dem 
gemeinsamen Sohn in Saudi Arabien 
geblieben. Jetzt sucht er eine europä-
ische Frau, denn die saudischen seien 
zu unselbstständig. „Die können noch 
nicht einmal um die Ecke gehen und 
im Supermarkt Bananen kaufen!“ Als 
ich anmerke, dass es wohl die saudische 
Gesellschaft ist, die Frauen zu dieser 
Unselbstständigkeit erzieht, da es Frau-
en dort nicht erlaubt ist, auch nur einen 
Schritt ohne männliche Begleitung zu 
unternehmen, nickt er zustimmend – 
denn das sei das Gute an Europa. Hier 
sind die Frauen selbstständig. Ich bin 
mir nicht sicher, ob er die Ursache – 
Wirkung tatsächlich verstanden hat. 
Ich frage ihn, wie er zu den praktisch 
nicht existenten Frauenrechten in Sau-
di-Arabien steht. Er schaut mich an, 
lächelt wie ein kleiner Junge und sagt 
„Schau mal, Frauen und Männer sind 
wie Äpfel und Birnen, was nicht gleich 
ist, kann keine gleichen Rechte ha-
ben.“ Als ich einem anderen arabischen 
Mann die Idee von der Gleichberechti-
gung nahe bringen will, erklärt er mir, 
dass Mann und Frau nicht gleich sind, 
sondern sich ergänzen. Der Mann, der 
die Frau zu versorgen hat, kann daher 
auch mehrere Frauen haben. Wenn 
eine Frau aber bereits versorgt ist, wozu 
braucht sie dann mehr als einen Mann? 

Polygamie und Tunesien
Während des Sommers verbringe ich 
viele Abende mit den tunesischen 
Männern. Wir kochen gemeinsam, 
rauchen Wasserpfeife und diskutie-
ren. Ein Thema, was dabei immer 
wieder auf kommt, ist die Polygamie. 
Die Grenzen zwischen Spaß und Ernst 
sind f ließend. In Tunesien ist Polyga-
mie zum Beispiel verboten, man kann 
dafür aber nach Algerien f liegen. So 
berichtet mir ein Tunesier von einem 
entfernten Onkel, der das so gemacht 
habe. Er habe in Algerien eine zweite 
Frau geheiratet, mit ihr genauso viele 
Kinder wie mit der ersten bekommen 
und alle hatten den gleichen Namen. 
Er hatte also zweimal die gleiche Fa-
milie in zwei Ländern. „Ihr Araber 
seid schrecklich“ schimpfe ich, „euch 
kann man niemals trauen.“ 

„Doch, es gibt kein vertrauensselige-
res Volk als die Araber. Aber wir werden 
nie versprechen treu zu sein“, scherzt 
einer. Ich sollte einen arabischen Mann 
heiraten, finden die Tunesier. Ich nenne 
die Bedingungen: „Klug“- ja, „Liest Bü-
cher“- ja, „hat einen Job“ – ja, „Mag Is-
rael“ – nein unmöglich, denn als Araber 
möge man Juden, aber Israel möge man 
nie. Sie laden mich ein, nach Tunesien 
zu kommen, mich davon zu überzeu-
gen, dass es ein freies Land sei, in dem 
auch die Frauen gleichberechtigt sind. 
Aber als Frau allein könne ich wirklich 
nicht kommen, ich müsse schon einen 
männlichen Begleiter mitbringen, zum 
Beispiel einen Bruder. Sonst wäre alles 
zu kompliziert.

H. aus Pakistan
Zur Abwechslung von der arabischen 
Männerwelt, verabrede ich mich mit 
dem Pakistani H.. H. trinkt keinen Al-
kohol, raucht nicht, isst kein Schwein-
fleisch und seine Art, mit mir zu reden, 
hat etwas sehr Lehrhaftes. In Pakistan 
war H. Polizist und kämpfte gegen Ter-
rorismus, bevor er für die Königsfami-
lie in Dubai arbeitete. Nach Deutsch-
land kam er wegen einer Frau. Einer 
Deutschen, die ihn verlassen hat, weil 
ihr Vater drohte sie zu enterben, wenn 
sie einen Moslem heirate. H. ist zudem 
sehr gläubig. Er trägt eine Kette um den 
Hals mit der Aufschrift: „Es gibt keinen 
Gott außer Allah und Mohammed ist 

sein Prophet“. Einst schenkte er sie sei-
ner deutschen Freundin, verlangte sie 
nach der Trennung jedoch zurück, so 
erzählt er mir. Ist Christentum für ihn 
ein Problem, frage ich. Nein, Islam und 
Christentum das ginge Hand in Hand, 
versichert er mir. Denn: „Auch Mo-
hammed der Prophet habe zwei Chris-
tinnen geheiratet, das ist kein Problem 
im Islam. Schöner wäre es trotzdem, 
wenn seine Frau religiös sei. Später 
möchte ich meinen Lippenstift nach-
tragen, den nimmt er mir weg - Frauen 
sollten sich nicht so stark schminken, 
schimpft er mit einem Augenzwinkern. 
Ich finde das nicht lustig und bekom-
me schlechte Laune. Ich widerspreche 
ihm unentwegt und das gefällt ihm 
nicht. Als ich nicht aufhöre, nimmt er 
das Eis weg, was er mir eben gekauft 
hat. Ich entgegne ihm, er kann das Eis 
gern behalten, aber er lacht nur, wech-
selt das Thema und gibt es mir wieder, 
„Lass uns nicht diskutieren!“, sagt er. 
H. möchte ich nicht wiedertreffen.

I. aus Tunesien
Am häufigsten treffe ich I. Mit seiner 
Klugheit und Sanftmut, seiner Höflich-
keit und Großzügigkeit ist er ein idealer 
Gesprächspartner, und bald beginne 
ich ihn als guten Freund zu empfinden. 
Aber I. möchte mehr. Er bittet mich, 

seine Zweitfrau zu werden. Es werde 
mir nie mehr an etwas fehlen, ich be-
käme ein Haus in Tunis, jeden Wunsch 
würde er mir erfüllen. Als er endlich 
einsieht, dass ich niemals einwilligen 
werde, bricht er den Kontakt ab. Ohne 
die Vision einer Hochzeit falle es ihm 
zu schwer, mich zu treffen, bekennt er 
mit leiser Stimme. 

Fast ein Jahr ist vergangen. N., zieht 
weg aus Berlin, er hat Arbeit im Süden 
Deutschlands gefunden. Bei einem letz-
ten Bier an der Friedrichstraße fragt er 
mich scherzhaft: „Janina, warum hast 
du dich nicht in mich verliebt?“

„Weil wir uns nur streiten würden“ 
entgegne ich. Worüber denn, will er 
wissen. „Ach, die Religion. Der Mensch 
hat den Verstand zu benutzen und nicht 
irgendwelche Regeln von Gott, und ihr 
Muslime mit euren Regeln, das ist mir 
zu anstrengend.“ N. nickt. „Ich stim-
me dir zu. In meiner Heimat kritisiere 
ich die Religion ständig. Aber hier in 
Deutschland, ich weiß nicht, da stehe 
ich zu ihnen.“

„Zu den Arabern?“, frage ich,
„Zu meinen Freunden, zur Traditi-

on.“
Ich lächle. „Ich hoffe, ich kann dich 

irgendwann einmal in Tunesien besu-
chen kommen“, sage ich zum Abschied. 
Das wäre schön. Das hofft er auch.

"Taglit" bedeutet auf Hebräisch "Entdeckung" - eine Reise nach Israel und die Entde-
ckung seiner Kultur. Ziel der Reise ist es, jeder jungen Person jüdischer Herkunft im 
Alter von 18 bis 26 Jahren die Möglichkeit zu geben, ihre historische Heimat einmal 
zu besuchen und zu erkunden.

Innerhalb von zehn Tagen sammeln die Teilnehmer unvergessliche Eindrücke - 
und das nahezu kostenlos! Dieses einzigartige "Geschenk" wird dank der Zusam-
menarbeit des Staates Israel, jüdischer Gemeinden auf der ganzen Welt und privater 
Sponsoren, die dieses Projekt finanziell unterstützen, realisiert. Mit ihrer Hilfe haben 
in den vergangenen 19 Jahren 600.000 junge Menschen aus mehr als 67 Ländern 
die Gelegenheit erhalten, diese einzigartige Erfahrung zu zumachen. "Taglit"-Reisen 
von Deutschland aus werden von der jüdischen Zentralwohlfahrtsstelle (ZWST) und 
dem Zentralrat der Juden in Deutschland koordiniert und unterstützt.

Die Reise hat keinen religiösen oder politischen Hintergrund – lediglich die per-
sönliche Entdeckung Israels - die Entdeckung ihres jüdischen "Ichs" – steht im Vor-
dergrund. Das Programm umfasst einen Besuch aller wichtigen kulturellen und his-
torischen Sehenswürdigkeiten sowie Objekte des wirtschaftlichen, politischen und 
religiösen Geschehens des Landes. Natürlich kommen auch Nachtleben und Freizeit 
nicht zu kurz! 

Die Teilnehmer erwarten eine Vielzahl von unvergesslichen Eindrücken, neue in-
teressante Bekanntschaften und vielleicht sogar Freunde fürs Leben.

Nach dieser Reise können die Teilnehmer  zusätzlich von einem großen Netzwerk 
profitieren, das bereits seit Jahren in Deutschland einen stetigen Zuwachs bekommt. 

Über die Organisation der Reise braucht man sich keinerlei Gedanken zu machen. 
Die Teilnehmer können sich entspannen und die Eindrücke sorglos genießen. 
Flug, Tour, Unterkunft und Verpflegung werden vom "Taglit-Birthright"-Projekt 

organisiert.
Reisen in der kommenden Saison:
- 09.07. -19.07.
- 23.07. - 02.08.
- 06.08. - 16.08.
- 20.08. - 30.08.
- 26.08. - 05.09.

Interessierte junge Leute können sich jetzt registrieren und Teil dieses einzigarti-
gen Abenteuers werden!

http://bit.ly/2wsoQwA

Noch Fragen?
Kontakt: israelxtag@gmail.com, (0176) 200 060 89
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Von Thomas Eppinger

70 Jahre nach seiner Staatsgründung ist 
Israel der Jude unter den Staaten. Die 
Weltgemeinschaft arbeitet sich mit un-
gezählten Resolutionen an der kleinen 
Demokratie im Nahen Osten ab. Wel-
ches Maß auch immer an jedes andere 
Land angelegt wird, man kann sicher 
sein – für Israel gilt ein eigenes. Künstler, 
Politiker und Intellektuelle formulieren 
den Schlachtruf der Nationalsozialisten 
„Kauft nicht bei Juden“ neu und rufen 
dazu auf, das Land zu boykottieren, In-
vestitionen abzuziehen und mit Sank-
tionen zu belegen. Die meisten Medien 
übernehmen kritiklos die Inszenierun-
gen von Pallywood-Akteuren und ergrei-
fen Partei gegen Israel. Mal mehr, mal we-
niger offen. Kein Wunder, dass die Zahl 
der „Israelkritiker“ in der Bevölkerung 
nur mehr von jener der „Fußballtrainer“ 
übertroffen wird.

Kurz: Die „Antizionisten“ sind allge-
genwärtig, während die Antisemiten auf 
wundersame Weise verschwunden sind. 
Antisemitismus ist out. Niemand mag 
mehr Antisemit sein; man könnte sagen, 
der Antisemitismus ist in ein schlechtes 
Licht geraten, seit die Nationalsozialisten 
und ihre willigen Helfer ihn vor 80 Jahren 
übertrieben haben. Auschwitz war dann 
doch zu viel, „vergasen“ geht einfach 
nicht.

Und so sind die Antisemiten nach dem 
Krieg auch irgendwann ausgestorben, 
schon weil die Latte für Antisemitismus 
seither so hoch liegt, dass man sogar 
dann noch unten durch läuft, wenn man 
eine Synagoge anzündet. Da mag man 
es zwar mit der „Israelkritik“ ein wenig 
übertrieben haben, aber ein Antisemit ist 
man deswegen noch lange nicht. Solange 
sich nicht herausstellt, dass einer „sechs 
Juden eigenhändig erwürgt hat“, gibt 
es kein Problem, das hat Michael Graff 
schon während der Waldheim-Affäre er-
kannt. Und selbst wenn jemand ein paar 
Juden auf dem Gewissen hat, der rich-
tige Antisemitismus beginnt erst beim 
Völkermord, das haben wir aus der Ge-
schichte gelernt. Darum kann ein deut-
scher Präsident einen Kranz am Grab von 
Arafat niederlegen, ohne mit Schimpf 

und Schande aus dem Amt gejagt zu wer-
den. Denn eigentlich war Arafat ja auch 
nur ein Israelkritiker, manchmal ein we-
nig grob vielleicht, aber wo gehobelt wird, 
fallen eben Späne.

„Viele meiner besten  
Freunde sind Juden!“
„Der Antisemitismus ist der Sozialismus 
des dummen Kerls“, hat August Bebel 
einmal den Wiener Reichsratsabgeord-
neten Ferdinand Kronawetter zitiert. Der 
Antisemitismus der dummen Kerle, die 
dazugelernt haben, ist der Antizionismus. 
„Ich habe nichts gegen Juden, viele mei-
ner besten Freunde sind Juden“, sagen sie, 
bevor sie über den Staat der Juden herzie-
hen. Die jüdischen Freunde sind unver-
zichtbar, quasi der Koscher-Stempel des 
legitimen Israelkritikers.

Antizionisten haben also nichts gegen 
Juden, sondern nur was gegen Israel, also 
dagegen, dass Juden in einem eigenen 

Staat leben. Das kennt man ja von vielen 
Völkern, man hat nichts gegen Belgier, 
sondern nur was gegen Belgien, nichts 
gegen Franzosen, sondern nur was gegen 
Frankreich. Na gut, das Beispiel war jetzt 
nicht so toll, ich kenne auch niemanden, 
der das sagt. In Wahrheit gibt es diese Un-
terscheidung nur bei Israel. Und bei den 
USA, der Anti-Amerikanismus ist ja die 
kleine Schwester des Antizionismus, man 
sieht sie oft Händchen halten. Bei Russ-
land wiederum ist es üblicherweise eher 
umgekehrt. Oder kennen Sie jemanden, 
der die Russen mag und Russland nicht?

Anti-Zionisten sind auch immer 
„Antirassisten“
Egal, zurück zum Thema. Antizionisten 
haben nicht nur nichts gegen Juden, sie 
sind auch antirassistisch, immer. Per de-
finitionem, sozusagen. Definitionskünst-
ler wie der Wiener Gemeinderat und In-
tegrationsbeauftragte der IGGÖ, Omar 

Al-Rawi, können ihre Zuhörer dazu auf-
hetzen, „Terrorist Israel“ zu brüllen, und 
ihnen gleichzeitig bescheinigen, dass sie 
„ehrliche Menschen [sind], die klar ge-
gen Antisemitismus, Rassismus und Is-
lamfeindlichkeit auftreten“. Da sag‘ noch 
einmal wer, dass Bildung nichts bewirkt. 
Diesen Spagat hätten Bebels „dumme 
Kerle“ sicher nicht geschafft.

Andererseits, nur so unter uns: haben 
sich die Juden das nicht auch irgendwie 
selbst zuzuschreiben? Nach all dem, was 
sie erlebt haben – machen sie nicht mit 
den „Palästinensern“ irgendwie das Glei-
che, was man ihnen angetan hat? Wie sie 
mit den „Palästinensern“ umspringen, 
das Freiluftgefängnis und all das. Fein 
ist das nicht. Da sterben Kinder, und die 
Israelis geben ihnen nicht einmal genug 
Wasser. Überhaupt. Irgendwer hat in 
dem Land ja schon gewohnt, bevor die Ju-
den gekommen sind. Sie haben den Ara-
bern ihr Land gestohlen und ihre Oliven-
haine. Warum geben sie es nicht zurück? 
Die Millionen, die sie vertrieben haben, 
müssen heute noch in Lagern leben. Und 
wenn sie dagegen demonstrieren, werden 
sie erschossen. Sieht man ja gerade. Ha-
ben die Juden aus ihrer Geschichte denn 
gar nichts gelernt?

Eine höhere Opferzahl bedeutet 
keine moralische Überlegenheit
Bullshit. Von vorne bis hinten. Ich weiß, 
dass Sie das wissen. Aber wissen Ihre 
Freunde und Bekannten das auch? Min-
destens bis Mitte Mai – solange dauern 
die Aufstände in Gaza mindestens an 
– werden wir wieder all diese und noch 
mehr Plattitüden hören und lesen, wie 
immer sie auch formuliert sein mögen. 
Der Nahost-„Experte“ Jürgen Todenhö-
fer hat Anfang April ein Video produ-
ziert und auf Facebook gestellt, in dem 
er beklagt, dass die Israelis 11.011 „Pa-
lästinenser“ getötet hätten, während nur 
1.663 Israelis von „Palästinensern“ getö-
tet wurden. Das Video wurde mindestens 
227.774 Mal aufgerufen und 4.175 Mal 
geteilt, 8.201 Todenhöfer-Fans haben 
darauf reagiert. Kein Link an dieser Stel-
le, jeder Aufruf ist einer zu viel. Mit wie 
vielen toten Juden Todenhöfer zufrieden 
wäre, sagt er leider nicht.

„Antizionismus“ ist das bewährte Alibi der Antisemiten
Geschmäht und diffamiert ist Israel der Jude unter den Staaten

Ein „Antizionist“ mit dem tätowierten Nazi-Code „88“.

Kampfkunstschule Mikoyan
Karate, Kampfkunst, Selbstverteidigung

Kampfkunst und Nahkampf wie Systema liegen voll im Trend.
Wachsende Kriminalität macht Selbstverteidigung immer wichtiger.
Der erfolgreiche Weg zur körperlichen und geistigen Stabilität beginnt 
mit der Wahl der richtigen Kampfschule. Aram Mikoyan hat diesen Trend 
erkannt und bietet in seiner Kampfkunstschule auf die Bedürfnisse der 
Schüler abgestimmten Unterricht.
Er schult den Umgang und das Verhalten in möglichen Gefahrensituatio-
nen und stärkt zugleich das Selbstbewusstsein. Ob Manager, Hausfrau 
oder Schüler, jeder kann in eine gefährliche Situation geraten. So bietet die 
Kampfsportschule verschiedenste Kurse bereits ab dem 3. Lebensjahr.
Von Kinderkarate, Frauen-Selbstverteidigung bis Senioren-Selbstverteidi-
gung dienen die Kurse der Stärkung des Selbstbewusstseins, der Verbesse-
rung der Konzentrationsfähigkeit und dem Stressabbau. Die Kampfkunst-
schule bietet auch Kurse in den Bereichen Karate, Nahkampf Systema, 
Kyokushinkai, Tae-Kwon-Do, Kickboxen, Thaiboxen, Boxen, MMA.
Die Kampfkunstschule zeigt sich mit erfahrenen und erfolgreichen 
Meistern in einer puristischen und angenehmen Unterrichtsatmosphäre 
und einem qualitativ hochwertigen Equipment.
Im Trend liegt auch der angebotene Nahkampfstil „Systema“. Aram 
Mikoyan trainierte selbst 8 Jahre beim Schöpfer des Stils und kann 
dadurch das Original aus erster Hand wiedergeben. 
Wir be�nden uns im Herzen der City Berlin West, nur wenige Gehminuten 
vom Kurfürstendamm, in der Uhlandstraße. 

Kontakt:
Uhlandstraße 19 10623 Berlin 
Tel.: +49 (0)30 88 6281 80
eMail: kontakt@kampfkunstschule-mikoyan.de
Weitere Informationen unter
www.kampfkunstschule-mikoyan.de
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Von Dr. Elvira Grözinger

Israel und seine Frauen sind bei auslän-
dischen Journalisten und Medienleu-
ten ein beliebtes Thema. Meist sind es 
die hübschen israelischen Soldatinnen, 
die so viele Männerherzen im In- und 
Ausland schneller schlagen lassen, nicht 
zuletzt als Pin-Ups. Sie widersprechen 
allen Klischees der frommen züchtigen 
jüdischen Frau, die erst einige Jahr-
zehnte zuvor ihre traditionelle Rolle 
der Hausfrau und Mutter verlassen und 
in die Öffentlichkeit getreten war. Seit 
70 Jahren ist die Geschichte des Staates 
Israel ohne seine starken Frauen nicht 
zu denken. Das Wahlrecht hatten die 
Frauen des Jischuv aber schon lange vor 
der Staatsgründung, erstmals für die 
Wahlen zur Abgeordnetenversammlung 
1920. Von den 299 Abgeordneten der 
ersten Versammlung waren 15 Frauen, 
die zweite Versammlung hatte bereits 23 
weibliche Abgeordnete.

Bereits im Kampf um die Existenz des 
Staates Israel haben sich Soldatinnen 
der Haganah wie in der unter dem bri-
tischen Mandat illegalen Aliyah Beth 
engagiert und kämpften im Unabhän-
gigkeitskrieg 1947/48 an der Seite der 
Männer, eine den jüdischen Frauen bis-
lang weitgehend verschlossene Domäne. 
Es gab die Frauenkampfbrigade, die aus 
jungen Mädchen bestand und es gab so-
gar einige religiöse Frauen in ihren Rei-
hen. 

Bereits der erste israelische Minister-
präsident David Ben Gurion hatte die 
Ausbildung der Frauen an der Waffe 
befürwortet – bei der geringen Kämpf-
erzahl war jede Hilfe lebensnotwendig – 
und erklärte: „Die Armee ist das höchste 
Symbol von Pflicht, und so lange Frauen 
den Männern bei der Erfüllung dieser 
Pflicht nicht gleichgestellt sind, haben 
wir wahre Gleichheit noch nicht er-
reicht. Wenn die Töchter Israels nicht in 
der Armee sind, dann wird der Charak-
ter des Jischuv gestört sein.“  

Die berühmte, aus Frankfurt am Main 
stammende, amerikanische Sexualthe-

rapeutin Dr. Ruth (Westheimer) war 
eine von ihnen. Sie wurde als Scharf-
schützin ausgebildet und an ihrem 20. 
Geburtstag, am 4. Juni 1948, an beiden 
Füßen schwer verwundet, was zum 
Ende ihrer Zeit bei der Haganah führte. 

Volle Gleichberechtigung erst 
ab den 90er Jahren
Von 1950 bis 1994 durften die Frauen 
jedoch nicht in Kampfeinheiten dienen, 
wogegen eine junge, in Südafrika gebo-
rene diensteifrige Alice Miller vor dem 
Obersten Gericht mit der feministischen 
Organisation „The Women’s Network“ 
klagte. Sie meinte, dass Kaffeeservieren 
nicht die rechtliche Gleichberechtigung 
bedeute und gewann den Prozess, wo-
nach sie zum Pilotenkurs der Luftwaffe 
zugelassen wurde. 

Seit der Gesetzesänderung zugunsten 
der rechtlichen Gleichstellung im Jah-
re 2000 wurden Frauen endgültig bei 
Kampfeinsätzen eingesetzt. Heute die-
nen sie in allen Armeeeinheiten. 2011 
wurde Orna Barbivai die erste weibli-
che Generalmajorin der Israelischen 
Verteidigungsstreitkräfte, seit 2014 ist 
sie im Ruhestand und nun Chef-Fund-
raiserin der WIZO. Israel ist damit das 
einzige Land der Welt, in dem der Ar-
meedienst für Frauen ebenso allgemein 
verpflichtend wie für die Männer ist. 
Aber nur wenige Frauen schaffen es dort 
eine Militärkarriere zu machen – auch 
aus Gründen ihrer geringeren körperli-
chen Kraft, mit der sie etwa bei langen 
Manöver-Märschen mit 50-Kilogramm-
Ausrüstung schneller an ihre Grenzen 
kommen als die Männer.

 Aus der Armee rekrutieren sich auch 
die Agentinnen des israelischen Ge-
heimdienstes, die alle mindestens den 
Rang eines Obersts haben. Sie werden 
wegen ihrer Multitasking-Fähigkeiten 
geschätzt und in schwierigen Missio-
nen eingesetzt. Berühmt geworden war 
die israelische Agentin, die 1986 den 
Nukleartechniker Mordechai Vanunu 

verführte, der israelische Sicherheitsge-
heimnisse an Zeitungen verriet, und ihn 
aus London nach Italien lockte, von wo 
er nach Israel überführt und vor Gericht 
gestellt wurde.

Das Bild des Armeedienstes aus weib-
licher Sicht prägte vor allem Yael Daya-
ns Debüt-Roman „A New Face in the 
Mirror“, der 1959 – zwei Jahre nach 
dem Suezkrieg – auf den Markt kam. 
Der zweideutige Titel der deutschen 
Übersetzung lautete „Ich schlafe mit 
meinem Gewehr“. In diesem autobio-
graphischen Roman schilderte die erst 
20-jährige Tochter von Mosche Dayan, 
dem Sieger des Suezkrieges, den Aufbau 
ihrer Militärkarriere und vor allem ihre 
Männereroberungen, die sie kaltherzig 
als Waffe aus Rache an der überragen-
den und übermächtigen Vaterfigur be-
nutzt, bis sie die Rebellion aufgibt. Der 
Armeedienst für Frauen glich damals, so 
Dayan, gelegentlich einem Spießruten-
lauf, denn das herrschende orientalische 
Machogehabe der sich aufspielenden 
und ihre Domäne verteidigenden jun-
gen Männer war nicht immer ritterlich. 
Bis heute klagen Frauen über sexuelle 
Übergriffe seitens der männlichen Sol-
daten und die volle Gleichberechtigung 
bei unveränderter Mentalität existiert 
in manchen Einheiten oft leider nur auf 
dem Papier.   

Aber israelische Frauen sind natür-
lich nicht nur in der Armee präsent, so 
auch in Kommandofunktionen bei der 
Grenzschutzpolizei, wie Shifra Buchris, 
gleichzeitig Mutter von 9 Kindern. Die 
Gleichberechtigung der Frauen wird in 
der säkularen israelischen Gesellschaft 
propagiert, so auch in der Justiz. Mehr 
als die Hälfte der 646 israelischen Rich-
terstühle ist mit Frauen besetzt.1977 
wurde mit Miriam Ben-Porat in Isra-
el erstmals eine Frau in den Obersten 
Gerichtshof gewählt, vier Jahre vor der 
ersten Frau am Supreme Court in den 
USA. Frauen machen fast die Hälfte der 
49.000 Anwälte in Israel aus und Frauen 

arbeiten als Rechtsberaterinnen für die 
Polizei, die Gewerkschaft, das Verteidi-
gungsministerium, und den Berufsbe-
amtenausschuss. 

Ebenfalls ist der heutige sehr hohe 
Standard des Gesundheitswesens Isra-
els ohne Frauen nicht denkbar: 50 % der 
israelischen Mediziner sind weiblich. 
Zum Zeitpunkt der Staatsgründung war 
die medizinische Infrastruktur bereits 
weit entwickelt und wurde seither stän-
dig verbessert. 
Golda Meir
In den politischen Ämtern und in der 
Knesset sind Frauen seit Jahrzehnten 
vertreten, wiewohl sie auch in der Knes-
set nur etwa 25 % der Abgeordneten 
stellen – allerdings bekleiden zahlreiche 
Frauen Ministerposten. Wer kennt nicht 
die berühmteste israelische Politikerin 
Golda Meir? Sie war eine wichtige Di-
plomatin während der Entstehung des 
Staates, und wurde die weltdritte weibli-
che Regierungschefin als Ministerpräsi-
dentin (1969-1974). Seit 1956 bekleidete 
sie verschiedene Ministerposten, ihr am 
Nächsten kam Tzipi Livni als Außen-
ministerin und stellvertretende Minis-
terpräsidentin (2006-2009), wobei sie 
zuvor auch Justizministerin war (2004-
2006). 

Wer israelische Literatur liest, kennt 
außerdem eine lange Reihe von Schrift-
stellerinnen, deren Bücher seit Yael 
Dayan in deutscher Übersetzung auch 
hierzulande die Buchregale füllen: Von 
den Krimis Shulamit Lapids und Batya 
Gurs, über Lizzie Dorons Konflikte des 
Kindes von Schoahüberlebenden, Orly 
Castel-Blooms Alpträume, Dorit Ra-
binyans persische Hochzeiten, Zeruya 
Shalevs Erotika usw. 

Sie alle greifen die verschiedenen Fa-
cetten dieses jungen Landes auf und 
führen uns durch den spannenden, doch 
manchmal etwas verrückten Alltag Isra-
els zwischen Krieg und Frieden, dem wir 
zum 70. Geburtstag vor allem den Letz-
teren und masal tov wünschen. 

Seit 70 Jahren machen Frauen Israel stark
Vom weiblichen Beitrag zum Aufbau und Erblühen des jüdischen Staates

Soldatinnen in der Kaserne von Shizafon im südlichen Negev
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Von Peter Sichrovsky

Vor ein paar Jahren begleitete ich ein Mit-
glied der Familie Swarovski nach Haifa, 
wo ich einen Besuch des neuen Nobel-
preisträgers für Chemie vorbereitet hatte, 
der an der Universität Technion unter-
richtet und auf dem Gebiet der Kristal-
lographie arbeitet. Der Besuch war für 
meinen Auftraggeber ziemlich sinnlos, 
da der Vertreter von Swarovski aufgrund 
eines Missverständnisses davon ausging, 
dass des Arbeitsgebiet des berühmten 
Preisträgers etwas mit der Verarbeitung 
von Glas zu tun haben könnte, wie sie 
Swarovski betreibt.

Bevor wir den ehrenwerten Professor 
trafen, bot die Sekretärin des Präsidenten 
der Universität an, uns durch die Hoch-
schule zu führen. Es begann der übliche 
Rundgang durch Institute, Lehrsäle und 
Laboratorien, und wie üblich bei solchen 
Touren, die von den Beauftragten mehr-
mals pro Woche durchgeführt werden 
müssen, klangen die Erklärungen der an 
und für sich durchaus netten Sekretärin 
wie ein Tonband, das mehrmals täglich 
abgespielt wird.

Dann kamen wir zur Bibliothek über 
dessen Eingang ein Name stand: Paul 
Hoenig.

Ich fragte sie, wer Paul Hoenig gewesen 
sei, und sie antwortete, es ginge um einen 
Maler, der eine neue Technik entwickelt 
habe, bei der Sonnenlicht auf die Lein-
wand projiziert werde und am Technion 
unterrichtet habe.

Plötzliche Wendung
„Dann ist er der Onkel meines Vaters“, 
sagte ich und erzählte ihr, wie oft ich ihn 
vor vielen Jahren in Haifa besucht hätte, 
jedoch nicht wusste, dass er im Techni-
on unterrichtete. Natürlich veränderte 
das meine Position gegenüber den übli-
chen Besuchern, und die nette Sekretä-
rin führte mich in einen Raum innerhalb 
der Bibliothek, wo die Arbeiten von Paul 
Hoenig ausgestellt waren.

„Er hat allerdings von einem Tag zum 
anderen aufgehört zu Malen und dann 
nur mehr unterrichtet, obwohl seine frü-
heren Arbeiten wunderschön sind“, sagte 
unsere Begleiterin.

„Ich weiß“, sagte ich zu ihr und fragte 
sie, ob sie den Grund dafür wisse. „Nein“, 
antwortete sie.

„Er hat seinen einzigen Sohn im Sechs-
Tage-Krieg verloren und hat dann auf-
gehört zu Malen. Wenn immer ich ihn 
besuchte, zeigte er mir zwar seine Bilder, 
aber betonte auch, dass er seit diesem Tag 
nicht mehr Malen könne“, sagte ich zu 
ihr.

Wir schwiegen eine Weile und ich sah 
mir die Bilder an. Dann sprach sie mich 
plötzlich auf Hebräisch an. Ich erklärte 
ihr, ich würde die Sprache nicht verste-
hen.

Kein einziges Wort Hebräisch
„Gar nichts?“, Fragte sie mich. „Nein, 
nicht ein Wort“, antwortete ich ihr. „Da-
bei sehen sie aus wie ein pensionierter is-
raelischer General“, sagte sie und lachte. 
„Das passiert mir immer wieder hier in 
Israel. Die Leute sprechen mich auf He-
bräisch an und sind dann ganz erstaunt, 
wenn ich nichts verstehe“, sagte ich zu ihr.

Wie sich plötzlich der Rundgang ver-
ändert hatte. Nun plauderten wir wie alte 
Freunde oder Verwandte, die sich schon 
eine Weile nicht gesehen hatten. Plötzlich 
war da eine Verbindung.

Alles wollte sie von mir wissen. Jede 

Einzelheit meiner Familie, meiner Eltern, 
der Verwandten von Paul Hoenig, wie 
meine Eltern den Krieg überlebt hätten 
und natürlich die Frage, warum ich nicht 
in Israel leben würde.

Es ergab sich plötzlich diese Nähe und 
Vertrautheit, die ich jedes Mal erlebe, 
wenn ich nach Israel komme. Man hat 
das Gefühl, jeden schon einmal getroffen 
zu haben, irgendwo, irgendwann in der 
Welt. Eine emotionale, häusliche Wärme 
umgibt einen, und plötzlich glaubt man 
wirklich, dass es das Beste wäre, einfach 
hierher zu ziehen. Es wäre dann alles an-
ders, redet man sich ein, die Fremdheit 
wäre verschwunden und man könne ein 
Zuhause finden.

Ein Traum zwar, aber ein schöner 
Traum. Denn spricht man mit jenen 
der Familie und der Freunde, die diesen 
Schritt gewagt haben, sieht die Realität 
ganz anders aus. Als verwöhnter Wiener 
kann man sich zwar in den USA und Eng-
land niederlassen, wie ich es versuchte, 
doch Israel ist eine andere Dimension. 
Alles ist hier ein täglicher Kampf, nichts 
passiert einfach so, und jeder Auftrag an 
einen Installateur, einen tropfenden Was-
serhahn zu reparieren, ist ein existentiel-
les Abenteuer. Die Doppelgleisigkeit ist 
nahezu unmenschlich, das ‚gesagt‘ aber 
nicht ‚gemeint‘ haben eine Tortur, die 
jahrelanges Training erfordert, um es zu 
überleben.

Jeder Fußweg durch einen Park, bei 
dem ein Schild in eine Richtung zeigt, in 
die man gehen sollte, führt dazu, dass 90 
Prozent in die andere Richtung gehen. 
Jede Tür, auf der ‚Bitte nicht Eintreten‘ 
steht, wird vor allen anderen Türen ge-
öffnet. Ertönt bei einem ELAL-Flug die 
Durchsage des Kapitäns, man sollte sich 
für die Landung anschnallen, steht das 
halbe Flugzeug auf und beginnt, die Ge-
päckstücke aus den oberen Ablagen her-
auszunehmen.

In einem Restaurant in Venedig saßen 
vor ein paar Jahren am Tisch neben mir 
vier Israelis, die dem Ober erklärten, wie 
der Koch den Fisch zubereiten sollte, den 
sie bestellten. Auf seinen Einwand, dass 
das Restaurant berühmt sei für die Art 
der Zubereitung, erwiderten die Israelis, 
sie würden ihn jedoch anders wollen. Den 
nach eigenen Ideen gekochten Fisch aßen 
sie nicht, weil er ihnen nicht schmeckte, 
und stritten dann später mit dem Besitzer 

des Restaurants, den sie verlangten, als 
sie die Rechnung sahen und dem Ober 
erklärten, sie würden den Fisch nicht be-
zahlen. Er wäre nicht gut gewesen.

Mit diesem Widerspruch müssen wir 
Juden in der Diaspora leben, wir lieben sie 
und sie gehen uns unendlich auf die Ner-
ven, unsere Israelis. Wir bewundern sie 
und sind dennoch zufrieden, dort nicht 
leben zu müssen. Wir fahren immer wie-
der mit Begeisterung hin und sind froh, 
wenn wir wieder zurückfliegen, um uns 
ein paar Monate später auf den nächsten 
Besuch zu freuen.

Die Gleichzeitigkeit  
von Leben und Tod
Jeden Samstag, wenn Jerusalem in der 
Religiosität versinkt, stellen ein paar 
Männer und Frauen Lautsprecher und 
eine Musikanlage am Strand von Tel Aviv 
auf dem Platz vor einem der Hotels auf. 
Zu der israelischen Musik, die laut über 
den Strand dröhnt, tanzen oft mehr als 
hundert Menschen hier in großen Krei-
sen, halten einander bei den Händen, 
drehen sich, springen, bewegen sich mit 
perfekten Tanzschritten, oder gehen ein-
fach langsam. Jeder macht mit. Jeder auf 
seine Weise. Kinder, Greise, Soldaten, 
schwangere Frauen und Hippies, die an 
der Leine einen Hund nachziehen. Aus 
den Bewegungen zu der orientalischen 
Musik strömt eine Lebensenergie und 
Lebensfreude, die wir in Europa nicht 
kennen. Jeder, der Israel zum ersten Mal 
besucht, sollte sich dort ein paar Stunden 
hinstellen und nur zusehen. Vielleicht 
beginnt er dann das Land und die Men-
schen zu verstehen.

Der täglich drohende Tod durch At-
tentate und kriegerische Auseinanderset-
zungen mit den Nachbarstaaten zwingt 
zur Konzentration auf das Hier und Jetzt. 
Geduld ist nicht die Stärke der Israelis, 
denn wer weiß, wie lange man noch Zeit 
hat. Daher verzichten sie selbst in den ge-
fährlichsten Situationen weder auf ihren 
Humor, noch auf ihre Lebensfreude.

Vor ein paar Jahren wurde ein Video 
berühmt, das eine Gruppe von Soldatin-
nen zeigt, die durch einen gefährlichen 
Teil von Hebron gehen. Das Video be-
ginnt eher wie ein Thriller und zeigt die 
schwerbewaffneten Frauen, wie sie vor-
sichtig und langsam eine Straße betreten 

und ständig um sich schauen. Plötzlich 
ertönt laute Musik und die Frauen begin-
nen zu tanzen, schwingen ihre Waffen im 
Takt und bewegen sich im Rhythmus der 
Musik, aufeinander abgestimmt, völlig 
parallel, wie eine trainierte Tanzgruppe. 
Als die Musik aufhört, gehen sie so vor-
sichtig weiter wie vor dem Beginn der 
Musik.

Es gibt sie, diese unterschiedlichen 
Bilder und sie widersprechen einander 
nicht, sondern zeigen die Gleichzeitigkeit 
des Lebens und des ständig drohenden 
Todes. Der eiskalte Scharfschütze auf der 
israelischen Seite des Zauns zu Gaza und 
der tanzende Soldat samstagmorgens am 
Strand von Tel Aviv. Es ist möglicherwei-
se dieselbe Person, und es ist kein Wider-
spruch für ihn. Selbst Juden in der Dias-
pora haben damit oft Schwierigkeiten.

Garantierte Heimat
Es gibt alle Extreme in Bezug auf Israel 
innerhalb der jüdischen Welt. Von den 
ultra-orthodoxen Juden, die den Staat Is-
rael ablehnen, bis zu den Freiwilligen aus 
der ganzen Welt, die den Militärdienst 
ableisten, ohne dass sie dazu verpflichtet 
wären. Von den radikalen Siedlern, die 
Meter für Meter die „Palästinenser“ zu-
rückdrängen, bis zu den fanatischen Un-
terstützern einer „Zweistaaten-Lösung“ 
mit zwei gleichberechtigten Ländern.

Als zum Jahrestag der Befreiung von 
Auschwitz israelische Kampfflugzeuge 
über das Konzentrationslager flogen, er-
lebten das die meisten Juden in der Welt 
als Symbol einer neuen Epoche in der 
Geschichte des Judentums. Das „Nie 
wieder“ mag zu den schönen Worten der 
Redner bei Holocaust-Gedenkfeiern pas-
sen; für die Juden, egal wo sie leben, sind 
die Jagdflugzeuge über Auschwitz das 
überzeugendere Argument.

Ob das Land eine „rechte“ oder „lin-
ke“ Regierung hat, ob korrupte Politiker 
ins Gefängnis müssen oder israelische 
Touristen uns auf die Nerven gehen, ist 
eigentlich nicht so wichtig. Die meisten 
Juden empfinden eine unverrückbare 
Sympathie und Solidarität für das Land 
und dessen Bewohner. Man empfindet 
eine gewisse Dankbarkeit gegenüber 
diesem Volk, das nicht nur der täglichen 
Gefahr trotzt, sondern uns allen eine 
emotionale und geographische Heimat 
garantiert.

Das plötzliche Gefühl des Dazugehörens
70 Jahre Israel: Trotz nicht vorhandener Hebräisch-Kenntnisse fühlt man sich auch als österreichischer Jude zu Hause

In Israel fühlen sich Juden aus aller Welt schnell wie eine große Familie.
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Von Judith Bergman

Es ist eine Plattitüde, die von ehemaligen 
israelischen Sicherheitsbeamten ad nau-
seam wiederholt wird: Die „Palästinensi-
sche Autonomiebehörde“, kurz PA, dürfe 
nicht geschwächt werden, weil das Israel 
gefährden könnte.

Die Begründung lautet folgenderma-
ßen: Obwohl die PA schlecht ist, koope-
riert sie zumindest – mehr oder weniger 
– mit ihren israelischen Pendants, wobei 
Israel nicht wüsste, welches radikale Un-
geheuer sich nach einem Zusammen-
bruch der PA einschliche.

Im Februar hat das israelische Kabi-
nett einen Gesetzentwurf verabschiedet, 
der besagt, dass Abgaben an die PA neu 
geregelt werden sollen. Israel gibt Zoll-
einnahmen in Form von Gehältern an 
verurteilte Terroristen und ihre Familien 
weiter. Millionen Dollar werden von Isra-
el jährlich an die PA transferiert, aus Zoll-
einnahmen von Gütern, die für „paläs-
tinensische“ Märkte bestimmt sind und 
die israelische Häfen durchlaufen. Wenn 
besagter Gesetzentwurf von der Knesset 
verabschiedet würde, dann wäre Israel fä-
hig, diese Zolleinnahmen und damit die 
Gehälter „einzufrieren“.

„Bald wird dieses Schauspiel der Ab-
surdität ein Ende finden, die Gehälter von 
Terroristen werden dem PA-Präsidenten 
Machmud Abbas vorenthalten und statt-
dessen dazu genutzt, Terrorismus einzu-
dämmen und Opfer zu entschädigen“, 
sagte Verteidigungsminister Avigdor Lie-
berman zu dem Gesetzentwurf.

Wie vorauszusehen war, protestierte 
ein Teil der israelischen Sicherheitsver-
antwortlichen gegen die vorgeschlagene 
Gesetzgebung aus Angst, dass es die PA 
schwächen könnte. Ähnliche Sorgen mel-
dete auch eine Gruppe genannt „Com-
manders for Israel’s Security“ (Komman-
deure für die Sicherheit Israels) an, die 
nach Berichten Hunderte von pensio-
nierten israelischen Militärs im US Tay-
lor Force Act vertritt.

Taylor Force Act
Der Taylor Force Act, der bisher vom 
Repräsentantenhaus der Vereinigten 
Staaten und dem Senat der Außenpoli-
tik verabschiedet  wurde, sollte die US-
Finanzierung der PA unterbinden, bis die 
PA die Auszahlung von Gehältern an Ter-
roristen und ihre Familien einstellt.

Die „Commanders for Israel’s Securi-
ty“ haben sich besorgt gegen den Taylor 
Act ausgesprochen, weil er „die Stabilität 
der PA untergraben, den Kreis von Frus-
tration und Feindschaft erweitern, die Si-
cherheitskoordination zersetzen“ und der 
PA Finanzen für „lebenswichtige wirt-
schaftliche Koordination“ vorenthalten 
würde. All dies werde der „Sicherheit Is-
raels“ schaden, erklärte das pensionierte 
Militärpersonal.

Seit wann ist die eigenen Taschen zu fül-
len und den Rest zur Finanzierung von Ter-
roristen zu gebrauchen ein „lebenswichti-
ges wirtschaftliches Projekt“? Man könnte 
sagen, dass die PA  genau das getan hat – ein 
Ungeheuer geschaffen, das schonungslos 
zum Mord an Israelis und zur Zerstörung 
des israelischen Staates anstiftet.

Die PA unterscheidet sich von der Ha-
mas nur durch ihre mangelnde Ehrlichkeit 
und ihre doppeldeutige Öffentlichkeits-
arbeit, indem Abbas auf Englisch das Eine 
und auf Arabisch das Andere sagt, genau 

wie es sein Vorgänger Arafat auch getan hat.
Die Ideologie der PA mündet in einem 

einzigen Ziel, das genauso radikal ist wie 
das der Hamas. Die unablässige Gehirn-
wäsche hat in der Vergangenheit sicher-
gestellt, das die PA-Araber weiterhin den 
Konflikt mit Israel als die einzige mach-
bare Beziehung zu Israel sehen.

Die offizielle Facebookseite der Fatah 
gab bekannt, dass „das Blut der Märtyrer 
das Licht der Freiheit ist“, mit einer Karte, 
die – unter anderem – ganz Israel als „Pa-
lästina“ zeigt.

Machmud Abbas ist der Anführer der 
Fatah, der Partei, die die PA kontrolliert. 
Vor weniger als zwei Wochen ehrte die 

Fatah die Mütter der Terroristen, die Is-
raelis getötet oder verwundet hatten, und 
nannte sie „die Krone auf unseren Häup-
tern, die Mütter der Märtyrer (Shahids)“. 
Die Liste nimmt kein Ende.

Die pensionierten israelischen Sicher-
heitskräfte scheinen zu übersehen, dass 
die PA auf lange Sicht jegliche Art von 
Frieden unmöglich macht. In einem In-
terview von 2012 erklärte Itamar Marcus 
der „Palestinian Media Watch“, dass „die 
Palästinenser vor dem Oslo-Abkommen 
einem Frieden mit Israel näher waren 
als heute, eine Tragödie. Ein trennender 
Ozean hat sich durch die Hassförderung 
der Palästinensischen Autorität ausge-
breitet.“

Die Aussicht auf Frieden wird 
durch den Schulunterricht der 
PA immer geringer
Marcus schätzte, dass die Chance für 
Frieden vielleicht 1996 besser gewesen 

wäre, als nach jahrzehntelangem Kon-
takt mit den Israelis in einer Umfrage 
78 % der Palästinenser in Israel  eine 
positive Kraft bei der Förderung von 
Demokratie und Menschenrechten sa-
hen.

Heute wären solche Ergebnisse rei-
ne science-fiction. Eine Umfrage nach 
der anderen zeigt, dass die Mehrheit 
der PA-Araber eine tief verwurzelte 
antisemitische Einstellung hegen und 
Terror gegen Israelis fördern. Das ist 
das Ergebnis von jahrzehntelanger PA-
Indoktrinierung.

Eine Generation von Menschen wur-
de durch die unverdünnte Nahrung des 

Hasses gegen Israel und das jüdische 
Volk aufgezogen, dank Jassir Arafat, 
Machmud Abbas und ihresgleichen. 
In Kindergärten und Schulen, in der 
gedruckten und der elektronischen 
Presse, im Fernsehen und besonders im 
Kinderfernsehen wurden Juden Affen 
und Schweine genannt, die es verdie-
nen, getötet zu werden.

Schulbücher zeigen, dass Israel von 
der Landkarte getilgt wurde, Ge-
schichtskurse leugnen die Existenz 
einer jüdischen Nation und lehren 
nichts über den Holocaust (Abbas hat 
ja schließlich einen Doktortitel im Ho-
locaust-Leugnen), Monumente werden 
zu Ehren von Terroristen und Juden-
mördern auf städtischen Plätzen gebaut 
und Terroristen werden mit dicken Ge-
hältern belohnt.

Während die PA seit 25 Jahren „Sha-
hids“ aufzieht, geht sie sicher, dass es 
für mindestens eine Generation kei-

nen Frieden geben wird. Und trotzdem 
möchte das pensionierte israelische 
Militärpersonal einen glauben machen, 
dass die PA der Garant für israelische 
Sicherheit ist. Diese Art von „Sicher-
heit“ beinhaltet – wie es im Januar 2018 
der Fall war – 332 terroristische Vorfäl-
le in einem Monat, die einen Mord, 16 
Verletzte forderten, 2 durch Messerste-
chereien, 2 Schießereien, 1 Rammatta-
cke, 4 Straßenbomben, 251 Steinwur-
fattacken und 45 Molotov-Cocktails.

Terroristen zu hofieren und vorzu-
geben, sie würden mit der einen Hand 
„zusammenarbeiten“, wobei sie mit ih-
rer anderen Hand Israel in den Rücken 
stechen, ist Wahnwitz. Eine geschwäch-
te PA könnte genau das Nötige sein, um 
den Teufelskreis zu durchbrechen.

Wenn die PA keine Anstalten macht, 
ihre Anstiftungen in Fernsehen und 
Radio zu stoppen, dann müssen diese 
Anstalten geschlossen werden. Andere 
Sanktionen könnten von Israel der PA 
auferlegt werden. Eine PA, die weiß, 
dass mit Israel nicht herumzuscherzen 
ist, weil sie finanzielle Konsequenzen 
spürt, könnte zwar „geschwächt“ sein, 
aber auch ihr terroristischer Antrieb 
wäre dadurch geschwächt. 

Warum kommt es den ehemaligen 
israelischen Sicherheitskräften nicht 
in den Sinn, der PA zu zeigen, dass Is-
rael weder einen einzigen Terrorangriff 
akzeptieren wird, noch die Anstiftung 
und Belohnung von Terrorismus?

Wie wäre es, wenn Israel einmal ei-
nen Versuch des Kräftevergleichs un-
ternähme – die einzige Währung, die 
im Mittleren Osten respektiert wird 
– anstatt schon vor dem Gedanken zu-
rückzuschrecken, was die internationa-
le Gemeinschaft wohl sagen würde? Es 
könnte einfach funktionieren.

Übersetzt aus dem Englischen von 
Jan Bentz

Die „Palästinensische Autonomiebehörde“ 
ist keine heilige Kuh

Israel will die absurde Situation beenden, dass es die Gehälter von Terroristen zahlen muss

Abbas und sein Kabinett

            ��Die PA unterscheidet sich von der Hamas nur 
durch ihre mangelnde Ehrlichkeit und ihre 
doppeldeutige Öffentlichkeitsarbeit.
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Von Dr. Nikoline Hansen

Israel ist ein Phänomen: es misst an 
der längsten Stelle 470 Kilometer, an 
der breitesten 135 Kilometer und ent-
spricht mit einer Fläche von gerade 
einmal 22.145 Quadratkilometern in 
der Größe etwa dem deutschen Bun-
desstaat Hessen. Bemerkenswert ist, 
dass es an seiner schmalsten Stelle heu-
te nur 50 Kilometer breit ist – woran 
sich bereits die Problematik zeigt, die 
Israel von Anbeginn immer wieder zu 
schaffen gemacht hat: die militärische 
Verteidigung der Landesgrenze. Auf 
der Höhe von Tel Aviv war das Land 
ursprünglich sogar nur 15 Kilometer 
breit. Das war die Ausgangssituation 
vor 1967, als das Land mit der Verab-
schiedung der Resolution 181 durch 
die UNO-Vollversammlung geteilt und 
die Grundlage zur Gründung eines jü-
dischen Staates geschaffen wurde. 

Am 14. Mai 1948 wurde er ausge-
rufen, am 15. Mai erklärten die arabi-
schen Nachbarstaaten den Krieg. Auch 
wenn sie ihn nicht gewinnen haben: Die 
Verteidigungssituation Israels blieb mit 
der „Wespentaille“ von 15 Kilometern 
und Anhöhen, die einen feindlichen 
Beschuss weit ins israelische Kernland 
hinein ermöglichten, prekär.

Diese Situation änderte sich erst nach 
dem 6-Tage-Krieg von 1967, als es der 
israelischen Armee  gelang, sich gegen 
die erneuten Aggressionen der Nach-
barstaaten mit einem Präventivschlag 
erfolgreich zur Wehr zu setzen: Zwi-
schen dem 5. und 11. Juni 1967 erober-
ten die israelischen Streitkräfte den 
restlichen Teil des ehemals britischen 
Mandatsgebiets Palästina: Judäa und 
Samaria (auch „Westjordanland“ ge-
nannt), Gaza, die Golanhöhen und so-
gar die Sinai-Halbinsel, die größer als 
Israel selbst ist!

Erst die israelische Kontrolle 
gewährleistet den Zugang aller 
zu ihren heiligen Stätten
Was in vielen deutschen Schulbüchern 
nicht steht: Vor 1967 hatten die Israelis 
keinen Zugang zu Ostjerusalem, und 
damit auch nicht zur sogenannten Kla-
gemauer, den Resten des 70 n.d.Z. von 
den Römern zerstörten Tempels. Heu-
te ist es ein gewohntes Bild, dass Juden 
aus aller Welt wieder an der Westmauer 
beten und feiern.

Nach der erfolgreichen Landnahme 
im Juni 1967 wurde insbesondere der 
Umgang mit Gebieten im Westjordan-
land sehr kontrovers diskutiert, zumal 
die UN in ihrer Resolution 242 vom 
22. November 1967 einerseits zwar be-
tonte, dass jeder Staat das Recht habe 
„innerhalb sicherer und anerkannter 
Grenzen frei von Drohungen und Ak-
ten der Gewalt in Frieden zu leben“, an-
dererseits aber Israel zum Rückzug „aus 
besetzten Gebieten“ aufforderte. Das 
Problem des israelischen Staates war es, 
dass es vorrangig seine Grenzen sichern 
und die Zivilbevölkerung vor Angriffen 
schützen musste, weshalb ein kompro-
missloser Rückzug aus den eroberten 
Gebieten nicht in Betracht kam. So 
entstand das, was wir heute als „Sied-
lungspolitik“ kennen – ein Zustand, 
der von vielen vehement bekämpft und 
politisch instrumentalisiert wird.

1982 zog sich Israel aus Ägyp-
ten zurück
Dass Israel durchaus bereit war Frieden 
zu schließen, zeigt die Rückgabe der Si-

nai-Halbinsel an Ägypten: es handelte 
sich um eine wenig besiedelte geogra-
phische Pufferzone mit einer Fläche 
von 61.000 Quadratkilometern – also 
fast dreimal so groß wie Israel selbst 
–, die die Ägypter zurückerobern 
wollten. Dazu führte es vorerst wei-
ter erfolglos gegen Israel Krieg (der 
sogenannte „Abnutzungskrieg“). Am 
26. März 1979 wurde schließlich der 
israelisch-ägyptische Friedensvertrag 
unterzeichnet – der erste zwischen 
Israel und einem arabischen Staat. Es 
folgte ein schrittweiser Rückzug der 
Israelis, der 1982 mit der vollständi-
gen Rückgabe der Halbinsel Sinai an 
Ägypten abgeschlossen wurde. Dass 
derartige Friedensabkommen in der 
arabischen Welt nicht nur wohlwol-
lend aufgenommen wurden, zeigte die 
Ermordung von Anwar as-Sadat am 6. 
Oktober 1981 in Kairo. Das Bündnis 
hält trotzdem. 

Komplizierter war die Lage in Gaza, 
dem sogenannten Westjordanland 
und nicht zuletzt dem Golan. Die nach 
1967 entstandenen Siedlungen sind 
an Orten errichtet, die in der Regel 
zuvor unbewohnt waren und für die 
strategische Verteidigung des Landes 
bedeutsam sind. So kann man von den 
Hügeln Samarias, etwa in Orten wie 
Qedumim, mit dem Fernglas bis nach 
Tel Aviv und zum Mittelmeer sehen – 
was im Umkehrschluss zeigt, dass mit 
entsprechenden Waffen auch mühelos 
der Beschuss möglich wäre. Infrarot-
kameras in der Sicherheitszentrale, 
die rund um die Uhr besetzt ist, re-
gistrieren jede verdächtige Bewegung 
in der Umgebung. Sowohl Samaria 
als auch Judäa sind heute Teile des 
„Westjordanlands“ – und die dort ent-
standenen jüdischen Ortschaften sind 
strategischer Teil des Sicherheitskon-
zepts Israels zur Verteidigung des 
Landes. 

2005 zog sich Israel aus Gaza zurück
Das galt auch für die israelischen 

Ansiedlungen in Gaza: Sie dienten 
dem Zweck, präsent zu bleiben und 
eine Interaktion mit den arabischen 
Nachbarn zu ermöglichen. Trotzdem 
wurden die israelischen Siedlungen in 
Gaza immer wieder als Friedenshin-

dernis angeführt, sodass Ariel Scha-
ron nach langen innenpolitischen 
Auseinandersetzungen 2005 eine 
Mehrheit für den Abzug gewinnen 
konnte. 

Die Hoffnung auf Frieden, von der 
diese gewaltsame militärische Räu-
mungsaktion geleitet war, erfüllte sich 
nicht. Im Gegenteil: Mit allen Mitteln 
versucht die vom Iran finanzierte 
Hamas Gaza militärisch aufzurüsten 
um Israel anzugreifen, wobei sie auch 
nicht davor zurückschreckt, ihre ei-
gene Zivilbevölkerung in Gefahr zu 
bringen und Kinder als Schutzschilde 
zu missbrauchen. Nur der starken Ra-
ketenabwehrtechnik Eiserne Kuppel 
ist es zu verdanken, dass es zu keinen 
größeren Schäden und Verlusten an 
Menschenleben in Israel kommt. Statt 
sich auf den Auf bau des Landes und 
Ausbau der Infrastruktur zu konzen-
trieren gräbt die Hamas Tunnel mit 
dem Ziel Israel zu vernichten: Das 
Existenzrecht Israels erkennt die Ha-
mas nicht an. Ein Partner für nachbar-
schaftlichen Frieden und in entspre-
chenden Verhandlungen kann und 
will sie deshalb auch nicht sein. 

Die Israelis wissen, wie ge-
fährlich ein Rückzug aus Judäa 
und Samaria wäre
Es verwundert also nicht, dass in Isra-
el nur sehr vereinzelte Stimmen einen 
kompletten Rückzug aus Judäa und 
Samaria fordern. Streitpunkt ist ledig-
lich an einigen Punkten der Grenzver-
lauf. Ein Friedenshindernis sollten die 
Siedlungen nicht darstellen, denn so 
wie in einem jüdischen Staat über 20 
Prozent arabische Einwohner leben, 
könnten Juden Bewohner eines künf-
tigen palästinensischen Staates wer-
den, wenn denn ein entsprechender 
Friedensschluss tatsächlich gewünscht 
wäre. Dass hierfür der Wille fehlt, zeigt 
allerdings die Weigerung der Mehrheit 
der arabischen Welt, das Existenzrecht 
eines jüdischen Staats überhaupt an-
zuerkennen. Dafür wurde ein Teil des 
„Westjordanlandes“ zusammen mit 
Gaza zum „Palästinensischen Auto-
nomiegebiet“ in Selbstverwaltung, 
das fortan als eigenständiger Staat an-
gesehen wurde. Am 8. Februar 2005 

vereinbarten der israelische Minister-
präsident Ariel Scharon und Machmud 
Abbas entsprechend eine Waffenruhe – 
gehalten hat sie nicht. Die „Palästinen-
ser“ erheben nach wie vor Anspruch auf 
das gesamte Gebiet Israels.

2000 zog sich Israel aus dem 
Südlibanon zurück
Nicht nur im Süden und Osten, son-
dern auch im Norden hatte Israel er-
hebliche Sicherheitsprobleme. 1978 
und 1982 führten die israelischen 
Streitkräfte Militäraktionen im Li-
banon durch, um gegen islamistische 
Kämpfer vorzugehen, die die Sicher-
heit der Bevölkerung im Norden Is-
raels massiv gefährdeten. 1985 wurde 
im Südlibanon eine etwa 1.100 Quad-
ratkilometer große Pufferzone einge-
richtet, um der unmittelbaren Gefahr 
des Raketenbeschusses durch die vom 
Iran gesteuerten Hisbollah-Kämpfer 
zu begegnen. Das Gebiet wurde von 
israelischen Soldaten zusammen mit 
der Südlibanesischen Armee (SLA), 
einer Streitkraft, die etwa 2.500 
christliche pro-israelische Soldaten 
umfasste, kontrolliert. Etwa 950 isra-
elische Soldaten fielen in dem zermür-
benden Krieg gegen den Libanon, so-
dass der israelische Ministerpräsident 
Ehud Barak sein Wahlversprechen 
wahr machte und am 24. Mai 2000 
die letzten Truppen aus dem Libanon 
zurückzog. Damit überließ er aller-
dings auch die Milizen der SLA ihrem 
Schicksal, die teilweise Asyl in Israel 
bekamen, teilweise aber auch jede Un-
terstützung ablehnten, um im Libanon 
nicht dem Vorwurf der Kollaboration 
ausgesetzt zu sein. Nach wie vor stellt 
die Hisbollah, die sich derzeit auch in 
Syrien ein Standbein verschafft, eine 
der größten Herausforderungen für 
Israel dar, denn oberster Befehlshaber 
der Truppe ist der iranische geistliche 
Revolutionsführer Chamenei. 

Wäre es Israel 1967 nicht gelungen, 
die Golanhöhen zu erobern würde es 
jetzt wahrscheinlich nicht mehr exis-
tieren. Nun kann das kleine Land die-
ses Jahr seinen 70. Geburtstag feiern: 
Leider noch immer nicht in Frieden – 
trotz der zahlreichen Landzugeständ-
nisse.

Land für keinen Frieden
Israels Landgabe seit 1982: Sinai, Gaza, Süd-Libanon, Judäa und Samaria

Die Methode "Land für Frieden" funktioniert nicht: Israelisch kontrolliertes Gebiet (blau) 1967, 1982 und 2005.
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Von David Klein 

Bei der vorsätzlichen Delegitimierung 
Israels erfreut sich der Vorwurf der 
Apartheid größter Beliebtheit. Auch 
Alon Liel, ein viel beschäftigter jüdi-
scher „Kronzeuge“ gegen Israel, be-
zichtigt in seinem Artikel „Ein wahrer 
Freund Israels“ (BaZ vom 10. Januar 
2018) den jüdischen Staat der Apart-
heid, indem er behauptet, in Hebron, 
der zweitgrößten Stadt der Westbank, 
wären „ganze Straßenzüge für alle Pa-
lästinenser gesperrt“.

Hebron, wo sich die Ruhestätten der 
drei Erzväter Abraham, Isaak, Jakob 
und ihrer Frauen befinden, ist nach Je-
rusalem die heiligste Stadt der Juden 
und eine zentrale Stätte der biblischen 
Geschichte. Nach der muslimischen 
Eroberung im siebten Jahrhundert leb-
ten Juden in Hebron als „Dhimmis“ – 
Menschen zweiter Klasse, bis sie 1929 
anlässlich des Hebron-Massakers ver-
trieben wurden. Als 1967 der Sechs-
tagekrieg die völkerrechtswidrige 
Besatzung Hebrons durch Jordanien 
beendete, durften Juden wieder in der 
Stadt ansässig werden.

Kein Zutritt für Juden
Seit 1998 garantiert das „Wye River 
Memorandum“ den Palästinensern die 
Kontrolle über 80 Prozent von Hebron. 
Juden leben in einer winzigen Enklave. 
Zu den meisten Stadtteilen Hebrons 
haben Juden keinen Zutritt. Einschrän-
kungen für Palästinenser gelten einzig 
für die Shuhada-Straße – Israels be-
rüchtigte «Apartheid-Straße» – und 
auch dort nur für Palästinenser, die 
nicht in der Shuhada-Straße wohnen. 
Eine Vorsichtsmaßnahme, um Juden 
vor gewaltsamen Übergriffen zu schüt-
zen, die während zwei Intifadas unzäh-
lige jüdische Tote forderten. Ebenfalls 
Zutritt haben Journalisten, „Men-
schenrechtsbeobachter“, Fernsehteams 
und Politiker aus aller Welt, denen an 
wöchentlichen Führungen von anti-
israelischen NGOs wie „Breaking the 
Silence“ die Apartheidlüge aufgetischt 
wird.

Interessanterweise wurde Israel von 
niemandem als Apartheidstaat be-
zeichnet, als Südafrika noch einer war. 
Erst nach dem Ende der Apartheid in 
Südafrika entdeckten antiisraelische 
Agitatoren die angebliche israelische 
Apartheid als Kampfbegriff, um unin-
formierten Menschen weiszumachen, 
Israel hätte ebenso wenig ein Existenz-
recht wie das damalige Apartheidre-
gime.

„Wer behauptet, Israel sei ein Apart-
heidstaat, lügt über Israel und die wah-
re Apartheid gleichermaßen.“

Heute drehen wir den Spieß um und 
lassen bezüglich der Apartheid-An-
schuldigung gegen Israel Kronzeugen 

aus Südafrika zu Wort kommen, wie 
Kenneth Meshoe, südafrikanisches 
Parlamentsmitglied und Präsident der 
African Christian Democratic Party: 
„Ich bin schockiert von der Behaup-
tung, dass der freie, vielfältige, demo-
kratische Staat Israel Apartheid prak-
tiziere. Diese lächerliche Behauptung 
bagatellisiert das Wort Apartheid, mi-
nimiert und banalisiert das Ausmaß 
des Rassismus und des Leids, das von 
farbigen Südafrikanern ertragen wur-
de, und demonstriert die Ignoranz ei-
nes jeden, der solche Anschuldigungen 
vorbringt. Wer behauptet, Israel sei ein 
Apartheidstaat, lügt über Israel und die 
wahre Apartheid gleichermaßen.“

Nkululeko Nkosi, Vorsitzender der 
Universitätssektion der ANC-Jugend-
liga: „Stehlt uns nicht das Wort Apart-
heid! Wer dieses Wort benutzt, um die 
israelisch-palästinensische Pattsituati-
on in Israel zu beschreiben, führt das 
Projekt der Entwürdigung schwarzer 
Südafrikanerinnen und Südafrikaner 
fort, indem die Einzigartigkeit des Ras-
sismus und des Hasses negiert wird, 
mit dem wir damals konfrontiert wur-
den und den wir mit viel Blut und Trä-
nen überwinden konnten.“

Die südafrikanische Apartheid war 

die institutionalisierte, staatlich fest-
gelegte und organisierte ideologische 
Rassentrennung als politisches System 
der Unterdrückung von Teilen der ei-
genen Bevölkerung durch die weiße 
Minderheit in Südafrika, die weniger 
als zehn Prozent der Bevölkerung be-
trug. Farbige hatten kein Wahlrecht, 
durften keine politischen Ämter beklei-
den, kein Land besitzen, mussten in ge-
trennten Wohnvierteln leben, durften 
keine Weißen heiraten, durften nicht 
dieselben öffentlichen Toiletten benut-
zen wie Weiße und wurden selbst unter 
Lebensgefahr nicht in Spitälern behan-
delt, die Weißen vorbehalten waren.

Basierend auf der israelischen Unab-
hängigkeitserklärung haben Araber als 
israelische Staatsbürger die gleichen 
Rechte wie der Rest der Bevölkerung 
Israels. Sie sind wahlberechtigt, sind in 
der Politik vertreten, sind als Sportler 
in israelischen Nationalmannschaften 
tätig und dienen in der israelischen Ar-
mee; sie besitzen Land, eigene Geschäf-
te, arbeiten Seite an Seite mit Israelis in 
jedem Beruf ihrer Wahl und bekleiden 
hohe Staatsämter. So hat der arabische 
Richter George Karras den ehemaligen 
israelischen Präsidenten Moshe Katzav 
wegen sexueller Gewalt zu einer hohen 
Gefängnisstrafe verurteilt.

1999 wurde Rana Raslan zur ersten 
arabischen Miss Israel gekürt, 2013 war 
es Yityish Aynaw, eine äthiopischstäm-
mige Jüdin, und im Final der belieb-
testen israelischen Kochshow „Mas-
terchef “ kämpften mit Jackie Azoulai, 
Salma Fayoumi und Tom Franz eine 
fromme marokkanische Jüdin, eine 
Araberin und ein gebürtiger Deut-
scher, der zum Judentum konvertierte, 
um den Titel. Arabisch ist wie Hebrä-
isch eine offizielle Landessprache, und 
sämtliche Verkehrsschilder in Israel 
sind in Hebräisch, Englisch und Ara-
bisch beschriftet. 82 Prozent der ara-

bischen Israelis bevorzugen ein Leben 
in Israel, gegenüber einem zukünftigen 
palästinensischen Apartheidstaat, in 
dem gemäß „Palästinenserpräsident“ 
Machmud Abbas „kein Israeli, sei es Zi-
vilist oder Soldat“ leben dürfte.

Böswillige Verleumdung
Die Sicherheitsvorkehrungen, die Israel 
zum Schutz der israelischen Zivilbevöl-
kerung vor mörderischen Anschlägen 
trifft, mit Apartheid gleichzusetzen, 
ist eine böswillige Verleumdung, auch 
wenn ein Jude wie Liel sie vorbringt. 
Das verdeutlicht ein Offener Brief von 
Studentenverbindungen afroamerika-
nischer Colleges und Universitäten an 
die „Students for Justice in Palestine“ 
(SJP), die Organisatoren der „Israel-
Apartheid-Week“, die seit 2005 welt-
weit an 55 Universitäten stattfindet.

Der Brief wurde in amerikanischen 
Hochschulzeitungen in ganzseitigen 
Anzeigen veröffentlicht: 

„Die Anti-Israel-Kampagne Ihrer Or-
ganisation verbreitet unwahre Berichte 
über Israels Politik, ist ein Nährboden 
für Vorurteile in den Medien und ge-
fährdet die Aussicht auf eine Lösung 
des israelisch-palästinensischen Kon-
fliktes. Das Ausspielen der Apartheid-
karte ist ein berechnender Versuch, 
Assoziationen mit dem rassistischen 
südafrikanischen Regime des 20. Jahr-
hunderts hervorzurufen. Diese Strate-
gie ist genauso durchsichtig wie nieder-
trächtig. Anstand, Gerechtigkeit und 
die Hoffnung auf Frieden und Versöh-
nung im Nahen Osten machen es er-
forderlich, dass wir eine unverzügliche 
Beendigung der absichtlichen falschen 
Verwendung von Worten und der un-
geheuerlichen Fehldarstellung Israels 
fordern.“

(Zuerst erschienen in der „Basler Zei-
tung“ vom 6. März 2018)

Hebron ist keine arabische Stadt – und Israel kein Apartheidsstaat
Eine überfällige Klarstellung zu zwei substantiellen Lügen der heutigen Zeit

Eine Araberin tritt während einer Demo in Hebron gegen Reifen.

Die älteren Ausgaben der „Jüdischen Rundschau“ 
sind in der Redaktion erhältlich.

Wenn Sie eine oder mehrere Ausgaben brauchen, teilen Sie 
uns bitte auf dem Postweg (J. B. O., Postfach 12 08 41, 10598 
Berlin) mit, welche genau, an welche Adresse sie geschickt wer-
den sollte und legen Sie bitte als Bezahlung Briefmarken zu je 
70 Cent bei:

• Für eine Ausgabe – 3 Briefmarken;
• Jede weitere Ausgabe – eine zusätzliche Briefmarke.
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Von Evyatar Friesel  
(Redaktion Audiatur)

Historiker und Politikwissenschaftler 
sind schlechte Prognostiker, wie man 
unschwer erkennen kann, wenn man 
sich das Israel von heute ansieht. Rück-
blickend auf 60 Jahre professionelle Ar-
beit auf dem Gebiet der jüdischen Ge-
schichte muss ich zugeben, dass wichtige 
derzeitige Charakteristika Israels weder 
von mir noch von der Mehrzahl meiner 
Kollegen vorhergesehen wurden.

Einerseits hat die Tatsache, dass Is-
rael an seinem 70. Jahrestag als eine 
moderne und florierende Insel inmit-
ten eines von religiösen und politischen 
Unruhen erschütterten Nahen Ostens 
dasteht, etwas sehr Beeindruckendes 
an sich. Andererseits sind die Bezie-
hungen zwischen Israel und den „Paläs-
tinensern“ sowie den meisten Ländern 
des Nahen Ostens nach wie vor ein 
besorgniserregendes Thema. Und zu 
guter Letzt zeigen neue Formen der Ju-
denfeindlichkeit, die zum großen Teil 
auf den jüdischen Staat projiziert wer-
den, wie schwierig es ist, die geistigen 
Stereotypen zu verändern, welche die 
Beziehungen zwischen Nichtjuden und 
Juden lenken. Mit 70 Jahren hat Israel 
enorme Leistungen erbracht, auf die es 
stolz sein kann, und dennoch ist es ein 
Land mit eher markanten Eigenschaf-
ten, welches auf seinen Schultern die 
Last ungelöster Probleme trägt.

Schmelztiegel Israel
Zum Zeitpunkt seiner Gründung, im 
Mai 1948, lebten rund 650.000 Juden 
in Israel. Drei Jahre später, 1951, hatte 
sich mit 1.430.000 Juden ihre Anzahl 
bereits mehr als verdoppelt – eine de-
mographische Steigerung ohneglei-
chen, welche in einer Lage der internen 
Not – nur wenige Jahre nach der Scho-
ah – und des externen Konflikts – der 
Konfrontation mit den Arabern des 
Nahen Ostens – erfolgte.

Die jüdischen Zuwanderer kamen 
aus der ganzen Welt. Sie waren ihrem 
Glauben nach Juden, die von einem tief 
im kollektiven Bewusstsein des Juden-
tums verwurzelten Glauben getrieben 
wurden – von der Hoffnung auf Rück-
kehr. Und doch waren sie im Hinblick 
auf ihre sozialen und wirtschaftlichen 
Strukturen, ihre Sprachen, Gebräuche 
sowie ihre ethnischen Charakteristi-
ka vollkommen unterschiedlich. Ein 
Jude aus Europa oder aus Amerika 
unterschied sich sehr von einem Ju-
den aus Marokko oder dem Jemen. In 
den folgenden 70 Jahren verschmolzen 
diese so verschiedenen Ethnien und 
es entstand ein neuer jüdischer Men-
schentyp, – der Hebräisch sprechende 
Israeli. In den letzten Jahren gibt das 
israelische Statistikamt nicht mehr 
die Herkunft der Einwohner an, so 
sehr hat sich die jüdische Bevölkerung 
mittlerweile vermischt. Wie in jedem 
anderen Land gibt es auch in Israel in-
terne Spannungen und Unterschiede 
in der Gesellschaft. Doch die Herkunft 
– außer dem gelegentlichen Gepolter 
– spielt heute kaum eine Rolle. Einmal 
mehr ein soziologischer Prozess, der 
nirgendwo sonst in der Welt seinesglei-
chen findet.  Derzeit sind 75 % der jüdi-
schen Bevölkerung „Sabras“ (in Israel 
Geborene) und die Hälfte der Israelis 
hat einen Elternteil, welcher bereits im 
Land geboren wurde.

2018, im Jahr seines 70. Geburtstags, ist 
Israel zu einem Land mit rund 8.800.000 
Einwohnern angewachsen, von denen 
6.556.000 Juden sind (74,6 % der Bevöl-
kerung), welche wiederum ungefähr die 
Hälfte der jüdischen Bevölkerung der 
Welt ausmachen. Grund für das Wachs-
tum waren zwei Faktoren: kontinuierli-
che jüdische Immigration und eine posi-
tive Geburtenrate – die höchste in allen 
Industrieländern. Nach Auskunft der 
Weltgesundheitsorganisation erreichte 
die durchschnittliche Lebenserwartung 
in Israel im Jahr 2016 ein Alter von 82,5 
Jahren (84,3 Jahre für Frauen, 80,6 Jahre 
für Männer), was Israel auf Platz acht der 

Weltliste der durchschnittlichen Lebens-
erwartung setzt. 97,8 % der Bevölkerung 
können lesen und schreiben.

Freie Presse, unabhängige  
Justiz, freie Wahlen
Israel ist eine stabile Demokratie mit 
soliden öffentlichen Institutionen, einer 
freien Presse, einer unabhängigen Justiz, 
freien Wahlen, ein Land, in dem die poli-
tische Macht mehrfach zwischen Mitte-
Links- und Mitte-Rechts-Regierungen 
gewechselt hat. Sämtliche Regierungen 
waren Koalitionen. Im Laufe der Jahre 

hat sich eine robuste Ökonomie ent-
wickelt, die in jüngerer Zeit durch die 
Entdeckung von Öl- und Gasvorkom-
men unterstützt wird. Das Bruttonatio-
naleinkommen (BNE) pro Kopf betrug 
2016 37.330 USD, womit es sich auf ei-
ner Ebene mit dem Japans und Italiens 
befindet. Laut dem Human Develop-
ment Index der UN gehört Israel zur 
Gruppe der am meisten entwickelten 
Länder (auf Platz 19, hinter Südkorea 
und vor Luxemburg), mit dem höchsten 
Lebensstandard im Nahen Osten, und 
in Asien befindet es sich auf Platz fünf 
(hinter Singapur, Hongkong, Japan und 
Südkorea). Von einem armen und von 

Krieg heimgesuchten Land im Jahr 1948 
hat sich Israel hochgearbeitet zu einem 
Land der Ersten Welt.

Der andauernde Konflikt mit 
den „Palästinensern“
Wenn es um die Konfrontation mit den 
„Palästinensern“ geht, spielte bei den 
Israelis offensichtlich Wunschdenken 
eine Rolle. Seit den 1950er Jahren woll-
te einfach niemand daran denken, dass 
auch Jahrzehnte später immer noch 
keine Einigung zwischen beiden Seiten 
in Sicht wäre. Oder, schlimmer noch, 

dass sich der Konflikt mit der Zeit 
immer weiter festfahren würde. Was 
jedoch noch schlimmer ist, ist die Tat-
sache, dass gegenwärtig niemand eine 
Ahnung hat, wie diese schwierige Frage 
gelöst werden könnte. In internationa-
len Kreisen ist es beinahe ein Credo, an 
jener offenbar simplen Formel festzu-
halten – der „Zweistaatenlösung“.  Ver-
gessen ist, dass die Vereinten Nationen 
bereits im November 1947 die Grün-
dung zweier Staaten – eines arabischen 
und eines jüdischen – auf dem Gebiet 
des damaligen Palästina empfohlen 
hatten, dies aber von den Arabern abge-
lehnt wurde. Die „Zweistaatenlösung“ 
ist wie eine Fata Morgana: bei näherer 
Betrachtung löst sie sich in nichts als 
dünne Luft auf.

Die israelisch-„palästinensischen“ 
Verhandlungen der letzten Jahrzehnte 
haben deutlich gemacht, dass der Kon-
flikt eine ideologische Dimension auf-
weist, die weit über die Konfrontation 
mit den „Palästinensern“ hinausreicht 
und eine politische Lösung verhindert. 
Wenngleich Israel diplomatische Be-
ziehungen zu Ägypten und Jordanien 
unterhält und politische Kontakte zu 
anderen arabischen Ländern pflegt, 
und trotz der Tatsache, dass es zahlrei-
che gemeinsame wirtschaftliche Inte-
ressen und Kontakte zwischen beiden 
Seiten gibt, ist die Realität, dass sich 
bislang keine stabilen Beziehungen 
zwischen den Arabern und Israel ent-
wickelt haben. Die meisten Araber be-
trachten den jüdischen Staat nach wie 
vor als eine fremdes Gebilde, das von 
europäischen Imperialisten mitten ins 
Herz der arabischen Nation, den Na-
hen Osten, implantiert wurde. Wie 

Wo die Integration wirklich geglückt ist
In Israel ist die Verschmelzung der verschiedenen ethnischen Gruppen des Judentums gelungen

Schwarze jüdische Mädchen feiern Schawuot in Dimona

                    �„Der Staat Israel ist eine Abnormität. Er 
muss auf friedliche Weise aufgelöst werden. 
Bitte akzeptieren Sie dies zum Wohle von 
uns allen!“, schrieb ein Professor an den 
Zentralrat der Juden in Deutschland.
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explizit von den iranischen Ajatollahs 
erklärt, hegen die meisten von ihnen die 
Hoffnung, dass Israel früher oder später 
wieder verschwinden wird, so wie dies 
auch beim mittelalterlichen Königreich 
Jerusalem der christlichen Kreuzritter 
der Fall war. Die kontinuierliche Prä-
senz eines jüdischen Staates, der lebens-
fähig, selbstbewusst und in der Lage ist, 
sich um und für sich zu kümmern, ist für 
die Araber ein störendes Rätsel, verhasst 
und beneidet zugleich und vollkommen 
missverstanden. Eine Vorbedingung für 
eine Einigung zwischen den beiden Sei-
ten ist, dass die Existenz Israels in seiner 
jetzigen Form anerkannt wird – dafür 
gibt es jedoch derzeit kaum Anzeichen.

Der arabisch-israelische Konflikt hat 
einen tiefgreifenden Einfluss auf die po-
litischen Strömungen in Israel gehabt. 
Eine der Besonderheiten der israelischen 
Gesellschaft ist, dass die „Rechte“ und 
die „Linke“ sich im Gegensatz zu ande-
ren westlichen Ländern nicht so sehr 
sozialen und ökonomischen Themen 
zuwenden (die israelische Wirtschafts-
politik ist weithin liberal), sondern eher 
politischen Themen, insbesondere was 
die Haltung hinsichtlich des Konflikts 
mit den „Palästinensern“ anbetrifft. Der 
Stillstand der Verhandlungen hat die 
Position der Mitte-Links- und Links-
lager in der israelischen Politik – wel-
che die Hauptbefürworter der Bestre-
bungen zur Lösung der gegenwärtigen 
Sackgasse waren und sind – signifikant 
geschwächt. Das wiederholte Scheitern 
der politischen Versuche eine Lösung 
für den Konflikt zwischen Israel und 
den „Palästinensern“ zu finden, stärkt 
die Meinung jener im israelischen Mit-
te-Rechten und Rechten Lager, welche 
die Ansicht vertreten, dass es bei den 
Arabern niemanden gibt, mit dem man 
verhandeln kann. „Haben wir Euch 
nicht gewarnt?“, ist der stets wiederhol-
te Refrain der sogenannten israelischen 
Nationalisten nach jedem Scheitern der 
Verhandlungen. Ein Argument, auf das 
jene Israelis, die sich für eine Verständi-
gung mit den Palästinensern einsetzen, 
zunehmend weniger Antworten haben.

Antiisraelismus als eine neue 
Form von Judenhass
Eine der besorgniserregenden ideolo-
gischen Entwicklungen in Hinblick auf 
den jüdischen Staat ist das Entstehen 
einer Art von Antiisraelismus, der eine 
unmittelbare Weiterführung des alt-
hergebrachten Judenhasses ist. Die Ar-
gumente sind vergleichbar, nur, dass es 
jetzt der jüdische Staat ist – statt dem 
Juden –, der verdammt und verurteilt 
wird. Israel wird zu einer Gefahr für den 
Weltfrieden erklärt und seine „Abschaf-
fung“ wird als eine Voraussetzung für 
eine bessere und harmonischere Welt 
betrachtet. „Der Staat Israel ist eine Ab-
normität. Er muss auf friedliche Weise 
aufgelöst werden. Bitte akzeptieren Sie 
dies zum Wohle von uns allen!“, schrieb 
ein Professor an den Zentralrat der Ju-
den in Deutschland. Die Verurteilung 
Israels ist in den UN-gebundenen Or-
ganisationen schon lange zum Ritual 
geworden. Die Vorwürfe werden dort 
von den Vertretern der arabischen Staa-
ten vorgebracht, doch auch von anderen 
Ländern unterstützt. Israel und seine 
Institutionen sind das Ziel der – einmal 
mehr – von Moslems initiierten interna-
tionalen Boykottbewegung BDS (Boy-
kott, Desinvestitionen und Sanktionen), 
die jedoch auch in linksgerichteten 
Kreisen des Westens breite Unterstüt-
zung findet. Unter Wiederholung einer 
klassischen antisemitischen Argumen-
tation wird Israel in einer Art und Weise 
dargestellt, die nichts mit der Realität zu 
tun hat.

Zur Judenfeindlichkeit kam die 
Israelfeindlichkeit
Diese Entwicklung verblüfft Juden und 
Israelis. War es nicht eine der größten 
Hoffnungen des Zionismus, die so-
genannte Normalisierung der Juden 
zu erreichen, um dem Übel des Anti-
semitismus ein für alle Mal ein Ende 
zu bereiten? Rückblickend hätte man 
die Entstehung dieser neuen Form 
des Antisemitismus, den Antiisrae-
lismus, möglicherweise voraussehen 
können. Wie sich gezeigt hat, haben 
die Gräueltaten der Schoah zwar viele 
Menschen bestürzt, dennoch wurden 
negative Vorstellungen über die Juden 
und das Judentum nicht ausgelöscht. 
Sie sind nach wie vor tief verwurzelt 
in der Kultur und dem Bewusstsein 
der westlichen Welt. Wie Prof. Monika 
Schwarz-Friesel bereits erklärte, ähnelt 
die Judenfeindlichkeit einem Chamä-
leon, welches im Verlauf seiner Jahr-
hunderte währenden Geschichte seine 
Form und seinen Ausdruck oft verän-
dert hat. Nun ist sie erneut aufgetaucht 
und richtet sich gegen den wichtigsten 
Ausdruck des gegenwärtigen jüdischen 
Lebens, den jüdischen Staat. Die poli-
tischen Spannungen zwischen Israel 
und den „Palästinensern“ haben bei 
den Arabern für eine negative ideologi-
sche Haltung gegenüber Juden gesorgt, 
welche bereitwillig von den aus der 
westlichen Gesellschaft kopierten an-
tijüdischen Stereotypen genährt wird. 
Zur Judenfeindlichkeit kam dann die 
„Israelfeindlichkeit“ hinzu und die ak-
tuellen Feindseligkeiten werden von ei-
ner unrealistischen Sicht des jüdischen 
Staats genährt, die den alten, von Ju-
denhass geprägten Vorwürfen und An-
schuldigungen nur allzu ähnlich sind.

Die Gründung eines jüdischen Staates 
ist ein Ausdruck der Anpassung der Ju-
den an die Möglichkeiten und Heraus-
forderungen der modernen Welt. Aus 
historischer Sicht ist dies ein Prozess, 
der als essenziell für den Fortbestand 
des jüdischen Volkes zu verstehen ist, 
der jedoch keine „Normalisierung“ der 
Juden bewirkt hat – ein Konzept, das 
offensichtlich einer erneuten Betrach-
tung bedarf. Israel verdient es, als eine 
jüdische Erfolgsgeschichte betrachtet zu 
werden, auch wenn es viele gibt, die ihm 
seine Leistungen missgönnen.

Der neue Israeli
Wie soll man bei einem solch gemisch-
ten Bild, in dem Licht und Schatten exis-
tentielle Bedingungen schaffen, die eher 
ungewöhnlich sind, den neuen Men-
schen beschreiben, der dabei entstanden 
ist, den Israeli?

Sie/er ist ein ausgewogener Typ, prak-
tisch, ziemlich gesund, modern, tole-
rant. Die meisten Israelis fühlen sich 
weder Rechts- noch Linksextremisten 
zugehörig. Sie sind ein bisschen religiös, 
ein bisschen weltlich.  Internationalen 
Umfragen zufolge sind die Israelis ziem-
lich glückliche Menschen. Sie würden 
gerne endlich mit den Arabern zu einem 
Frieden kommen, und im Alltag leben 
sie mit ihnen gut zusammen, aber mitt-
lerweile sind die meisten Israelis skep-
tisch, was die Chancen auf eine politi-
sche Einigung anbetrifft. Israelis haben 
einen hervorragenden Sinn für Humor, 
sie sind sehr ungezwungen, tatsäch-
lich sogar ein wenig „locker“, was ihre 
Manieren angeht. Der typische Israeli 
nennt Sie von Anfang an bei Ihrem Vor-
namen. Es ist durchaus möglich, dass er/
sie Sie nach fünf Minuten fragt, wieviel 
Sie verdienen. Und kurz darauf…

Evyatar Friesel ist Professor (em.) für 
moderne jüdische Geschichte an der He-
bräischen Universität von Jerusalem.
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 Von Johannes Gerloff  
(Redaktion Audiatur)

Ganz objektiv gesehen widmet die Welt 
dem Staat Israel überdurchschnittlich 
viel Aufmerksamkeit. Mit 8,4 Millionen 
Einwohnern rangiert Israel auf Platz 96 
weltweit, unmittelbar nach Tadschikis-
tan und Honduras, vor Österreich und 
der Schweiz. Fragt man Google nach 
einer Weltrangliste der Militärmäch-
te, erscheint Israel auf Platz 11, 14, 15 
oder auch 29  – je nach Maßstab. Auf 
einer Liste der „einflussreichsten“ oder 
„mächtigsten Länder der Welt“ rückt 
der kleine Staat am östlichen Mittel-
meerrand schon auf Platz 8.

Auffallend ist, dass Israel in vielen 
einschlägigen Artikeln, die sich damit 
beschäftigen, wie gefährlich ein Land 
ist, überhaupt nicht auftaucht. Doch 
dann findet man Ranglisten der „ge-
fährlichsten Länder der Welt“, auf de-
nen Israel Platz 20 einnimmt. Die USA 
rangiert auf derselben Liste auf Platz 
50  – als sei es gefährlicher in Israel zu 
leben, als in den USA. Dabei wurden im 
Jahr 2017 in den USA 15.612 Menschen 
erschossen. Im gleichen Zeitraum for-
derte der israelisch-„palästinensische“ 
Konflikt 113 Todesopfer. Wäre das 
Leben in Israel so gefährlich wie das in 
den Vereinigten Staaten, hätten 2017 
im jüdischen Staat gemessen an seiner 
Einwohnerzahl 422 Menschen allein 
durch Schusswaffengebrauch getötet 
werden müssen.

Im November 2003 ergab eine Um-
frage der EU-Kommission, dass Israel 

„die größte Gefahr für den Weltfrieden“ 
ist – nicht nur aus Sicht der radikal-isla-
mischen Regierung des Iran oder der 
Bevölkerung von Bangladesch. Sechzig 
Prozent der Europäer dachten so vor 15 
Jahren. Damals hielt eine Mehrheit der 
Europäer den jüdischen Staat für ge-
fährlicher als den Iran, Nordkorea oder 
Afghanistan.

Seit 2006 hat der UNO-Menschen-
rechtsrat (UNHRC) Israel 68 mal ver-
urteilt, während alle anderen Staaten 
zusammengenommen 55 mal verurteilt 
wurden. Bei den jeweiligen 47 Sitzen 
im Menschenrechtsrat sind westliche 
Demokratien meistens in der Minder-
heit, während die Mehrheit der Sitze 
von häufig problematischen afrikani-
schen und asiatischen Staaten besetzt 
wird  – also nicht gerade Vorzeigemo-
delle für liberale, demokratische Werte.

Aber unabhängig von den unaufrich-
tigen Gründen für diese unverhält-
nismäßige Aufmerksamkeit auf Israel, 
gehe ich davon aus, dass die UNO den 
Staat Israel so genau unter die Lupe 
nimmt, weil das jüdische Volk und sein 
Staat ein Maßstab ist, der Standards 
setzt, die für die ganze Menschheit gül-
tig sein sollten.

Dass der moderne Staat Israel als 
Maßstab empfunden wird, gilt ganz of-
fensichtlich nicht nur für Menschrech-
te, sondern ebenfalls für eine ganze 
Reihe weiterer Fragen. So dient Israel 
als Vorbild, wenn es darum geht, wie 
Nationalstaaten im 21. Jahrhundert 

definiert werden sollten, oder wie „Ko-
lonialisten“ mit „Ureinwohnern“ um-
zugehen haben. Exemplarisch wird an 
Israel diskutiert, ob Religion die Identi-
tät eines Volkes definieren, ob man eine 
Kriegserklärung mit Krieg beantwor-
ten, oder wie eine Demokratie einen 
asymmetrischen Krieg führen darf. 
Eine asymmetrische Konfliktsituation 
entsteht, wenn die Armee eines demo-
kratischen Staates einer bedrohlichen 
Masse von andersgläubigen Zivilisten 
gegenübersteht.

In Südafrika hat ein Wirtschaftsboy-
kott das Apartheid-Regime gestürzt. 
Der jüdische Staat hat sich durch jahr-
zehntelange Boykotterfahrungen zu ei-
ner führenden Startup-Nation gemau-
sert. Israel setzt Maßstäbe, indem es 
der Welt zeigt, dass Bedrohungen kein 
Grund sind, zu verzweifeln oder gar 
einzuknicken, sondern als Herausfor-
derungen positiv aufgegriffen werden 
müssen. Anfeindungen können den 
Erfindungsreichtum fördern. Das zei-
gen Abwehrsysteme, die das Ende des 
Raketenzeitalters eingeläutet haben, 
genauso wie eine Kriegführung, die es 
offensichtlich erlaubt, einen mutmaß-
lichen Atomreaktor in einem Nach-
barland zu bombardieren, ohne dass 
das als Kriegserklärung aufgefasst und 
beantwortet werden muss. Dov Moran, 
der Erfinder des USB-Sticks, bringt es 
auf den Punkt: „Immer wenn wir in 
Not gerieten, mussten wir etwas Neues 
erfinden.“

Israel setzt in einer Welt, die vom Un-
tergang bedroht zu sein scheint, neue 
Maßstäbe der Hoffnung. Das gilt nicht 
nur im politischen und militärischen 
Bereich, sondern auch in der Kunst, 
wo eine einzigartige kulturelle Viel-
falt dazu führt, beispielsweise uralte 
jemenitische Volkslieder zu modernen 
Popsongs zu verarbeiten. Das gilt auch 
für das Gebiet der Natur- und Geistes-
wissenschaften. Wenn 30 Prozent aller 
Nobelpreisträger Juden sind, hat das 
nichts mit den Genen zu tun. 

Vielmehr wirkt nach, dass ein Volk 
seit Jahrhunderten lesen und schrei-
ben kann und sich dazu auch noch 
in Massen den Luxus talmudischer 
Spitzfindigkeiten leistet. Wenn sich 
aber eine ganze Nation der Juriste-
rei und Sprachakrobatik verschreibt, 
dann entspringt dem irgendwann ein 
Einstein.

Bemerkenswert ist, dass die Weltöf-
fentlichkeit durch ihre Fokussierung 
das bestätigt, was die Bibel seit Jahr-
tausenden sagt: Israel ist der Maßstab, 
an dem sich die nichtjüdischen Völker 
messen lassen müssen. Und dazu warnt 
das Neue Testament ganz unmissver-
ständlich: Wehe dem, der sich um den 
Splitter im Auge des Bruders müht, da-
bei aber das Brett vor dem eigenen Kopf 
übersieht.

Johannes Gerloff ist ein deutscher Jour-
nalist und Autor mit Schwerpunkt Isra-
el und Naher Osten.

Israel macht es allen vor!
Der gerade 70 Jahre alt gewordene Staat setzt Maßstäbe für nicht-jüdische Staaten in den Bereichen 

Kultur, Wissenschaft, Politik und Humanität

Talkrunde zur israelischen Startup-Szene
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Von Martin Stolzenau

Nachdem Nazideutschland und die 
Sowjetunion 1939 Polen besetzt hat-
ten, wurde in Warschau ein gewaltiges 
Ghetto eingerichtet, in dem rund eine 
halbe Million Juden zusammenge-
pfercht waren. Die Ghettobewohner 
lebten unter unmenschlichen Bedin-
gungen. Dann begann die schubweise 
Verbringung in NS-Vernichtungslager. 
Es gab nur wenige mutige Menschen, 
die sich der Mordmaschinerie entge-
genstellten. 

Irena Sendler, die vor zehn Jahren 
starb, gehörte zu diesen Ausnahmen. 
Sie rettete etwa 2.500 jüdische Kinder 
aus dem Warschauer Ghetto vor der Ver-
nichtung, wird in Israel als Heldin ver-
ehrt und genießt nach langem Vergessen 
inzwischen auch in Polen Anerkennung. 
Viele Überlebende des Holocaust be-
zeichnen sie dankbar als „Oskar Schind-

lers Schwester“. Eine Initiative schlug 
sie sogar für den Friedensnobelpreis vor. 
In Deutschland dagegen ist diese muti-

ge Frau weitgehend unbekannt. Mehr 
noch. Es gibt erstaunlicherweise Bevöl-
kerungsgruppen, die das Ende der Auf-
arbeitung der deutschen Schuld fordern 
und einen politischen Schulterschluss 
mit Israel ablehnen.

Irena Sendler wurde am 15. Februar 
1910 in Otwock im damals russischen 
Teil Polens geboren. Sie absolvierte eine 
Ausbildung als Krankenschwester, er-
lebte die Nazibesetzung Polens hautnah 
und empörte sich über die Diskriminie-
rung der Polen und vor allem über die 
Verfolgung der Juden. Dann erlebte sie 

die Zustände im Warschauer Ghet-
to mit eigenen Augen. Da erwachte 
ihr Widerstandgeist endgültig. Ire-
na Sendler verschaffte sich als Mit-
arbeiterin der Seuchenkontrolle 
Zugang zum Ghetto und nahm 
Kontakt zu Gesinnungsfreunden, 
einer Widerstandsgruppe und zu 
Mittelsmännern des international 
wirkenden Rates für die Unter-
stützung der Juden auf, die in Po-
len unter dem Namen Zegota aktiv 
waren. 

In diesem Rat hatten sich welt-
weit Helfer unterschiedlicher 
Weltanschauungen sowie Glau-
bensrichtungen vereint, um ver-
folgte Juden vor der Vernichtung 
durch die Nazis zu retten. Dieses 
Bündnis reichte von Auslands-
juden über Katholiken bis zu 
Kommunisten. Die Zustände im 
Ghetto erschütterten die Kran-
kenschwester, die zuerst Nahrung, 
Medikamente und Kleidung durch 

die Kontrollen ins Lager schmuggelte. 
Ihre Hilfe empfand sie als einen Tropfen 
auf den heißen Stein. Als die Nazis be-
gannen, die Ghettoinsassen schrittweise 
in die Vernichtungslager zu deportieren, 
war die Verzweiflung groß.

Irena Sendler begann angesichts der 
Deportationen mit Hilfe ihrer Freun-
de jüdische Kinder aus dem Ghetto zu 

schmuggeln. Die ausgehungerten Klein-
kinder verbarg sie unter ihrem Mantel 
sowie im Koffer. Größere Kinder ver-

steckte sie in Einsatzfahrzeugen der 
Feuerwehr sowie der Müllentsorgung. 
Das war eine halsbrecherische Gratwan-
derung unter ständiger Lebensgefahr. 
Die Krankenschwester gedieh zum Kopf 
und zum Motor der Kinderrettungs-
aktion. Mit Erfolg. Die geschmuggel-
ten Kinder wurden anschließend über 
Mittelsleute in polnischen Familien, in 
Waisenhäusern und in Klöstern unter-
gebracht. Dabei bewährten sich beson-
ders zahlreiche katholische Gasteltern 
als Helfer in der Not. Ein Teil der Kin-
der wurde versteckt. Ein großer Teil 
aber erhielt über Gesinnungsgenossen 
in Verwaltungen falsche Papiere, die 
einen legalen Aufenthalt an den betref-
fenden Orten vortäuschten. Um in der 
Hoffnung auf das Überleben der Eltern 
die spätere Zusammenführung der Fa-
milien zu sichern, erstellte Irena Sendler 
zudem verschlüsselte Namenslisten mit 
einer Aufenthaltszuordnung, die sie in 
Einmachgläsern sowie in Tonkrügen 
in Warschauer Nachbargärten vergrub. 
Eine Vorsorge, die die Umsicht, mit der 
die Retterin wirkte, unterstreicht.  Diese 
Vorsorge bekam nach 1945 für Famili-
enzusammenführungen eine große Be-
deutung. 

Doch dann wurde Irena Sendler im 
Oktober 1943 von der Gestapo verhaf-
tet, grauenhaft gefoltert, weil sie die 
Namen sowie Verstecke der geretteten 
Kinder nicht verriet,  und zum Tode 
verurteilt. Parallel unternahmen die 
Zegota-Leute alles, um die Retterin der 
Holocaust-Kinder selbst zu retten. Ein 
von der Zegota bestochener deutscher 
Offizier veranlasste auf dem Weg zur 
Hinrichtung ihre Niederschlagung und 
Zurücklassung. Irena Sendler wurde so 
gerettet, in einem Versteck gepflegt und 
überlebte ihrerseits unter falschem Na-
men den Krieg. 

In Polen erhielt sie den Weißen Adler, 
den höchsten Orden des Landes. Dazu 
wurde sie Ehrenbürgerin von Warschau 
und für den Friedensnobelpreis vor-
geschlagen. In der Gedenkstätte Yad 
Vashem in Israel wird sie mit dem Titel 
„Gerechte unter den Völkern“ geehrt. 
In den USA wurde ein Fernsehfilm pro-
duziert, der ihr Wirken dokumentiert. 
Anna Mieszkowska verfasste das Buch 
„Die Mutter der Holocaust-Kinder“, 
das 2006 auch in Deutschland erschien. 
Darüber verstarb die Retterin im hohen 
Alter von 98 Jahren am 12. Mai 2008 in 
Warschau.  

Ein „weiblicher Schindler“ –  
in Deutschland nahezu vergessen

Zum zehnten Todestag von Irena Sendler, die etwa 2.500 jüdische Kinder rettete

Irena Sendler im Alter
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Irena Sendler mit von ihr geretteten Kinder, 2005

Irena Sendler als junge Frau
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Von Ludger Joseph Heid

Marx und die „Judenfrage“ – da ist man 
unweigerlich geneigt, dies vom Stand-
punkt der alles in den Schatten stel-
lenden Gipfelung des Antisemitismus 
früherer Jahrhunderte, vom Wissen 
um den Judenmord, vom Wissen über 
Auschwitz her zu beurteilen. Marx 
unter dem Aspekt jüdischer Identität 
zu betrachten ist ein gewagtes Unter-
nehmen. Er selbst hätte sich gewiss 
gegen eine derartige Vereinnahmung 
gewehrt. 

Dennoch erscheint es legitim, das 
Erbe seiner rabbinischen Herkunft in 
Anschlag zu bringen, ein Erbe, dessen 
Größe ihm selber wohl nie ins Bewusst-
sein getreten ist. Seine eigene starke 
und stets betonte Abneigung gegen „jü-
dischen Handelsgeist“, vermögen die 
„Tradition aller toten Geschlechter“, 
die auch in ihm fortwirkte, nicht aufzu-
wiegen.

In Marx’ Privatleben gab es vor allem 
zwei Identitäten, die eine Rolle spiel-
ten. Eine lag auf der Hand: Marx war 
Deutscher, wenngleich er bis zu seinem 
Tod dreieinhalb Jahrzehnte seines Le-
bens im Exil verbrachte. Die andere war 
weniger offenkundig: Marx’ Judentum. 
Bisweilen wahrgenommen, und das 
auf sehr unterschiedliche Art und Wei-
se, blieb diese Identität für Marx wie 
für seine Zeitgenossen gleichermaßen 
schwer zu fassen.

Vieles von dem, was Marx gesagt und 
geschrieben hat, lässt sich unter dem 
Begriff Antisemitismus rubrizieren – 
heute. Ob es damals Antisemitismus 
gewesen ist, sei dahingestellt. All unsere 
Wahrnehmungen von Geschichte erhal-
ten ihre Bedeutung erst auf dem Hinter-
grund der Geschehnisse von 1933 bis 
1945. Es ist also wichtig, vermeintlich 
antisemitische Aussagen in ihren his-
torischen Kontext zu stellen, um sich 
selbst und der Geschichte Gerechtig-
keit angedeihen zu lassen. Wir werden 
dann entdecken, dass der Antisemitis-
mus oder das, was wir dafür halten oder 
heute als solchen zu bezeichnen geneigt 
sind, ein Phänomen gewesen ist, das 
nicht nur bei Nichtjuden verbreitet war. 
Marx hat zweifelsfrei dahin tendiert, ei-
nen aggressiven, an den Zeitgeist ange-
passten Agitationsstil zu pflegen, auch 
durch antijüdische Auslassungen. 

Marx‘ judenfeindliche  
Bemerkungen
Im Austausch mit Engels hat Marx sich 
Juden gegenüber in den geschmack-
losesten Wendungen und obszönen 
Bemerkungen geäußert, wenn es sich 
um „Moische“ (Moses) Heß oder Fer-
dinand Lassalle handelte, den „Baron 
Itzig“, den „Ephraim Gescheit“, den 
„kraushaarigen Nigger“ – dies aus-
gerechnet von dem strubbelköpfigen 
Marx, der im eigenen Familienkreis 
und von seinem engsten Freund Fried-
rich Engels – den Spitznahmen „Mohr“ 
führte. Wenn es gegen jüdische Kon-
kurrenten ging, konnte Marx einen 
besonders phantasievollen Wortschatz 
an den Tag bringen. Vor allem auf Las-
salle hatten es Marx/Engels abgesehen: 
Abgesehen von solch nicht unbedingt 
antisemitischen Bezeichnungen wie 
„der Hund“ und „das Vieh“, wimmelt 
es bei ihnen von „Jüdel“, „Itzig“ oder, 
vornehmer, „jüdischer Baron“ oder 
„baronisierter Jude“ sowie, besonders 
krass, „jüdischer Nigger“ – und eben 

auch „Jüdchen“.
Marx’ Briefe sind voller herablassen-

der Bemerkungen über Juden. Nicht 
selten bedient er das Stereotyp des 
unkultivierten und habgierigen Juden. 
Einzelne trifft der Vorwurf, geizig und 
gierig zu sein, doch darüber hinaus fin-
det sich in spöttischen Kommentaren 
ein breites Spektrum antisemitischer 
Äußerungen. Jüdische Zeitgenossen 
werden als penetrant und aufdringlich 
beschrieben, ihnen wurde vorgewor-
fen, sie entsprächen nicht dem klassi-
schen Schönheitsideal, oder es hieß, 
ihre Stimme habe einen „gutturalen 
Klang, mit dessen Fluch das auserwähl-
te Volk bis zu einem bestimmten Grade 
beladen“ sei. 

Antisemit in dem Sinn, den das Wort 
in unserer Zeit dann erhielt, das war 
Marx wohl nicht; doch besser wird sein 
antijüdisches Verhalten damit noch 
lange nicht und zu entschuldigen ist da-
mit auch nichts. 

Marx sogar ein Rassist? 
Wie die meisten Europäer Mitte des 
19. Jahrhunderts schien Marx gemein-
hin Juden in religiösen oder kulturel-
len Kategorien wahrzunehmen: Viele 
sarkastischer Bemerkungen in seinen 
Briefen gehen in diese Richtung. Die 
eine Gelegenheit, bei der Marx einen 

Juden mit rassistischen Beleidigungen 
beschimpfte, war in einem 1862 ver-
fassten Brief an Engels, gegen Ende des 
sehr unglücklich verlaufenen Besuchs 
von Lassalle im Hause Marx in Lon-
don, bei der jener den für die gesamte 
Tischgesellschaft vorbereiteten Braten 
alleine verspeiste. Marx, der bei Las-
salle mit allerhand antisemitischen 
Äußerungen schnell zur Hand war – 
Äußerungen, die gewöhnlich negative 
soziale Stereotype gegen Juden artiku-
lierte –, schrieb über den Besucher in 
rassistischer Konnotation: 

„Es ist mir jetzt völlig klar, dass er, 
wie auch seine Kopfbildung und sein 
Haarwuchs beweist, - von den Negern 
abstammt, die sich dem Zug des Moses 
aus Ägypten anschlossen (wenn nicht 
seine Mutter oder Großmutter von vä-
terlicher Seite sich mit einem Nigger 
kreuzten). Nun, diese Verbindung von 
Judentum und Germanentum mit der 
negerhaften Grundsubstanz müssen 
ein sonderbares Produkt hervorbrin-
gen. Die Zudringlichkeit des Burschen 
ist auch niggerhaft“. 

Das Herausstellen phänotypischer 
Merkmale ist zweifellos ein übler Aus-
bruch, selbst nach Maßstäben des 19. 
Jahrhunderts, zeigt er doch, dass sich 
Marx Juden auch in rassischen Katego-
rien dachte.

Unter Antisemitismus hatte 
Marx wohl kaum zu leiden
Es wäre ebenso falsch wie oberfläch-
lich, Marx’ antijüdische Attitüden vom 
Phänomen des jüdischen Selbsthasses 
abzuleiten. Marx hat an Selbsthass, ob 
jüdischem oder sonstigem, weniger ge-
litten als irgendein anderer bedeuten-
der Mensch. Man kann ihm allenfalls 
eine übertriebene Selbstgefälligkeit 
zuschreiben; er hat nie an sich auch nur 
im Geringsten gezweifelt, noch stand er 
im Ruf, selbstkritisch zu sein oder Kri-
tik widerspruchslos hinzunehmen und 
nie hat er seine Abstammung von lan-
gen Rabbinerreihen bis weit hinein ins 
16. Jahrhundert als Belastung empfun-
den – er hat es einfach nicht erwähnt 
und das war nicht einmal eine Verdrän-
gung. Marx hat weniger als andere ge-
taufte Juden zu Beginn des 19. Jahrhun-
derts unter Judenfeindschaft zu leiden 
gehabt. Zum mindesten hat er selber 
sich solchem Leiden ganz entschieden 
verschlossen. Weder verschwendete 
Marx auch nur einen Gedanken an das 
Problem der Abkehr seiner rabbini-
schen Großväter, noch hat er überhaupt 
jüdisch-religiöse Fragen sonderlich 
ernst genommen. 

Es ist nicht bekannt, dass Marx auf 
Schule oder Universität in irgend nen-
nenswerter Weise etwas davon zu spü-
ren bekommen hätte, als getaufter Jude 
geschmäht oder abschätzig beurteilt 
worden zu sein. Auf der Universität 
in Bonn wurde er ohne Schwierigkei-
ten Mitglied der Trierer Landsmann-
schaft, trank und randalierte mit an-
deren Kommilitonen. Überhaupt ging 
er, auch später, keinem Streit aus dem 
Weg, bot Duelle an ohne auch nur ei-
nen Gedanken daran zu verschwenden, 
dass er als geborener Jude in der bür-
gerlichen Gesellschaft eigentlich nicht 
satisfaktionsfähig war. 

Es konnte auch vorkommen, dass 
ihn seine politischen Kontrahenten – 
Proudhon, Ruge oder Bakunin z. B. 
– als „semitische“ Natur und seine jü-
dische Abstammung in wenig schmei-
chelhaftem Licht erscheinen ließen. In 
einem Steckbrief der preußischen Po-
lizei hieß es über Marx in der Rubrik 
„besondere Kennzeichen“: „Erinnert in 
Sprache und Äußerem etwas an seine 
jüdische Abkunft“.

Marx strotzte  
vor Selbstbewusstsein
Marx war von sich überzeugt bis zur 
Selbstvergottung und zum Messia-
nismus, der bei ihm nicht auf das jü-
dische Volk bezogen war, sondern auf 
das Proletariat übertragen wurde, das 
ihm als das von der Geschichte auser-
wählte Volk galt. Von einem jüdischen 
Proletariat, von jüdischen Handwer-
kern wusste er indes nichts, und dies 
ist umso erstaunlicher, als sich unweit 
seiner Wohnung im Londoner East End 
tausende Ostjuden, „klejne Leit“, ange-
siedelt hatten. 

Mit dem Judentum hat Marx sich, 
mit der Ausnahme seines Essays zur 
„Judenfrage“ aus dem Jahre 1844, nicht 
tief befasst – es interessierte ihn nicht 
sonderlich. Gleichwohl beschäftigte er 
sich mit der ökonomischen Rolle der 
jüdischen Bourgeoisie. Die erschien 
ihm als ein Musterbeispiel der Situa-
tion des Kapitalismus. Das Judentum 
seiner Zeit reduzierte Marx schlicht auf 
Rothschild, auf den „Besitzjuden“, den 

Wie „jüdisch“ war Karl Marx?
Ein Essay zum 200. Geburtstag des weltbekannten Wirtschaftsphilosophen 

Karl Marx aus Trier: Der „Messias“ der Kommunisten
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„Geldjuden“. Von der Idee einer jüdisch-
nationalen Bindung, wie sie sich bei 
Moses Heß andeutete, wollte er über-
haupt nichts wissen, das lag außerhalb 
seiner Ideenwelt. Eine „Sonderlösung“ 
für Juden erschien Marx schon im An-
satz unnötig und irreführend: Den jü-
dischen Ritus, soweit er ihn überhaupt 
kannte, fand er einfach nur „wider-
wärtig“. Jüdischer Glaube war für ihn 
ebenso hinfällig und überholt wie der 
christliche oder irgendein anderer. Die 
bürgerliche Stellung der Juden gehörte 
in das Kapitel allgemeiner Emanzipa-
tion und Erringung von Rechten, die 
nicht nur für minderberechtigte Juden 
zu gelten hätten und im Übrigen durch 
die Aufhebung aller Klassenunterschie-
de gegenstandslos werden würden. 

Kapitalisten oder Religionen 
waren abzulehnen – ganz gleich, 
ob jüdisch oder nicht
Marx unterschied zwischen dem Einzel-
juden und dem Kollektiv, indem er dem 
Einzeljuden die gleiche Stellung zuge-
stand wie jedem einzelnen Kapitalisten. 
Dagegen war für ihn das jüdische Kol-
lektiv dem Untergang durch Auflösung 
geweiht und konnte diesem Schicksal 
so wenig entgehen wie jede andere ka-
pitalistische Formation. Für Marx wa-
ren die Juden eine besonders „hässliche 
kapitalistische Formation“, wie es Shlo-
mo Na’aman einmal formuliert hat, die 
vom Status des kleinen Geldgeschäftes 
zum Bankwesen aufstiegen waren. Er 
interessierte sich nicht für die Juden 
und ihr Schicksal um ihrer selbst wil-
len, sondern weil sie ihm ermöglichten, 
an ihnen seine Analyse der Zukunft des 
Kapitalismus aufzuzeigen, beziehungs-
weise die „Erlösung der Menschheit 
vom Schacher in jeder Form“, und allge-
mein, um nachzuweisen, dass scheinbar 
religiöse und andere spekulative Fra-
gen sich in gesellschaftlichen Fragen 
auflösen, die Fragen der menschlichen 
Emanzipation sind.

Marx war arm
Marx war sein Leben lang knapp bei 
Kasse und dadurch sogar existenzi-
ell bedroht. Interpretationen, wonach 
Schulden ihn kalt gelassen und finanzi-
elle Schwierigkeiten ihm wenig Sorgen 
bereitet hätten – bisweilen noch darge-
stellt als Verweigerung gegenüber der 
bürgerlichen Haltung zum Geld oder 
auch als Absage an das unterstellte jü-
dische Interesse daran –, verkennen die 
tatsächlichen Schuld- und Schamge-
fühle angesichts der chronischen Geld-
knappheit und der Schwierigkeiten, ein 
regelmäßiges Einkommen zu erzielen.

Wenn Marx in seinem Hauptwerk, im 
Kapital, von den Juden als einem Han-
delsvolk spricht, das „in den Poren der 
polnischen Gesellschaft“ existiere, be-
nutzt er ein biologistisch-rassistische 
Bild vom Juden als Parasiten, das in der 
frühsozialistischen Literatur immer 
wieder gezeichnet wird. Und weiter 
heißt es in Marxens Schrift: 

„Der Kapitalist weiß, dass alle Waren, 
wie lumpig sie immer aussehen oder 
schlecht sie immer riechen, im Glau-
ben und in der Wahrheit Geld, innerlich 
beschnittene Juden sind, und zudem 
wundertätige Mittel, um aus Geld mehr 
Geld zu machen“. 

In dieser Aussage finden sich nicht 
nur eine ganze Reihe zeitgemäßer anti-
jüdischer Stereotypen, hier antizipiert 
Marx antisemitische Klischees, die sich 
zählebig bis in die Gegenwart erhalten 
haben. Wer, wie Marx, das Judentum 
nicht mehr religiös, sondern synonym 
mit Geld und „Schacher“ definiert oder 
mit dem weltbeherrschenden bösen 
Prinzip „Kapital“, der muss irgendwann 

seine eigenen Ressentiments in eine 
gute Ideologie umpolen. Durch den 
Antisemitismus hindurch zum Klas-
senbewusstsein – das war ein wichtiges 
Element im Selbstverständnis der Ar-
beiterbewegung.

Keine Regel ohne Ausnahme. Marx 
konnte durchaus offen und auch mit ei-
nem gewissen Stolz zu seiner jüdischen 
Abstammung stehen. In seinen Briefen 
an seinen stinkreichen Onkel Lion Phi-
lips (dem holländischen Elektrokon-
zern), schlug er positive Töne über das 
Judentum an, wobei offen bleiben muss, 
ob dies nicht dem Umstand geschuldet 
war, das Familienerbe nicht zu gefähr-
den. Philips war Marx’ einziger Brief-
partner vor dem er sich nicht genierte, 
auf seine Herkunft hinzuweisen. Ihm 
gegenüber sprach er des Öfteren von 
„unserer gemeinschaftlichen Abkunft“ 
oder „unserem Ahnenstolz“, dann mit 
Bezug auf Benjamin Disraeli als „unser 
Stammesgenosse“. Hier war gewiss eine 
ironische Identifizierung nicht von der 
Hand zu weisen.

Marx war der Prophet einer revoluti-
onären und kommunistischen Zukunft, 
eine Persönlichkeit, die gerade durch 
die Begründung einer ganz neuen Ideo-
logie, des nach ihm benannten Marxis-
mus, die Welt auf den Kopf gestellt und 
ihr dabei den Schlaf geraubt hat. Als 
Privatmann darf man ihn alles in allem 
für seine Zeit als ziemlich konventionell 
charakterisieren. Er war patriarchal, 
sittenstreng, bürgerlich, fleißig, kulti-
viert, seriös, deutsch und hatte einen 
von einer gewissen Patina überzoge-
nen jüdischen Hintergrund. Und keine 
dieser Eigenschaften war Mitte des 19. 
Jahrhunderts auf irgendeine Weise un-
gewöhnlich. 

In einem Spitzelbericht aus dem Jah-
re 1852/53, aus dem Gareth Stedman 
Jones zitiert, heißt es: 

„Marx […] führt ein wahres Zigeunerle-
ben. Waschen, Kämmen, Wäschewechseln 
gehört bei ihm zu den Seltenheiten; er be-
rauscht sich gern. Oft faulenzt er tagelang, 
hat er aber viel Arbeit, dann arbeitet er Tag 
und Nacht mit unermüdlicher Ausdauer 
fort; […] dann legt er sich wieder mittags, 
ganz angekleidet, aufs Kanapee und schläft 
bis abends, unbekümmert um die ganze 
Welt, die bei ihm frei aus- und eingeht“. 

Woher der Verfasser seine Informa-
tionen genommen hat, erscheint ganz 
schleierhaft und ob sie wahr sind, darf 
gewiss bezweifelt werden.

Gleich mehrere Biografien er-
scheinen zum 200. Geburtstag
Rechtzeitig zum 150-jährigen Jubiläum 
seines Hauptwerkes, „Das Kapital“ und 
zu seinem 200. Geburtstag 2018 erlebt 
der Apostrophierte mit seinen Erkennt-
nissen eine regelrechte Renaissance. 
Zwei Marx-Biografien aus aktuellem An-
lass ergänzen die bereits unüberschauba-
re Marx-Historiografie, zwei Biografien, 
die unterschiedlicher nicht sein können. 
Hubert Kiesewetter bringt gleich schwe-
res Geschütz in Stellung, wenn er auf die 
sprachlichen Gewaltorgien von Marx 
(und Engels) verweist, die die „bruta-
le Politik“ in kommunistischen Herr-
schaftssystemen „vorweggenommen“ 
hätten. Kiesewetter lässt kein gutes Haar 
an Marx, wenn er ihn einen „Alleszer-
störer“ nennt und so verortet er dessen 
Bedeutung allein in der vielseitigen Pro-
paganda für die endgültige Vernichtung 
der kapitalistischen Staaten. Und mit 
dieser Weltanschauung habe Marx jeden 
menschenwürdigen Kredit verspielt.

Anders Jürgen Neffe, der Marx vom 
Status eines Dämonen auf die Erde zu-
rückführt, der menschliche Gebrauchs-
Marx. Neffe verweist auf die Marxsche 
Botschaft, dass Revolutionen als „Loko-
motiven der Geschichte“ sich nicht ge-
gen deren Lauf, sondern nur mit ihm in 
Bewegung setzen. Einer Rückkehr zum 
vorbehaltlosen Umgang mit Marx und 
seinem Werk stand und steht immer der 
„-ismus“ im Wege. Indes hat Marx den 
nach ihm benannten Marxismus nie be-
gründet. Dagegen steht auch sein Satz: 

„Ich weiß nur dies, daß ich kein ‚Marxist’ 
bin“.

Man kann es drehen und wenden wie 
man will: Auch 135 Jahre nach seinem 
Tod ist Marx quicklebendig, ob man 
Leben und Werk verteufelt oder bewun-
dert und die rhetorische Frage steht im 
Raum: Welcher Philosoph hat je so tief 
in die Ökonomie geblickt, welcher Öko-
nom so philosophisch gedacht und so li-
terarisch geschrieben wie er?

Als Karl Marx am 14. März 1883 in 
London starb, hatte für die Juden ins-

gesamt ein neues Zeitalter begonnen, 
freilich ein negatives: Der „moderne“, 
rassisch motivierte Antisemitismus hat-
te sich soeben formiert, und das Wort 
„Antisemitismus“ selbst war durch Wil-
helm Marr gerade vier Jahre zuvor in die 
Welt gesetzt worden. Nicht zuletzt Marx’ 
Haltung zur „Judenfrage“ hat dazu bei-
getragen, judenfeindliche Vorurteile 
innerhalb der deutschen Arbeiterbewe-
gung zu bewahren.

Die „jüdische Lehre  
des Marxismus“
Praktisch sein ganzes Leben lang hatte 
Marx sich um seinen jüdischen Hin-
tergrund kaum gekümmert. Das Bild 
änderte sich mit dem Aufstieg sozi-
aldarwinistischer Vorstellungen. Ir-
gendwann glaubten einige Zeitgenos-
sen, jüdische Züge bei ihm zu entdecken 
und erinnerten an seine „israelitische“ 
Abstammung. In den Jahrzehnten nach 
Marx’ Tod verstärkten sich derartige 
Einstellungen nicht nur spürbar, son-
dern wurden darüber hinaus in zuneh-
mendem Maße politisch aufgeladen. 
Den Kulminationspunkt einer ideolo-
gischen Zuspitzung waren Adolf Hitler 
und die unmissverständlich artikulier-
te Todfeindschaft gegen die „jüdische 
Lehre des Marxismus“.

In manchen (jüdischen) Kreisen da-
gegen stand Marx als eine Art jüdischer 
Volksheld. Zur Zeit der Russischen Re-
volution von 1905 hieß es einmal: „Jede 
Klasse hat ihr eigenes politisches Pro-
gramm. … Das jüdische Proletariat hat 
bereits eine politische Tojre (Thora) von 
Karl Marx bekommen“. 

In den Nachrufen auf Marx kamen 
vor allem drei Aspekte zum Ausdruck – 
Marx als Wissenschaftler, als Jude und 
als unbeugsamer Revolutionär, Aspekte, 
die im Laufe der darauffolgenden Jahr-
zehnte immer weiter ausgearbeitet wer-
den sollten und das Bild von ihm zuneh-
mend erstarren ließen.

Auf den Marxismus beriefen sich Re-
präsentanten der Regime im sogenann-
ten Ostblock, aber auch in China. Bei 
dem Versuch, unterentwickelte Länder 
zu industrialisieren wurden drastische 
Mittel und brachiale Maßnahmen an-
gewandt, die Millionen Opfer gekostet 
haben. 

...где обитает красота.

Косметология. Парикмахерская. Маникюр. Педикюр.
Процедуры на тело. Липолазер. Криолиполиз. Кавитация. Мезотерапия. 

Инъекции для разглаживания морщин. Мультиполярные радиоволны
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Von Michail Lobowikow

Das Aufkommen unseres nationalen 
Selbstbewusstseins wird in der Ge-
schichte mit zwei Varianten zu erklären 
versucht: 

1. Man wollte uns vernichten und das 
Trauma der Überlebenden prägte die 
nachfolgenden Generationen, 

2. Eine mächtige Welle an Gewalt be-
wirkte eine Gegenoffensive und führte 
zum Erstarken nationaler Bestrebun-
gen. 

Die Ära des Zionismus hat diese bei-
den Varianten in sich vereint. Doch 
selbst wenn wir dabei die schweren Fol-
gen des Holocaust berücksichtigen, so 
geschah der bedeutendste Durchbruch 
in unserer jüngsten Geschichte nicht 
aufgrund der heißen und viel zu lange 
brennenden Öfen von Auschwitz. Da 
war noch ein anderes Ereignis, das den 
Lauf unserer Geschichte änderte. Es er-
eignete sich vor 115 Jahren.

Am 9. Nissan 5663 nach jüdischem 
Kalender, im April 1903. In der Stadt 
Kischinew. Im Russischen Zarenreich 
(heute Chisinau, Hauptstadt der Re-
publik Moldau). Die von den mittelal-
terlichen katholischen Pfaffen initiierte 
blutrünstige Dämonisierung der Juden, 
die zu jener Zeit schon wenig populär 
in Westeuropa war, erlebte im Osten 
eine Wiedergeburt. In jenem Frühjahr 
berichtete die Kischinewer Zeitung 
„Bessarabez“ (Deutsch: „Der Bessara-
ber“) über einen von Juden verübten 
Ritualmord an einem christlichen Ju-
gendlichen. Es machte das Gerücht 
die Runde, der Zar wolle persönlich 
zu extremen Maßnahmen gegen die 
verdammten Andersgläubigen grei-
fen. Am Ostersonntag wurde in einer 
Kathedrale eine Richtlinie verkündet, 
wonach die Polizei wie die Armee ihre 
Hände drei Tage lang in Unschuld wa-
schen konnten. Sie gönnten sich sozu-
sagen „Urlaub“.  

Das Resultat des Ganzen: ein lang-
wieriger Pogrom, bei dem 49 Juden 
getötet, etwa 600 verletzt (darunter 
etwa 100 schwer) und ein Drittel der 
Häuser in der Stadt geplündert und in 
Brand gesetzt wurden. Erst am Ende 

des dritten Tages wurde der Armee be-
fohlen einzugreifen, um der Eskalation 
ein Ende zu bereiten. Die Polizei hatte 
sich bereits am ersten Tag eingemischt, 
allerdings nur um jüdische Selbstver-
teidigungseinheiten zu entwaffnen und 
zu verhaften und jegliche Versuche der 
Juden, Widerstand zu leisten, im Keim 
zu ersticken.

Die Folgen
1. Verstärkte Auswanderung von Juden 
aus Russland, unter anderem nach Eretz 
Israel. Die zweite Alija, die nahezu alle 
Fundamente zur Gründung des Staates 
Israel legte, erwuchs aus der Flucht-
welle vor dem Pogrom von Kischinew. 
Ironischerweise war eine große Anzahl 
an Juden russischer Staatsbürgerschaft 
gerade dank des Fantasiereichtums des 
Verlegers von „Bessarabez“, Pawel Kru-
schewan, in die USA gelangt. Womit sie 
auch der Gestapo und der SS entkom-
men war, die sich 35 Jahre später daran 
erinnern sollten.

2. Von den Ereignissen entsetzt, 
schlug Herzl den „Uganda-Plan“ vor 
und versuchte alles Denkbare, seinen 
Einfall durchzusetzen, um zu retten, 
was noch zu retten war, ohne auf die 
noch im Nebel liegenden Rechte für 
Eretz Israel zu warten.

3. Empört über diesen „Plan“ torpe-
dierten die russischen Zionisten Ugan-
da und konzentrierten sich auf den 

Kampf um Eretz 
Israel und seine 
Entwicklung – 
Eine Beschleuni-
gung des Kaufes 
von Land und die 
Schaffung von jü-
dischen Siedlun-
gen.

4. Zeev Jabo-
tinsky ließ sich 
von der Idee ei-
ner jüdischen 
Verteidigungsle-
gion inspirieren, 
dachte an eine 
jüdisch-nationale 
Initiative für das 
eigene Volk, woll-

te dabei nicht warten auf die Gunst der 
„progressiven“ Weltgemeinschaft. Und 
so ebnete er sich den Weg zum Revisi-
onismus, der zur wichtigsten kreativen 
Ideologie des Zionismus wurde und es 
heute noch ist.

5. Der amerikanisch-jüdische Ban-
kier Jakob Schiff begann damit, Kre-
dite an Japan für den Krieg mit Russ-
land auszustellen, während zeitgleich 
der Erhalt neuer Darlehen in den USA 
begrenzt wurde. Nachdem er von der 
russischen Regierung die Zusicherung 
über die Beendigung der Diskriminie-
rung von Juden erhalten hatte, stoppte 
er schließlich die Kredite an Japan und 
trug zum Ende des Krieges bei – al-
lerdings erst nach der tatsächlichen 
Niederlage Russlands, die zur Krise 
innerhalb des Riesenreichs führte, zum 
Beginn der revolutionären Unordnung 
und Zusammenbruchs.

Ganz sicher. Die wichtigsten Pro-
zesse, die in der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts zum Erstarken des Zio-
nismus und zur Gründung des Staates 
Israel führten, sind in vielerlei Hinsicht 
auf den sinnlosen wie schonungslo-
sen Pogrom von Kischinew zurück-
zuführen. Der Unwille Großbritan-
niens, jüdische Flüchtlinge vor den 
Nationalsozialisten zu retten, und den 
durch diesen Verrat aufgeriebenen Auf-
stand von „Etzel“ (auch: Irgun Tzwa'i 
Le'umi; zionistische, militärische Un-

tergrundorganisation) gegen die briti-
sche Mandatsmacht, was den Wegfall 
Großbritanniens  einerseits, und die 
Bestrebung Europas, die übrigen Juden 
nach dem Krieg loszuwerden anderer-
seits zur Folge hatte, führten nur zu 
einer kühleren Entscheidung über die 
Gründung Israels.

Ohne eine zweite Alija und eine revi-
sionistische Bewegung wäre das „pro-
gressive“ Europa in den späten 1940er 
Jahren so weit gegangen, für uns Reser-
vate in Uganda oder auf Madagaskar zu 
schaffen, statt uns Eretz Israel zu geben. 
Oder man hätte uns ein autonomes Ge-
biet in Preußen gegeben, wie es damals 
Lord Moyne vorschlug (liquidiert von 
Eliahu Hakim und Eliahu Bet-Zuri, die 
dafür vor 73 Jahren von den Briten ver-
urteilt wurden).

Das Pogrom von Kischinew 
lehrte uns
1. Dass wir in der Diaspora nichts zu su-
chen haben.

2. Dass man aufkeimende Gefah-
ren nicht einfach ignorieren und sich 
schnellstmöglich um die eigene Sicher-
heit kümmern sollte.

3. Dass uns niemand helfen wird, au-
ßer wir uns selbst.

4. Dass sich niemand für unsere Rech-
te einsetzen wird, und wir verpflichtet 
sind, selbst für diese einzutreten und sie 
durchzusetzen.

Je eher wir das begreifen, desto leich-
ter werden wir uns gegen eine neue 
Generation von Unterdrückern, die 
immer bestrebt sind ihre vereinfachte 
Antwort auf die „Judenfrage“ abzulie-
fern, zu Wehr setzen können. Jedes Mal 
präsentiert man sie uns in einer neuen 
Aufmachung, und jedes Mal drehen 
und wenden wir sie erst, bis uns endlich 
klar wird, dass der Inhalt immer noch 
derselbe, alte und abscheuliche ist.

Längst ist es an der Zeit selbst darü-
ber nachzudenken, wie wir die nächs-
ten 30 Jahre leben wollen. Und dabei 
sollten wir die Erinnerung an die vor 
115 Jahren Getöteten in Ehren halten.

Übersetzung aus dem Russischen 
 von Edgar Seibel

Das Pogrom von Kischinew 1903: 
Ein Wendepunkt in der jüdischen Geschichte

Das blutige Verbrechen im Zarenreich vor 115 Jahren gab dem Zionismus entscheidenden Auftrieb

Die Juden von Kischinew vor den Särgen ihrer Angehörigen.
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Von Paul Heintze

Eine denkwürdige Feier fand am 
26. April im Berliner Ephraim Pa-
lais statt. Die 1799 von dem ehema-
ligen Hausherrn des Palais, Ephraim 
Veitel (1729-1803), Hofjuwelier und 
Münzenterpreneur von Friedrich 
II., gegründete Ephraim Veitel Stif-
tung ist 84 Jahre nach „Arisierung“ 
und Zwangsexil wieder nach Berlin 
zurückgekehrt. Hier soll sie im alten 
Stammhaus der Familie mit neuem 
Leben erfüllt werden. 

Die Stiftung hatte neben sozialen 
Aufgaben vor allem die Schulbildung 
der jüdischen Jugend an der von Eph-
raims Vater Veitel Heine Ephraim ge-
stifteten privaten Freischule gefördert. 
Im Jahr 1856 wurde die Schule zur 
ersten jüdischen Universität umgestal-
tet, nachdem die Berliner Universität 
es abgelehnt hatte das Fach Jüdische 
Studien in ihr Programm aufzuneh-
men. Die Veitel Heine Ephraimsche 
Lehranstalt genannte Hochschule 
zählte zu ihren Dozenten die heraus-
ragenden Köpfe der Wissenschaft des 
Judentums, so Leopold Zunz, Moritz 
Steinschneider und Abraham Geiger. 
Hier wurde die jüdische Wissenschaft 
wider den antijüdischen Zeitgeist in 
den Kreis der Universitätsfächer ein-
geführt.

Mit dem Jahr 1934 begann der Raub 
an der jüdischen Stiftung durch die so-
genannte „Arisierung“. Der Name des 
Stifters wurde entfernt und Juden aus 
dem Vorstand gedrängt. Schon bald 
wurden unter dem neuen Vorsitzen-
den – SA-Mann und Parteimitglied 
– sämtliche jüdische Bewilligungs-
empfänger komplett aus der Liste 

möglicher Begünstigter gestrichen, 
an ihre Stelle traten stramme „Arier“ 
und auch Organisationen der NSDAP 
– auch an die eigene Familie hat man 
gedacht.

Nach Kriegsende haben die Alliier-
ten und die Berliner Stiftungsaufsicht 
gefordert, alle in der NS-Zeit in den 
Vorstand der Stiftung eingerückten 
Personen umgehend auszuschließen 

und auch die den Nazi-Vorgaben an-
gepasste Satzung wieder auf ihren 
Stand vor der „Arisierung“ zurück-
zuführen. Der SA-Mann wusste dies 
alles zu verhindern und zwar bis zu 

seinem Tode im Jahre 2000. Zu 
diesem Zweck hat er, der wäh-
rend der NSDAP-Herrschaft 
und danach im Auswärtigen 
Amt Deutschlands arbeitete, 
die Stiftung nach Bonn verlegt, 
wo sich wohl niemand mehr für 
ihre Raubgeschichte interes-
sierte. Noch 1988 hat der Alt-
Parteigenosse sogar einen von 
außen kommenden Versuch 
verhindert, wenigstens den 
ursprünglichen Stifternamen 
neben die noch gültige Nazi-
Benennung einzusetzen.

Erst nach dem Tod des Dauer-
vorsitzenden konnte eine schritt-
weise Rückführung begonnen 
und dann durch gründliche For-
schungen in den preußischen 
Archiven beschleunigt werden, 
welche schließlich zur Rückfüh-
rung nach Berlin führten. 

Die wegen dieser Geschichte 
wirtschaftlich stark angeschla-
gene Stiftung soll nun durch 
Spenden und mögliche Kapital-
aufstockungen wieder arbeits-
fähig gemacht werden und eine 
aktive Rolle in der Vermittlung 
jüdischen Wissens spielen, dies 
auch durch Projektförderun-
gen zu jüdischen Themen, ins-
besondere auch im Bereich der 
Jugend.

www.ephraim-veitel-stiftung.de

Die Wiederbelebung  
der Ephraim-Veitel-Stiftung

Die Stiftung des preußischen Hofjuweliers Ephraim Veitel kehrt nach Berlin ins Ephraim Palais zurück

Kultursenator Klaus Lederer hielt anlässlich der Veranstaltung eine Rede.

Unter den Gästen waren auch Dr. Elvira Grözinger von den „Scholars for Peace in Middle East“ und Levi Salomon vom  „Jüdischen Forum für Demokratie und gegen Antisemitismus“.
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Von Weniamin Tschernuchin

Jeder wissbegierige Tourist kann mü-
helos die Geschichte Israels anhand der 
Namen der Ortschaften, der Plätze und 
der Straßen des Landes studieren.  Na-
men derer, die eine bedeutende Rolle 
im Entstehen des jüdischen Staates ge-
spielt haben, sind auf der Landkarte ver-
ewigt. Darunter auch die nichtjüdischen 
Freunde, die uns in schweren Zeiten 
geholfen haben. Freunde vergisst man 
nicht – ihre Hilfe wird geschätzt und in 
Erinnerung gehalten. 

Balfour
Als Erster wäre der britische Außenmi-
nister Arthur Balfour zu erwähnen, der 
am 2. November 1917 einen Brief an 
Lord Rothschild richtete, in welchem 
die Absicht der Regierung Seiner Ma-
jestät bekundet wurde, in Palästina eine 
nationale Heimstätte für das jüdische 
Volk zu schaffen. Dieses Dokument 
wurde als Balfour-Deklaration bekannt. 
Noch zu Lebzeiten des britischen Adeli-
gen wurden Straßen in Eretz Israel nach 
ihm benannt, und 1922 wurde in der 
Jesreel-Ebene der Moschaw Balfouria 
gegründet. 

Wingate
Weitaus weniger bekannt ist ein Lands-
mann Balfours – Orde Wingate, dessen 
Namen das israelische Institut für Spor-
terziehung trägt. Dabei war Wingate 
selbst kein Sportler. Seine Familie ge-
hörte zur Bewegung der evangelikalen 
Christen, die eine äußerst respektvolle 
Haltung dem Alten Testament gegen-
über auszeichnet. In den 1920ern er-
wacht bei dem Absolventen der Royal 
Military Academy glühendes Interesse 
am Nahen Osten. Er macht einen Arabi-
schkurs, dient im Sudan an der Grenze 
zu Äthiopien, wo er die Sklavenhändler 
und Wilderer jagt. Im September 1936 
wird der Aufklärungsoffizier Wingate 
ins Stabsquartier der britischen Streit-
kräfte in Palästina abgeordnet.  

In der Wiedererschaffung des jü-
dischen Staates sah er seine religiöse 
Pflicht. Während des arabischen Auf-
stands, in dessen Verlauf sowohl jüdi-
sche als auch britische Objekte ange-
griffen wurden, fängt der Offizier an zu 
handeln, indem er mobile Kampfeinhei-
ten aus jüdischen Kämpfern zusammen-
stellt und schult. In enger Zusammenar-
beit mit der Hagana formiert Wingate 
spezielle Nachttrupps und wird selbst 
zum Leiter eines solchen. Unter seiner 
Obhut sammelte der junge Mosche Da-
jan die ersten militärischen Erfahrun-
gen.

Im Mai 1939 wird der Offizier aus 
Palästina abberufen: der Mandatsre-
gierung wird es schnell klar, dass die 
Juden mit ihm einen erfahrenen Berater 
bekommen haben, und an der Erstar-
kung der Hagana sind die Briten alles 
andere als interessiert. Den Ausbruch 
des Zweiten Weltkriegs erlebte Wingate 
in Großbritannien als Hauptman einer 
Flugabwehrbatterie. Als er versteht, dass 
der Krieg durchaus auf Nordafrika und 
den Nahost überschlagen kann, wen-
det er sich an die Befehlshaber mit dem 
Aufruf, eine jüdische Armee in Palästi-
na zu gründen. Dieser Vorschlag fand 
keinerlei Reaktion. Der Oberstleutnant 
kämpft gegen die Italiener in Ostafrika, 
nimmt teil an der Befreiung Äthiopiens. 
Anfang 1942 kommt er nach Birma, wo 
er gegen die Japaner kämpft. Im März 

1944 verunglückt das Flugzeug, mit Ge-
neralmajor Orde Wingate an Bord, im 
Nordosten Indiens.  

Wingate war ein begabter Militärstra-
tege, wenn auch ein ziemlich exzentri-
scher Mensch. So wurden seine zionis-
tischen Überzeugungen von vielen als 
eine Schrulle wahrgenommen.  Nicht-
destotrotz erinnert man sich seiner in 
Israel mit Dankbarkeit. Nach ihm be-
nannte Straßen und Plätze gibt es in vie-
len Städten des Landes, zu seinen Ehren 
sind ein Kiefernwald in Gilboa und das 
Jugenddorf Yemin-Orde, das sich am 
Berg Carmel befindet, benannt.

Masaryk
Im Norden Israels, nicht weit von Akko, 
befindet sich der Kibbuz Kfar-Masaryk, 
der nach dem ersten Präsidenten der 
Tschechoslowakei, Tomas Masaryk, be-
nannt ist. 

 Als King glaubte Tomas die Erzählun-
gen, dass die Juden das Blut der christli-
chen Kinder benutzen. Als Erwachsener 
hat er die ganze Dummheit solcher Be-
hauptungen verstanden und wurde ein 
aktiver Verfechter der Gleichberechti-
gung der Juden. 

Den Ruf als Freund der Juden erwarb 
sich der Professor der Prager Univer-
sität und der Abgeordnete des K.u.K-
Reichsrates mit seiner Unterstützung 
in der Sache Leopold Hilsner, der we-
gen eines angeblichen Ritualmordes an 
einer jungen tschechischen Frau ange-
klagt war. Als das Gericht das Todes-
urteil bekannt gab, publiziert der Jurist 
einen Artikel, in dem er auf die zahlrei-
chen Ungereimtheiten und religiösen 
Vorurteile bei den Zeugenaussagen 
verweist. Das Todesurteil wurde aufge-
hoben, aber Hilsner wurde in einer an-
deren Sache doch noch verurteilt und 
ins Gefängnis gebracht. Die Einmi-
schung wurde Masaryk nicht verziehen 
– man nannte ihn nun einen „Verräter 
am Christentum“. Der Professor war 
sogar gezwungen, seine Unterricht-
stätigkeit einzustellen. Später wurde 
bekannt, dass nachdem Hilsner die Ge-
fängnisstraffe abgesessen hat, Masaryk 
ihn viele Jahre lang unterstützt hat.

Nach der Veröffentlichung der Bal-
four-Deklaration wird Masaryk zu ei-
nem bedingungslosen Verfechter des 
Zionismus. Kurz vor seinem 75. Ge-
burtstag, schon als Staatspräsident, 
empfängt er Chaim Weizmann, dem er 
die volle Unterstützung in seiner Sache 
zusichert. Seine Bewunderung für die 
Zionisten bekundete er auch im Verlauf 
seines Besuches in Palästina. Während 
seiner Amtszeit war Tschechoslowakei 
eins der wenigen europäischen Länder, 
in denen keine Diskriminierung der Ju-
den auf staatlicher Ebene stattfand. Es 
kamen dorthin die Juden aus allen Län-
dern, in denen es eine offizielle oder in-
offizielle „Prozentnorm“ für Juden gab. 
Es ist daher nicht verwunderlich, dass 
der Kibbuz in Ostgaliläa (unter dessen 
Gründern viele Einwanderer aus der 
Tschechoslowakei waren) den Namen 
Kfar-Masaryk bekam. 

Patterson
An einen weiteren überzeugten christli-
chen Zionisten wird in Israel ebenfalls 
erinnert – John Henry Patterson, den 
der jetzige israelische Premierminister 
den „Taufpaten der israelischen Ar-
mee“ nannte. Patterson wurde 1867 in 
Irland geboren und trat seinen Militär-
dienst bei der britischen Armee mit 17 

Jahren an. 1898 wurde er nach Kenia 
abkommandiert – dort leitete er den 
Bau einer Eisenbahnbrücke über den 
Fluss Tsavo. 

Nach Ausbruch des Ersten Weltkrie-
ges wurde der Oberstleutnant Patter-
son zum Befehlshaber des zionistisches 
„Zion Mule Corps“ ernannt. Dieser 
wurde aus den jüdischen Freiwilligen in 
Palästina formiert. Zum Stellvertreter 
Pattersons wurde Joseph Trumpeldor. 
Dieser Trupp wurde zu der ersten jüdi-
schen militärischen Einheit im Verlauf 
der letzten zwei Jahrtausende.  

Bald übernahm Patterson die Füh-
rung der Jüdischen Legion, deren For-
mierung im August 1917 begann, um 
Palästina von der Herrschaft des Osma-
nischen Reichs zu befreien. Die Soldaten 
der Legion nahmen an den Kämpfen ge-
gen die türkischen Truppen im Jordan-
graben teil, sowie auch an der Schlacht 
um Jerusalem. 

Nachdem er 1920 pensioniert wurde, 
unterstützte Patterson weiterhin die zi-
onistische Bewegung. Nach der Macht-
übernahme Hitlers wurde er Mitglied 
des „Emergency Committee to Save the 
Jewish People of Europe“ und ein Ver-
fechter der Schaffung einer jüdischen 
Armee zur Bekämpfung der Nazis. 

Patterson war ein Freund Zeev Jabo-
tinskys und dessen Sekretärs Benzion 
Netanjahu – des Vaters des jetzigen 
Premierministers. Seinem ersten Sohn 
Yonatan gab Benzion diesen Namen zu 
Ehren Pattersons. 

Patterson starb 1947 in Kalifornien. 
Er träumte davon, mit seiner Ehefrau 
in Israel neben den Menschen, die er im 
Ersten Weltkrieg anführte, begraben zu 
werden. 2014 wurden die Leichen der 
Eheleute Patterson auf den Friedhof des 
Kibbuz Avihayil überführt, wo auch ei-
nige der Kämpfer der Jüdischen Legion 
begraben sind. 

 
Wedgwood
Ganz in der Mitte Israels, nicht weit der 
„Grünen Linie“ liegt der Moschaw Gan 
Yoshiya, der nach Josiah Wedgwood be-
nannt ist, einem Marineoffizier und Ab-
geordneten des britischen Parlaments, 
der während des Ersten Weltkrieges 
Trumpeldor kennenlernte. Als der Völ-
kerbund im Juni 1922 das Regierungs-
mandat für Palästina an Großbritannien 
übergab und auf dem Teil des Mandats-
territoriums, der für die Errichtung der 
jüdischen Heimatstätte gedacht war, das 
Emirat Transjordanien ausgerufen wur-
de, ist das Labour-Parteimitglied Wedg-

wood einer der wenigen, die 
scharf gegen eine solche Zer-
teilung Palästinas auftreten. 

Er besucht Eretz Israel 
zweimal – 1926 und 1934 
– und wird zu einem Ver-
fechter jüdischer Interessen. 
Der Titel seines 1926 er-
schienenen Buchs ist mehr 
als aussagekräftig: „Palästi-
na: der Kampf um die Ehre 
und Würde der Juden“. 1928 
ruft er in einem weiteren 
Buch zu der Gründung ei-
nes unabhängigen jüdischen 
Staates auf beiden Ufern des 
Flusses Jordan auf.  Von den 
Verdiensten des britischen 
Politikers am jüdischen Volk 
zeugt auch die Tatsache, dass 
eines der Schiffe, die die ille-
galen jüdischen Einwande-
rer nach Palästina brachten, 

seinen Namen trug. So wie übrigens 
auch viele Straßen in Israel. Als Baron 
Wedgwood im Jahr 1943 starb, richtete 
David Ben-Gurion an seine Familie ein 
Telegramm, in welchem er betonte, dass 
die zionistische Bewegung einen ihrer 
Helden verloren hat.  

Smuts
Oft wird in der Liste derer, die auf der 
Landkarte Israels verewigt sind, der 
Name Jan Christian Smuts‘ ausgelas-
sen – des zweimaligen Premierministers 
der Südafrikanischen Union, Feldmar-
schalls der britischen Armee und des 
Mitglieds des Imperial War Cabinet 
unter Churchills Führung in der Zeit 
des Zweiten Weltkrieges. Smuts war der 
einzige Politiker, der die Dokumente zur 
Beendigung sowohl des Ersten, als auch 
des Zweiten Weltkrieges unterzeichnet 
hat. 

 Smuts ist eine widersprüchliche 
Figur. Einerseits unterstützte er die 
Balfour-Deklaration, andererseits war 
er Vize-Premierminister, als man das 
„Gesetz über Ausländer“ verabschie-
dete, das den jüdischen Flüchtlingen 
die Einreise nach Südafrika praktisch 
unmöglich machte. Jedoch sind die 
Verdienste Smuts größer: persönliche 
Freundschaft mit Weizmann, Hilfe für 
zionistische Organisationen, Kritik am 
„Weißbuch von 1939“, das die jüdische 
Einwanderung nach Palästina stark be-
grenzte. Südafrika war eines der ersten 
Länder, die den Staat Israel anerkannte. 
In vielen Städten Israels gibt es eine Jan-
Smuts-Straße. Nach ihm ist auch der 
Kibbuz Ramat Yohanan im Norden des 
Landes benannt. 

Freilich ist diese Liste der Freunde Is-
raels, die in Toponymen verewigt sind, 
bei weitem nicht vollständig. In vielen 
israelischen Städten gibt es zum Bei-
spiel eine King-George-Straße, oder 
eine Allenbystraße; man begegnet auch 
Churchillstraßen. Unter den ca. 12.000 
Straßennamen in Israel fanden auch die 
Persönlichkeiten ihren Platz, die kei-
nen Bezug zu Juden oder zu Israel hat-
ten. Es gibt auch ganz andere, exotische 
Straßennamen, wie z.B. die Straße der 
Wasserträger, oder die Straße der Ziga-
rettenverkäufer oder die Das-Ende-der-
Welt-Straße. Wobei der häufigste Stra-
ßenname selbst in einem so politisierten 
Land wie Israel ein ganz neutraler ist: 
die Olivenbaumstraße. 

Aus dem Russischen übersetzt von 
David Serebryanik

Nichtjüdische Namen auf der Land- und Straßenkarte des jüdischen Staates
Israels Ehrung für Hilfe und Solidarität in schwerer Zeit

Tomas Masaryk
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Von Rabbiner Elischa Portnoy

Das Schawuot-Fest, das dieses Jahr 
ziemlich früh Mitte Mai gefeiert wird, 
steht in unserer Zeit hauptsächlich für 
den Empfang der Thora. Wenn in frü-
heren Zeiten Schawuot noch eine star-
ke landwirtschaftliche Bedeutung hatte 
– was auch in den fünf Büchern Moses 
mehrmals betont wird – so ist dies heut-
zutage etwas anders. Nicht die neue Ern-
te und nicht die besonderen Opfergaben 
(als noch der Tempel stand) werden ge-
feiert, sondern ausschließlich die Über-
gabe der Thora auf dem Berg Sinai an das 
jüdische Volk vor mehr als 3.000 Jahren. 

Es ist auch bekannt, dass das Thora-
Lernen lange Zeit eine reine Männer-
Domäne war und unter berühmten 
Thora-Gelehrten früherer Generationen 
ausschließlich Männer wie Mosche, Rab-
bi Akiwa, Raschi, Rambam, Arizal usw. 
bekannt sind.  

Warum ist jedoch nichts von Frauen in 
diesem Bereich zu hören? Habe Frauen 
kein Interesse am Thora-Studium oder 
fehlt ihnen die dazu nötige Begabung? 
Oder wurden sie einfach nicht zugelassen 
zum Studium? Dann wiederum würde 
sich die Frage nach dem „Warum“ stellen.

Aus dem Vers 11:19 im 5. Buch Moses 
lernen wir, dass das Gebot die Thora zu 
lernen, sich nur auf die Männer bezieht: 
unsere Weisen leiten aus dem Wort „Bne-
jchem“ (ihre Söhne) ab, dass man die 
Thora exakt seinen Söhnen, nicht aber 
seinen Töchtern beizubringen verpflich-
tet ist. 

Yentl
Was aber, wenn die Töchter trotzdem 
daran interessiert sind, und ebenfalls die 
Thora studieren möchten? Dazu finden 
wir im Talmud im Traktat Sota 10a eine 
ziemlich scharfe Aussage unserer Weisen: 
„Derjenige, der seine Tochter Thora lehrt, 
lehrt sie Tiflus (Torheit)“. Also, scheinbar 
ist das Thora-Studium für Frauen rich-
tig tabu! Das erklärt übrigens, warum in 
dem berühmtem Film „Yentl“ (über eine 
Frau, die sich für einen Jeschiwa-Bochur 
ausgegeben hat, um in der Jeschiwa die 
Thora studieren zu können), der alte Rav 
seine Tochter Yentl geheim in der Thora 
unterrichten musste. 

Debora
Jedoch, trotz dieser Einstellung, gab es 
durchaus jüdische Frauen, die im Tanach 
und im Talmud vor allem für ihre Gelehr-
samkeit bekannt wurden.

So lesen wir Sefer Schoftim (Buch 
„Richter“) im Tanach über die Richte-
rin Debora, die als einzige Frau in der 
Geschichte überhaupt diese hohe Stel-
le besetzt hat. Richterin Debora war 
tatsächlich eine in vielerlei Hinsicht 
herausragende Frau, die nicht nur das 
Volk gerichtet hat, sondern zu einer Art 
„Kanzlerin“ wurde. Sie hatte eine solche 
Autorität, dass der damaliger Heeres-
führer Barak ohne sie nicht in den Krieg 
gegen Sisra zu ziehen wagte. Wo sich De-
bora ihre breiten Thora-Kenntnisse ange-
eignet hatte, ist nicht überliefert. Jedoch 
bleibt sie in der jüdischen Geschichte ein-
zigartig: in der heutigen Zeiten ist eine 
Frau als Richterin in einem orthodoxen 
Beit Din (Gericht) unvorstellbar.

Bruria
Auch im Talmud wird eine Frau für ihre 
Weisheit und ihren Scharfsinn bewun-
dert. Bruria, die Ehefrau des großen Tana 
Rabbi Meir (Schüler von solch großen 

Rabbonim wie Rabbi Jischmoel und Rab-
bi Akiwa), wird in Talmud und Midra-
schim mehrere Male erwähnt. Dort steht 
sogar, dass sie die Schüler ihres Mannes 
im Talmud unterrichtet hat (wenn auch 
hinter einem Vorhang). Jedoch kann 
man bei ihr nachvollziehen, wo sie die 
Thora gelernt hat: sie war die Tochter des 
großen Gelehrten Rabbi Chanania ben 
Teradion, der von den Römern ermordet 
wurde. Wahrscheinlich hat Bruria ein-
fach bei seinen Unterrichten gut zuge-
hört, und da sie von Natur aus talentiert 
und scharfsinnig war, war sie so gelehrt, 
dass sie sogar den eigenen Mann in einer 
theologischen Diskussion überzeugen 
konnte. Jedoch bleibt auch Bruria unter 
mehr als 2.000 jüdischen Gelehrten, die 
im Talmud erwähnt werden, eine einzige 
weibliche Ausnahme.

Aber auch in vergleichsweise nicht weit 
entfernten Zeiten gab es Frauen, die die 
Möglichkeit bekamen die Thora richtig 
zu studieren. So schrieb die berühmter 
halachische Autorität Rav Mosche Fein-
stein eine faszinierende Geschichte, die 
so fantastisch klingt, dass niemand daran 
glauben würde, wenn sie nicht von ihm 
persönlich festgehalten worden wäre:

In Akdoma (Einführung) zum 8. 
Band seines großen halachischen Werkes 
„Igrot Mosche“ beschreibt Rav Feinstein 
seine ziemlich berühmten Vorfahren. 
Unter anderem erwähnt er eine Bege-
benheit mit einer seiner Urgroßmütter 
namens Rachel: noch als junges Mäd-
chen war diese Rachel sehr hungrig nach 
Wissen und sagte ihrem Vater mehrmals 
täglich, dass sie die Thora lernen möchte. 
Auch wenn dies damals unmöglich war, 
gab der Vater schließlich nach und ging 
zu dem Rabbiner der Gemeinde. Die 
Geschichte spielte sich in Stadt Liozno 
ab, und der Rav dieser Stadt war damals 
Rabbi Schneur Zalman, der als 1. Ljuba-
witscher Rebbe der Gründer des Chabad-
Chassidus bekannt ist. 

Man würde es kaum glauben, aber ein 
chassidischer Rebbe hat damals dieser 
Rachel tatsächlich erlaubt den Cheder 
zusammen mit den Jungs zu besuchen 
(auch wenn sie ganz hinten sitzen muss-
te)! Und diese seltsame Geschichte wur-
de nur deshalb publik, weil in der gleichen 
Klasse der Onkel von Rabbi Schneur 
Zalman, der zukünftige 3. Ljubawitscher 
Rebbe „Tzemach Tzedek“ (Rabbi Mena-
chem Mendel, 1789-1866) gelernt hat. 

Jedoch zeigen diese Ausnahmen, dass 
die Aussage von den Weisen über „Tiflus“ 
ziemlich ernstgenommen wurde und die 
Frauen vom Thora-Studium weitgehend 
ausgeschlossen waren.

Es ging so weit, dass der Satmarer Reb-
be Mosche Teitelbaum (1914-2006) den 
Mädchen nicht mal das Lernen des Ra-
schi-Kommentars auf Chumach erlaubt 
hat!

Mädchenschulen
Deshalb gab es viel Wiederstand als die 
ersten Schulen für Mädchen („Bais Yaa-
kov“) Anfang des 20. Jahrhunderts eröff-
net wurden. Und nur die Unterstützung 
von Gedolej haDor (führende Thora-
Persönlichkeiten) wie dem berühmten 
„Chofetz Chaim“ (Rabbi Israel Meir 
Kagan (1839-1933)) half diese Schulen 
in orthodoxen Kreisen doch noch zu eta-
blieren. 

Jedoch wurden sogar in solchen Schu-
len zwar Tanach, Weltanschauung und 
jüdisches Gesetz (Halacha) gelehrt, aber 
nicht der Talmud.

Deshalb ist das folgende Gespräch 
zweier großer chassidischer Rebben in 
dieser Hinsicht sehr interessant: im März 
1981 besuchte zum zweiten Mal der Bel-
zer Rebbe HaRav Yisochor Dov Rokeach 
den 7. Ljubawitschen Rebbe Menachem 
Mendel Schneerson in New York. Im Ge-
spräch erwähnte der Belzer Rebbe, der in 
Israel wohnte, dass er den Vorschlag des 
Gastgebers vom ersten Treffen (im 1973) 
die Schule für Mädchen zu öffnen, in die 
Tat umgesetzt hat. 

Der Ljubawitscher Rebbe war zufrie-

den und betonnte, wie wichtig es heut-
zutage ist auch Mädchen die Thora zu 
lehren. Als der verblüffte Gast aus Israel 
nachgefragt hat, ob der Rebbe tatsächlich 
meint, dass die Mädchen den Talmud 
lernen dürfen und worauf sich „Tiflus“ 
dann bezieht, antwortete der Ljubawit-
scher Rebbe, dass auch passende Stellen 
aus dem Talmud, die mit tagtäglichen 
Halachot verbunden sind, durchaus ge-
lernt werden dürfen. Als Bestätigung für 
seine Wörter erzählte der Gastgeber von 
seinem Gespräch mit jungen Lehrerin-
nen aus Israel, in welchem diese Frauen 
große Lücken in jüdischer Weltanschau-
ung offenbart haben und an absolut an-
tijüdische Ideen glaubten. Schuld daran 
ist, sagte der Rebbe, dass die Mädchen 
die mündliche Thora nicht lernen. 

Die Botschaft des Rebben war klar: 
heutzutage, wo auch die Frauen einem 
starken Einfluss der nichtjüdischen Welt 
ausgesetzt sind, dürfen und müssen sie 
praktische Halachot und richtige jüdi-
sche Weltanschauung sogar aus dem Tal-
mud lernen.  

Bemerkenswert, dass auch die Frauen 
im Morgengebet Segensprüche über das 
Thora-Lernen sagen. Wenn es früher nur 
dem Lernen von praktischer Halacha galt 
(Schabbat, Kaschrut, Segenssprüche, 
Torat haMischpacha), so können Frauen 
heutzutage ruhig auch mehr wagen. 

Und wenn die jüdischen Frauen für 
sich die spannenden Thora-Welten öff-
nen, wird auch für sie das Schawuot-Fest 
nicht mehr auf Käsekuchen reduziert 
sein, sondern eine eigene und große Be-
deutung haben.  

Die Frauen und der Talmud
Betrifft Schawuot nur die Männer oder ist es ein Fest für alle?

Barbara Streisand als „Yentl“
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Makkabi Chai! Im wahrsten Sinne des Wortes 
erlebt die deutsche Makkabi-Bewegung ei-
nen Aufschwung wie selten zuvor. Nach den 
unvergesslichen European Maccabi Games 
2015 in Berlin und dem mehr als erfolgreichen 
Abschneiden der Makkabi-Sportler bei den 
Makkabi-Weltspielen 2017 in Israel, veranstal-
tet Makkabi Deutschland die historisch ersten 
jüdischen Sportjugendspiele in München. 
Vom 30. Mai bis zum 3. Juni kommen knapp 
300 junge Sportler aus dem ganzen Land zu-
sammen, um in insgesamt acht Sportarten ge-
gen- und miteinander anzutreten. Mitmachen 
darf jeder, der im Alter zwischen 12-18 Jahren, 
jüdisch oder Mitglied eines Makkabi-Ortsver-
eins ist. Dabei werden aktive Makkabi-Sport-
ler und Teams aus den Ortsvereinen, sowie 
Athleten, in deren Städten es keinen Makkabi-
Verein gibt, in die bayerische Landeshaupt-
stadt anreisen. Auch zwei Mannschaften aus 
Holland und Sportler aus der Schweiz ma-
chen sich auf den Weg nach Süddeutschland. 
Damit sind die ersten „Makkabi Deutschland 
Junior Games“ sogar international!

Neue Disziplinen
Neben Wettkämpfen in den klassischen 
Mannschaftsdisziplinen Fußball, Basketball 
und Volleyball werden Individualsportarten 
wie Tischtennis, Schach und Fechten an-
geboten. Jede Sportart verfügt über einen 
„Head of Sports“, einen gestandenen Mak-
kabi-Sportler, der das Turnier der jeweiligen 
Sportart begleitet. Ganz neu dabei sind die „E-
Sports“. Die sogenannten „Electronic Sports“ 
(eine Sportart, bei der die Teilnehmer mit Hilfe 
von Computer- und Konsolenspielen gegen-
einander antreten) erfreuen sich immer grö-

ßerer Beliebtheit. Aus diesem Grund wird es 
erstmals ein FIFA-Turnier (Fußball-Konsolen-
spiel) im Rahmen eines nationalen Makkabi-
Wettbewerbs geben.

Mehr als ein Wettbewerb
„Die Makkabi Deutschland Junior Games sol-
len eine offene Veranstaltung sein, bei der das 
gegenseitige Kennenlernen auf und abseits 
des Spielfeldes eine zentrale Rolle spielen 
wird“, sagt Alfi Goldenberg, Vizepräsident für 
Sport von Makkabi Deutschland. Nach diesem 
Motto bietet Makkabi abseits der sportlichen 
Wettbewerbe ein interessantes Rahmenpro-
gramm für die jungen Teilnehmer und ihre 
Familien an. Zum Start gibt es eine spektaku-
läre Eröffnungsfeier, am Freitag und Samstag 
einen geselligen Schabbat mit spannenden 
Tagesaktivitäten, am Samstagabend steigt 
die große Sportler-Party und zum Abschluss 
folgt die feierliche Abschlusszeremonie samt 
Ehrung aller siegreichen und teilnehmenden 
Sportler. Ein besonderer Höhepunkt findet 
bereits am 31. Mai statt: Eine Gedenkver-
anstaltung in Erinnerung an die Opfer des 
Terroranschlags während der Olympischen 
Spiele 1972 in München. Dabei werden Über-
lebende und Angehörige der Opfer des At-
tentats eigens für die Zeremonie aus Israel 
eingeflogen – ein emotionaler Höhepunkt 
dieser ansonsten so fröhlichen Spiele.

Rezept gegen Antisemitismus
Vor dem Hintergrund des immer präsenter 
werdenden Antisemitismus auch bei Kindern 
und Jugendlichen im Schulalter, möchte Mak-
kabi Deutschland mit dieser Veranstaltung ein 
positives Zeichen des freundschaftlichen Mit-

einanders in Deutschland setzen: Sport und 
Spaß gegen Judenhass und Fremdenfeind-
lichkeit. Jüdische und nicht-jüdische Sportler 
kommen ein Wochenende lang zusammen, 
um genau diesen Gedanken zu verinnerlichen 
und in die Gesellschaft hinauszutragen. „Anti-
semitismus bekämpft man durch Aufklärung 
und Begegnung. Je früher nicht-jüdische Ju-
gendliche mit dem jüdischen Leben in Kon-
takt kommen, desto größer ist die Chance, 
dass sich positive Eindrücke vor altbekannten 
Vorurteilen festsetzen“, meint Mike Samuel 
Delberg, Mitglied des Präsidiums von Makka-
bi Deutschland. So wie in allen Makkabi-Orts-
vereinen in Deutschland, werden die Junioren 
– ungeachtet ihrer Herkunft – gemeinschaft-
lich mit dem Davidstern auf der Brust auflau-
fen. Bei Makkabi kommen die verschiedens-
ten Religionen und Nationen zusammen, um 
unter dem Schirm einer jüdischen Organisati-
on gemeinsam Spaß zu haben und ein Signal 
nach außen zu senden, dass Multikulturalität 
kein Hindernis, sondern eine Stärke ist. 

Die Wettbewerbe finden auf dem Gelände 
von Maccabi München, im Hotel Prinzregent 
München und in der Städtischen Berufsschule 
München statt. Der Besuch ist kostenlos und 
offen für alle Interessierten. 

Über MAKKABI Deutschland
Makkabi Deutschland ist der einzige jüdische 
Turn- und Sportverband in Deutschland und 
Teil der weltweiten Sportbewegung Maccabi. 
Makkabi Deutschland ist Mitglied im Deut-
schen Olympischen Sportbund (DOSB), in der 
European Maccabi Confederation (EMC) und 
der Maccabi World Union (MWU). Mit über 
4.000 Mitgliedern und 37 Ortsvereinen in 
ganz Deutschland bieten die einzelnen Verei-
ne eine Vielzahl von Sport- und Spielarten an. 
Die Ortsvereine sind für Sportlerinnen und 
Sportler jeder Konfession und Nationalität ge-
öffnet. Eine der Hauptaufgaben von Makkabi 
Deutschland ist die Förderung der jüdisch-
deutschen Nationalmannschaft in mehr als 26 
Disziplinen. 

Willkommen zur ersten Jugend-Makkabiade! 
Jugendliche messen zwischen dem 30. Mai und dem 6. Juni in München ihre Kräfte bei den Makkabi Deutschland Junior Games 2018
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